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Die Expedition if auf der Herrenſtraße Ur. 20. 


Dinstag den 15. Juni 


0 Heute wird Nr. 47 des Beiblattes der Breslauer 


2) Wie 


An land. 


Ir Berlin, 13. Junj. Se. Majeftät der König ha: 


ben Allergnädigſt geruht: dem geheimen SRegierungs: 


ath Engelhardt beim ſtatiſtiſchen Bureau zu Berlin 


den rotben Adler⸗Orden zwelter Klaſſe mit Eichenlaub; 


dem Rentſer David Michael Fränckel den Titel 


nes geheimen Kommiſſions⸗Rathes; den Juſtiz Kom: 


Miffarien und Notarlen Garbe in Lübben, Joch mus 
u Feankfurt a. d. O. und von Pöiöppinghauſen zu 
erl den Charakter als Juſtiz⸗Rath zu verleihen; und 
den Ritterguts⸗Mitbeſitzer und Ober⸗Landesgerichts⸗Refe⸗ 
tendarlus von Seebach auf Großen⸗Gottern zum 
Landrath des Kreiſes Langenſalza, im Regierungsbezirk 
furt, zu ernennen. } 
Dem Wilhelm Auguſt Broſowsky zu Jaſenitz 
bei Stettin iſt unter dem 9. Juni 1847 ein Patent 
auf eine Maſchine zum Stechen des Torfs, in der 
durch Modell und Beſchreibung nachgewieſenen Zuſam⸗ 
menſetzung, ohne Jemand in der Anwendung der be⸗ 
kannten Theile zu deſchränken, auf fünf Jahre, von je⸗ 
nem Tage an gerechnet, und für den Umfang des 
Preußifchen Staats ertheilt worden. — Dem Fabrlkan⸗ 
ten Friedrich Harkort aus Wetter in Weſtfalen iſt 
unter dem 9. Juni 1847 ein Patent auf eine durch 
Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſene Art der Ver⸗ 
dung der Gas⸗Zuführungs⸗ und Ableitungs⸗ Röhren 
it den Deſtillations⸗Gefäßen, behufs der Reduction der 
Ilnkerze durch brennbare Gaſe, auf fünf Jahre, von 
lenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des 
preußiſchen Staats ertheilt worden. 

Angekommen: Der kaiſerlich ruſſiſche geheime 
Staatsrath und königlich polniſche General⸗Poſt⸗Direktor 
Graf Suminski, von Thorn. — Abgereiſt: Se. 
Excellenz der königlich ſächſiſche wirkliche geheime Rath 
don Langenn, nach Luckau. Der königlich ſchwedi⸗ 
ſche Ober⸗Ceremonienmeiſter, Freiherr Bonde, nach 

resden. N . \ 
Berlin, 14. Juni. Se. Majeſtät der König ha⸗ 
ben Allergnädigſt geruht, dem Geheimen Juſtiz⸗ und 
ber⸗Appellationsgerichts⸗Rath, v. Kurcewski in Po: 
n, den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; fo wie dem 
Förſter Schikorowski zu Czirpitz, im Regierungs- 
ezirk Bromberg, das Allgemeine Ehrenzeichen zu ver⸗ 
hen. . 
Se. Hoheit der Herzog Georg von Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz iſt von Neu⸗Strelitz angekommen. 
Angekommen: Se. Excellenz der General der 
Kavalerie und General⸗Abjutant Sr. Majeftät des Kai: 
ers von Rußland, v. Knorring, von St. Petersburg. 
D Abgereiſt: Se. Excellenz der General⸗Lieutenant 
und General⸗Inſpekteur des Milltär⸗Unterrichts⸗ ‚und 
Vildungsmefens der Armee, Rühle v. Lilienſtern, 
nach Gaſtein. 201 
Das 23ſte Stück der Geſetz- Sammlung enthält: 
unter Nr. 2850 die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 
14. Mai d. J., betreffend die den Kreisſtänden des 
önigsberger Kreiſes in der Neumark in Bezug auf den 
au eee Kreis⸗Cbauſſeen bewilligten fiskallſchen 
farrcche, — Nr. 2851 von demſelben Tage, betref⸗ 
end die der Stadt Ellrich in Bezug auf den Bau und 
bia, Unterholtung elner Chauſſee von Eurich bis zur 
gunſchweigiſchen Landesgrenze in der Richtung auf 
donde. bewilligten fiskaliſchen Vorrechte; — Nr. 2852 
Mit often deſſelben Monats, betreffend die der Stadt 


1 


Ihaufen und den Gemeinden Große und Klein: 


‘ 


Breslauer Zeitung bei. 


Grabe in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung 
der noch unchauſſirten Strecke von Mühlhauſen auf 
Sondershauſen bis zur Landesgrenze bewilligten fiskali⸗ 
ſchen Vorrechte; — und Nr. 2853 vom 9. Juni d. J., 
die Baſeitigung der Zweifel über die Auslegung des 633 
der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846 wegen An⸗ 
nahme der Noten der preußiſchen Bank bei öffentlichen 
Kaſſen betreffend. . I 


Dieſe letztere Allerhöchſte Kabinetsordre lautet nach 
der Geſetzſammlung: „Es iſt durch das Staatsminiſte⸗ 
rium zu Meiner Kenntniß gekommen, daß über die 
Auslegung des $ 33 der Bankordnung vom 5. Okto⸗ 
ber v. J. wegen Annahme det Noten der preußiſchen 
Bank bei öffentlichen Kaſſen, neuerlich Zweifel ſich kund 
gegeben haben. Zur Beſeitigung dieſer Zweifel will 
Ich, nach dem Antrage des Staatsminiſteriums, hier⸗ 
durch erklären, daß ſämmtliche öffentliche Kaſſen, zu de⸗ 
nen in dieſer Beziehung auch die gerichtlichen Depoſi⸗ 
tal⸗Kaſſen gerechnet werden ſollen, unter allen Umſtän⸗ 
den verpflichtet ſind, die Noten der preußiſchen Bank 
für den vollen Betrag, auf welchen  biefelben lauten, 
in Zahlung anzunehmen. — Dieſer Mein Befehl iſt 
durch die Geſetzſhammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. — Sansſouci, den 9. Juni 1847, — 
Friedrich Wilhelm. — An das Staatsminiſterium.“ 

Die Allg. Pr. Ztg. enthält folgende Entgegnung: 
„An den königlichen Landrath, Ritter des rothen Adler⸗ 
Ordens, Herrn von Benkendorff⸗Hindenburg, Hochwohl⸗ 
geboren zu Neumark in Weſtpreußen. — Auf Ew. 
Hochwohlgeboren in Gemeinſchaft mit mehreren Stän⸗ 
den des Löbauer Krelſes an uns unter dem 28. Mai 
d. J. gerichtetes Schreiben glauben wir Nachſtehendes 
ergebenſt erwidern zu müſſen. — Daß Ew. Hochwohl⸗ 
geboren und mehrere Stände des von Ihnen verwalte⸗ 
ten Löbauer Kreiſes, welcher einen Theil unſeres Wahl⸗ 
bezirks bildet, nicht immer einverſtanden ſein würden mit 
der Art und Weiſe, in welcher wir unſer Mandat auf 
dem vereinigten Landtage überzeugungsgetreu zu erfüllen 
bemüht ſind, mußten wir leider vorausſetzen. Der Um⸗ 


ſtand, daß die letztvollzogene Wahl auf den mitunter⸗ 
zeichneten von Koſſowski und nicht auf Ew. Hochwohl⸗ 


geboren fiel, und die von Ihnen ſelbſt erwähnte Verſa⸗ 
gung der Mitwirkung zur ferneren Wahl ließ uns dies 
vorausſehen; daß Sie jedoch ſich veranlaßt fühlen wür⸗ 
den, ſich gegen unſer Verhalten zu verwahren, konnten 
wir allerdings nicht erwarten, da daſſelbe ſchon geſetzlich 
lediglich uns, nicht unſeren Kommittenten, moraliſch aber 
wenigſtens gewiß nicht der von Ihnen vertretenen Mi⸗ 
norität der Wähler oder denjenigen Unterzeichnern des 
Schreibens vom 28ſten v. M. zur Luft fallen kann, 
welche gar nicht zu den ritlerſchaſtuſchen Wählern gebö⸗ 
ren. Wenn wir demnach zu der Form, in welcher Sie 
Ihre von der unſerigen abweichenden Anſicht zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß bringen, keine beſtimmte Veranlaſſung 
zu erkennen vermögen, ſo iſt dies noch weniger der Fall 
in Betreff der von Ihnen empfundenen wahrhaften Be⸗ 
friedigung über die Art und Weſſe, mit welcher die 
große Mehrheit des Landtags einer Erörterung und Re⸗ 
giſtrirung unſerer Erklärung entgegengetreten ſein ſoll. 
Nach den veröffentlichten Verhandlungen hat ſich der 
Landtag nie in der Lage befunden, über die von dem 


Herrn Marſchall aus formellen Gründen nicht ange⸗ 


nommene Erklärung ſich direkt auszuſprechen. Inwie⸗ 
weit und in welcher Art dies bel den fpäteren Verhand⸗ 


lungen über die einzelnen, von uns gufgeſtellten Anſich⸗ ein higiges Gefecht meldet, 
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ten indirekt geſchehen, ergiebt ſich aber zu deutlich aus 
den darüber veröffentlichten Verhandlungen, als daß wir 
darauf näher eingehen dürften. Wir ſchließen mit der 


Verſicherung, daß, fo wichtig es für uns jederzeit fein, 


wird, die Anſichten jedes unſerer gzehrten Kommittenten 
zu erfahren, wir von denſelben nach wie vor doch nur 
den Nutzen werden ziehen können, den eigene Ueberzeu⸗ 
gung und gewiſſenhafte Prüfung uns geſtatten. — 
Berlin, den 10, Juni 1847. — Die Abgeordneten des 
ritterſchaftlichen Wahlbezirks, Löbauer und Sttasbutget 
Kıelfes: von Berlnge. von Koffometi. 
Memel, 6. Junl. Btiefen aus Libau zufbige, 
hat die daſelbſt eingegangene Nachricht, daß der Bau 
einer Eiſendahn von Georgenburg nach Libau 
von dem großen Eiſenbahn⸗Comite unter Vorſitz des 
Großfürſten⸗Thronfolgers genehmigt fei, lebhafte Freude 
hervorgerufen. Der Bau ſoll auch die kaiſerl. Beftäri- 
gung in der Art erhalten haben, daß die Krone eine 
Zinſengarantie für das auf 6 Millionen Silber⸗Rubel 
veranſchlagte Kapital übernähme. Die Bahn würde 
hauptſächlich zum Transport von Holz, Getreide, Lein⸗ 
faat, Flachs ꝛc. benutzt werden. (Aug. Pr. 3.) 
Aachen, 6. Juni. 


Der Betrieb der hieſigen Tuch⸗ 


fabriken iſt in Folge größerer Beſtellungen ungefähr ſelt 


einem Monat ein befriedigender, namentlich erfreuen ſich 
die größeren Fabriken eines ununterbrochenen lebhaften 
Abſatzes; auch die Nadel⸗ und Maſchinenfabriken gehen 
anhaltend gut. Doch hat ſich der Verkehr im Großen 
und Ganzen, trotz der vorrückenden Jahreszeit, der gün⸗ 
ſtigen Witterung und des leichten Verdſenſtes bei öffent⸗ 


* 


lichen und zahlreichen Privatbauten, von dem nachthei⸗ 


ligen Einfluß der Theuerung noch nicht ganz erholt. 
Die Armen: Verwaltung fährt deshalb auch jetzt noch 
fort, das Spfündige Roggenbrot 2 ½ Sgr. gegen die 
Brot⸗Taxe wohlfeiler abzugeben. Eden ſo läßt die 
Stadt⸗Verwaltung den Bäckern einen Theil des Rog⸗ 
genbedarfs zu geringeren, als den Marklpreiſen, aus den 
erſt neuerlich bedeutend vermehrten ſtädtiſchen Vorräthen 
verabfolgen. (Allg. Pr. 3.) 
Deut ſchlan d. 
Bamberg, A. Juni. Im Magiftrats = Kollegium 
hat der Magiſtratsrath, Rothgerbermeiſter Ultſch, den 
Antrag auf Oeffentlichkeit der Sitzungen geſtellt und iſt 
diefer Antrag von genanntem Kollegium einſtimmig an⸗ 
genommen worden. Bamberg überhaupt, welches ein 
zur Zeit noch in Baiern alleinſges Organ der entſchie⸗ 
den⸗freiſinnigen Preſſe beſitzt und ſonſt viele gelſtigen 
Kräfte in ſich ſchlleßt, heine beſtimmt zu fein, unter 


dem neuen Fortſchritts-Miniſterium auf der Bahn zeit 


gemäßer Reformen voranzugehen. „J. 
| Göttingen, 8. Juni. Alle Vermuthungen, ter 
wohl dieſes Mal das Amt eines Curators der Univer: 
ſität bekommen werde, find zu Schanden geworden; we⸗ 
der dem Grafen von Wedel, noch dem Freiherrn von 
Schele ift es zuerthellt, ſondern der König ſelbſt hat 
ſich dieſes Amtes angenommen und verſprochen, mit al⸗ 
len Kräften für das Wohl der Univerfität zu ſorgen. 
Dies iſt der einzige Fall wohl, daß ein Monarch das 
Curatorium einer Univerſſtät verſteht, wenigſtens wiſſen 
wir keine Univerſität in Deutſchland, welche ſich einer 
ſolchen Ehre zu erfreuen hat. (Hamb. Bl.) 
elan, eee 
* St. Petersburg, 8. Juni, Es iſt ein neues 
Kriegs⸗Bülletin aus dem Kaukaſus angekommen, das 
Schamil war mit einem 


* 


ſehr bedeutenden Corps Fußvolk und beſonders Reiterei 


über die Gränzflüſſe gezogen und in die Kabarda einge⸗ 
fallen, hatte auch einen Aul, wiewohl erfolglos, geſtürmt. 
Der General Woronzow ſelbſt griff den Feind an und 
überwand ihn trotz feiner Kavalerie von 5000 Mann, 
durch die Anwendung der Artillerie und der congrevi⸗ 
ſchen Brandraketen. Der Bericht ſagt zwar, daß das 
Gefecht ſehr hitzig war und viele Feinde dabel umka⸗ 
men, die ruſſiſchen Truppen müſſen aber keine große 
Gefahr dabei ausgeſtanden haben und ziemlich aus der 
Schußlinie geblieben fein, da von ihnen nur fünf ver: 
wundet wurden. 1 
Großbritannien. 

London, 9. Junf. In beiden Häufern des Parla⸗ 
ments, im Oberhauſe von Lord Ellenborough, im 
Unterbauſe von Lord E. Bentinck, wurde am 7. an 
die Miniſter die Frage geſtellt, wer, und ob etwa der 
Prinz von Joinvllle den Befehl über das combinirte 
ſpaniſch⸗franzöſiſch⸗engliſche Geſchwader an der portugie⸗ 
ſiſchen Küſte erhalten werde? Sowohl der Marquis 
v. Lansdowne, im Oberbhauſe, als Lord John Ruſſell 
im Unterhauſe erklärte, es ſei nichts darüber bekannt, 
daß der Prinz v. Joinville mit dem feanzöfifchen Ge⸗ 
ſchwader nach Portugal werde geſchickt werden, und es 
könne daher jedenfalls vorläufig keine Rede davon ſein, 
ihm das Kommando über die vereinigte Escadre zu ge: 
ben, Lord John Ruſſell fügte Überdies noch hinzu, es 
fei, fo viel er wiſſe, gar nicht die Rede davon geweſen, 
die Schiffe der verſchiedenen Nationen unter einen und 
denſelben Befehlshaber zu ſtellen, im Gegentheil ſel dem 
Admiral Parker der ausdrückliche Befehl zu⸗ 
gegangen, das Kommando über das verei⸗ 
nigte Geſchwader nicht zu übernehmen, wenn 
auch nicht zu zweifeln fei, daß im Falle activer Opera: 
tionen ſein Rath von Seiten der Befehlshaber der bei: 
den anderen Geſchwader bereitwillig Gehör finden werde. 

Frankreich. 

* Paris, 10. Juni. Die geſammte Aufmerkſam⸗ 
keit der Polttiker richtet ſich jetzt auf Portugal und 
die Algierdebatte der Deputirtenkammer. — Aus Por⸗ 
tugal iſt geſtern eine telegraphiſche Depeſche be: 
kannt gemacht worden, nach welcher Das Antas, der 
Ober⸗General der Inſurgeuten, mit 3000 Mann 
gefangen genommen worden fein foll, und außer 
dem die fämmtliche Habe der Junta dem Slo⸗ 
kadegeſchwader in die Hände gefallen wäre. Die 
Nachrichten kamen angeblich aus Liſſabon vom 2. und 
über Madrid. Die Regierung glaubt auch an ihre Zu: 
verläſſigkelt, denn fie hat die urſprünglich angeordnete 
Verſtärkung der Flotte im Tajo wieder abbeſtellt, indeß 
die neueſten Nachrichten aus Madrid vom 5, wiſſen 
nichts davon, erklären vielmehr, daß auch das bereits 
dreimal gemeldete Einrücken der ſpaniſchen Hülfsarmee 
in Portugal ſich noch nicht beſtätigt habe. Die übri⸗ 
gen Nachrichten aus Madrid ſind unbedeutend. Von 
Intereſſe iſt es, daß der päpſtliche Nuntlus dem König 
im Pardo noch keinen Beſuch gemacht hatte. — Seit 
3 Tagen plagt fi die Pariſer Börfe mit Unglücksge⸗ 
rüchten; vorgeſtern hieß es, der König ſei krank, geftern, 
der König der Belgier ſet todt, dann brachte die 
Preſſe eine Nachricht, wonach bel Avignon ein Ei⸗ 
ſenbahnviadukt, der 3 Millionen gekoſtet hat, ein⸗ 
geſtürzt ſein ſollte. Auch dieſe Nachricht war ohne Grund 
und fie hat fogar heute zu einem Proteſt Veranlaſſung 
gegeben, indem man ſich auf der Börſe daruͤber beſchwert 
hat, daß der Nachricht geſtern nicht amtlich widerſpro⸗ 
chen wurde, ſo daß dadurch die Courſe gedrückt wur⸗ 
den. Heute haben ſich übrigens die Courſe wieder 
gehoben. Zproz. 771%, Oproz. 117 ¼, Nordbahn 
601½. — Aus Algſer erfährt man, daß der Prinz 
von Jolnville dort eingetroffen war. 

Belgien. 

Brüſſel, 10. Juni. Geſtern im Laufe des Tages 
wurden die letzten Wahlen für die Repräſentantenkam⸗ 
mer bekannt. Von den 60 erwählten Repräſent ınten 
ſind nun 36 als lieberal anerkannt, 24 ſind katholiſch: 
von den 47, welche ausgeſchieden, waren 25 katholiſch 
und 22 liberal; die katholiſche Partei hat alſo offenbar 
den Kürzeren gezogen, und die Liberalen haben 14 Stim⸗ 
men gewonnen. Die Kammer, die nun 108 Mitglie⸗ 
der zahlt, iſt jetzt — nach Berechnung des Obſerva⸗ 
teur — in zwei völlig gleiche Hälften getheilt, wobei 
jedoch bemerkt werden muß, daß 6 — 8 zu den Libe⸗ 
ralen gezählte Mitglleder nur „Halbe“ ſind. Die Lage 
des Miniſteriums ift jedenfalls eine kritiſche und hat 
daher auch heute ein Miniſterrath ſtattgefunden, worin 
jedoch beſchloſſen worden, der bloßen Demonftration, 
die in den Wahlen lag, nicht nachzugeben, vielmehr das 
Handeln der Kammer bei ihrem nächſten ordentlichen 
Zuſammentreffen (im November) abzuwarten. 

Schweiz. 

Freiburg, 2. Juni. Waadtländer Soldaten, welche 
vorgeſtern durch das Dorf Dombidier fuhren haben 
ihre Gewehre auf ein kleines Mädchen abgefeuert, wel⸗ 
ches aber nur ſehr leicht verwundet wurde. Dann ha⸗ 
ben fie ein Hündchen, welches zu den Füßen zweier 
Frauenzimmer lag, erſchoſſen, und Fenſterſcheiben einge⸗ 
worfen. Bei jeder neuen Heldenthat ertönte der Kriegs: 
ruf: „Nieder mit den Pfaffen, nieder mit den 
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Jeſuiten, nieder mit den Ariſtokraten!“ Der 
Staatsrath wird ohne Zwelfel von der waadtländiſchen 
Regierung für dieſe auf freiburgſſchem Boden verübten 
Gewaltthaten Genugthuung fordern. (F. J.) 


Jt alien. 


Von der italienifchen Grenze, 3. Juni. Im 
Großherzegthum Toscana bereiten ſich verſchiedene 
höchſt wichtige Veränderungen vor. Mehrere der bis⸗ 
herigen Miniſter ſollen zurücktreten und durch Männer 
erſetzt werden, von denen man weiß, daß ſie dem Fort⸗ 
ſchritte aufrichtig zugethan find, Ein Staatsrath foll 
ernannt werden, von dem man ſich, dg er ebenfalls aus 
freiſinnigen Elementen zuſammengeſetzt werden ſoll, viel 
Gutes verſpricht. Es herrſcht gegenwärtig eine große 
Toätigkeit in den höhern Verwaltungskreiſen; man er: 
wartet ein Geſetz über die Gemeinde Verwaltung, ver: 
ſchiedene Maßtegeln bezüg ich des öffentiichen U rterrichts 
und der materiellen Intereſſen des Lands. Auch an 
dem Plane einer Vereinigung mehrerer italieniſchen 
Staaten zu einem gemeinſchaftlichen Zollſyſteme ſcheint 
die toskantſche Reyjerung fortwährend zu arbeiten. Der 
Weg, den Pius IX, mit fo glücklichem Erfolg betreten, 
hat ein ganz neues friſches Leben in Italien erweckt, 
fo daß feldft die Regierungen genöthigt werden, das alte, 
gewohnte Gelelſe zu verlaſſen und ihren Gang mit den 
Anforderungen der Zeit mehr als disher in Einklang zu 
dringen. Die klügeren von ihnen thun dies bei Zeiten 
und ernten wenigſtens noch einen Dank dafür. Die 
Übrigen werden innen auch wider Willen folgen und 
die Erfahrung machen müſſen, daß ſich die Geſchichte 
nicht immer fo modeln läßt, wie ſich's die menſchliche 
Klugheit im voraus ausyefponnen hat. — In Rom 
ſowohl als in Florenz find von verſchledenen Seiten 
mit zahlreichen Unterſchriften verſehene Bittſchriften ein⸗ 
gereicht worden, in denen gebeten wird, die Väter der 
Geſellſchaft Jeſu des Unterrichts an den Gymnaſien zu 
entheben. In Rom haben die Jeſuiten kürzlich den 
Befehl erhalten, den Palaſt Boromät zu räumen und 
die in demſelben befindliche Unterrichtsanſtalt in das 
ihnen ebenfalls gehörige Kollegium Romanum zu verle⸗ 
gen, da der Papſt geſonnen iſt, das erſtgenannte Ge 
bäude zu Staatszwecken zu verwenden. Die Beſchnei⸗ 
dung, welche Pius IX. an einzelnen klöſterlichen Inſti⸗ 
tuten, die das Gelübde der Armuth zu weit aus den 
Augen verloren haben, vornimmt, erregt, wie ſich leicht 
denken läßt, in einzelnen Krelſen große Mißſtimmung. 
Man wagt jedoch dieſelbe nicht laut werden zu laſſen, 
weil man weiß, daß man dafür vom Volke üdel be⸗ 
lohnt werden würde. (Mannh. J.) 


Osmaniſches Reich. 


Konſtantinopel, 26. Mal. Die Pforte tempo⸗ 
riſirt noch immer, und noch hat fie bis jetzt nicht ge⸗ 
wagt, auch nur eine der gegen Griechenland projektirten 
Zwangsmaßregeln zur Ausführung zu bringen. Das 
Kabinet von Athen richtete in der Verlegenheit feine 
Blicke nach Wien und erbat die Vermittelung Oeſter⸗ 
reichs. Als eln deutſcher Repräſentant dem Reis⸗Ef⸗ 
fendi die Mittheilung machte, daß das griechiſche Ka⸗ 
binet die oben erwähnte Vermittelung angeſucht habe, 
ſoll Ali Effendi im höchſten Unmuth ausgerufen daben: 
wie ſich denn Griechenland anmaßen könne, ohne die 
Mitwirkung der Pforte einen Schiedsrichter aufzustellen! 
Als man ihn aber auf den wichtigen Unterſchied, der 
zwiſchen dem Amt eines Schledsrichters und dem eines 
Vermittlers beſteht, aufmerkſam machte, ſoll ſich Ali 
Effendi völlig beruhigt und nur darüber beklagt haben 
daß die Pforte keine direkte Mittheilung aus Athen 
darüber erhalten hade. — Nachſchrift. So eden ver⸗ 
nehme ich, daß der Reis⸗Effendi in einer Konferenz, 
die er geſtern mit einem fremden Diplomaten gehabt, 
erklärt hade: die Pforte wolle die gegenwärtige Lage der 
Dinge nicht verſchlimmern, noch dem öſterreichiſchen Ka⸗ 
binet neue und unerwartete Schwierigkeiten in den Weg 
legen; ſie ſei vielmehr entſchloſſen, den status quo zu 
erhalten, bis man die Vorſchläge des vermittelnden Ka⸗ 
binets erfahren haden werde. (A. 3.) 


Tokales und Provinziekles. 


Schleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur 
Sektion für Statiſtik und National⸗Oekonomie. 

Am 8. d. M. hielt Hr. Profeſſor Kries in der 
ſtatiſtiſchen Sektion der vaterländiſchen Geſellſchaft einen 
Vortrag über das Prinzip und die praktiſche Anwen⸗ 
dung der Einkommen⸗Steuer. Der Gedankenzug war 
etwa folgender: 

Es beſteht ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem 
Vorhaben, nur einen Theil des Staatsbedürfniſſes in 
der Form einer Einkommenſteuer zu erheben und der 
Anſicht, daß das Einkommen der zureichende und einzig 
gerechte Maßſtab zur Vertheilung der geſammten 
Staatslaſt ſei. Zu jenem Zweck hat die Einkommen⸗ 
ſteuer in verſchiedenen Ländern gedient, dagegen dieſe 
Anſicht ſich auf kein Beiſpiel der Erfahrung zu ihrer 
Begründung beziehen kann. 

Es iſt vielmehr leicht einzufehen, daß für unfern 
gegenwärtigen Zuſtand der Geſellſchaft die Vertheilung 
der geſammten Staatslaſt unmittelbar auf die Kon⸗ 


tribuenten und lediglich nach dem Maßſtabe ihres Ein⸗ 
kommens vollkommen unausführbar iſt. In die⸗ 
ſem Falle würden nämlich auch die unteren, minder 
wohlhabenden — Klaſſen der Geſellſchaft von der 
Einkommenſteuer keinesweges frei bleiben können; hier 
aber müßte jeder Verſuch, das wirkliche Reineinkommen 
der Kontribuenten zu ermitteln bei der großen Zahl 
derſelben, der unter ihnen noch weit verbreiteten Na 
turalwirthſchaft und bei der andrerſeits mangelnden 
Bildung nothwendig ſcheitern. Wo aber die Erfah⸗ 
rung in einem klaren Widerſpruch mit den Lehren einer 
Theorie ſteht, iſt dies ein erheblicher Grund, an der 
Richtigkeit derſelben zu zweifeln. 

Auch zeigt ſich der Grundſatz, daß die Steuerlaſt 
lediglich nach dem Einkommen zu vertheilen ſei, zu 
nächſt unficher, wenn man ihn anwenden wil. Es 
entſteht nämlich die Frage, ob denn auch ſchon ein 
Einkommen zu beſteuern iſt, welches eben nur hinreicht, 
das Daſein nothdürftig zu friſten, ob ein höheres Ein⸗ 
kommen nach dem gleichen Prozentſatz wie das Niedere 
zu beſteuern ift oder nach einem ſteigenden; ob endlich 
Einkommen von dem gleichen Betrage gleichmäßig zu 
beſteuern iſt ohne Rückſicht auf die Quelle, woher es 
ſtmmt — ob z. B. aus perſönlichen Leiſtungen oder 
Eigenthumsrechten. 

Bei näherer Prüfung ergiebt ſich, daß der Begriff 
Einkommen (Reineinkommen) auf Beziehungen un 
Vorausetzungen beruht, welche vernachläßigt MET 
den, wenn man denſelben als Maßſtab der Steuerver⸗ 
theilung benutzen will. Einkommen wird gedacht mit 
Beziehung auf Ausgabe; ſoll das Einkommen Maß⸗ 
ſtab der Steuervertheilung werden, fo kann nur da 
Einkommen eines gewiſſen Zeitabſchnittes, z. B. ein 
Jahres verſtanden werden und man unterſtellt daß die 
Bedürfniſſe dieſes Zeitabſchnittes von den Einnahmen 
deſſelben zu beſtreiten ſein werden. Dieſe Vorausſetzung 
ift aber gerade bei der zahlreichſten Einwohnerklaſſe 7 
der minder wohlhabenden — irrig, indem z. B. d 
Arbeiter, wenn er ſich ſein ganzes Leben ſelbſtſtändig 
und von der Unterſtützung Anderer unabhängig erhalten 
will, einen Sparpfennig ſammeln muß für Krankh 
und Unglücksfälle, fo wie für fein Alter u, ſ. w. um 
ähnlich ein Familienvater zu bedenken hat, daß 
dem Heranwachſen der Kinder die Etziehungskoſten zu 
ſteigen pflegen, nicht aber auch die Einnahme dc. 

Hiernach muß jede Vertheilung der Steuer, welche 
nur auf die Einnahme Rückſicht nimmt, ohne au 
die Verhältniſſe der Ausgabe zu beachten, nothwendig 
ungerecht werden. 2 

Auch von einer andern Seite her erweiſt ſich bus 
erwähnte Prinzip als unhaltbar, wenn man näml 
auf die Wirkung der Steuer achtet. 

dit 


Die Laſt, welche dem Steuerpflichtigen durch 
Erhebung einer gewiſſen Geldſumme auferlegt wird 
kann weſentlich erhöht oder gemildert werden, je na 
dem man die Form der Erhebung erwählt. Die Eik 
kommenſteuer macht die Vorausbeſtimmung der 
mine und Raten nothwendig, welche bei Entrichtung 
der Steuern einzuhalten find, und es bleibt hierbei un“ 
möglich, die beſonderen Verhältniſſe der Steuerpfli 
gen, welche nicht zu jeder Zeit gleich zahlungsfähih 
find, zu berückſichtigen. Die hieraus entfpringende 
läſtigung iſt um fo größer, je bedeutender die Steuet 
im Verhältniß zur ganzen Einnahme iſt. Im Gegen 
ſatz hiervon iſt es ein Vorzug anderer Steuerformm 
insbeſondere der ſogenannten indirekten, daß ſie di 
Steuerpflichtigen einen gewiſſen Spielraum laſſen, , 
nen Beitrag nach Maßgabe ſeiner jedesmaligen 30 
lungsfähigkeit zu entrichten. Ingleichen wird bei 5 
hebung einer Einkommenſteuer nicht darauf Rückſich 
genommen, daß die verſchiedenen Bürger durch m 
Privatthätigkeit nicht gleichmäßig die öffentliche Woh, 
fahrt fördern, während andere Steuerformen allein 
die Mittel gewähren, innerhalb gewiſſer Grenzen 1 
Genuß zu belaſten und gemeinnützige Unter 
nehmungen zu ermuntern, mindeſtens von 
zu befreien. a 

Endlich iſt beſonders darauf Rückſicht — 
daß derjenige, welcher eine Steuer zb beftehenden 
noch nicht allein trägt, wie denn a en daun 
Steuerformen faſt durchgängig ae mer vorzugsweiſe, 
daß fie nicht allein, noch aue ihrer, Auf weſſen 
den belaſten, welcher fie zung ‚ 5 

en bleibt, hängt von all⸗ 
Schultern die Laſt zuletzt lieg . 45 

. iffen, ſittlichen und politiſchen 
ar Ae ha fe lic zwar mit Hülfe der Er⸗ 
le e Beobachtung im vorliegenden Falle eini⸗ 


germaßen beurtheilen, niemals aber mit Sicherheit vor 


erfehen, geſchweige denn feſtſtelen. 
auge ſo der Beweis verſucht war, daß die 
Anficht, welche in dem Einkommen den 5“ 
reichenden und allein gerechten Maßſtab 155 
Steuervertheilung findet, nicht haltbar feb - 
behielt der Vortragende ſich die Behandlung der zwe 

age: ob und unter welchen Umſtänden die Ein 
menſteuer zur Beſchaffung eines Theis der Sta 
dürfniſſe benutzt werden könne? für eine fpätere Ver⸗ 
fammlung vor. Schnee 


zelheiten, er faßt ihn zu einem individuellen Bilde zu⸗ 


Theater. e eg 

„Die diesmalige Vorſtellung des Gutzkowſchen Luſt⸗ 
ſpieis „Das bild des Tartüffe“ hat durch das Gaſt⸗ 
ſpiel des Herrn Devrient als auch durch die faſt durch⸗ 
gängig neue Beſetzung der Rollen ein erhöhtes Intereſſe 
geboten. — Ueber das Luſtſpiel ſelbſt bleibt wenig zu 
ſagen. Wenn man über Einzelnes hinwegſieht, was 
dem äſthetiſch gebildeten Geſchmack nicht zuſagt, ſo 
ann man dem Ganzen das Zeugniß nicht verſagen, 
daß es durchweg den Verſtand unterhält, und das 


bleibt ein für allemal der Begriff, den die Komödie zu 


% i 2 en * — 
Per Notare des Herrn Devrient iſt uns aus 
früherer Zeit bekannt, und es iſt nicht in Abrede zu 
ſtellen, daß der Darſteller hier den Dichter vollſtändig 
deckt. Der ſittliche Ernſt, der die Seele dieſes Cgarak⸗ 
ters ausmacht, kommt in der Darſtellung des Herrn 
zur vollſten Geltung, und durchzieht alle Momente 
mit Gleichförmigkeit. Wir unterſcheiden in jeder Dar⸗ 
ſtellung ſehr wohl, was dem Dichter und was dem 
Schauſpieler gehört, und von dieſem Standpunkte = 
behaupten wir, daß Herr D. gerade in Rollen wie ir 
heutige feine rechte Künſtlerſchaft bewährt, Er bertel 
uns hier ſein ächtes Geſtaltungstalent, denn er gie t 
den Charakter treu und wahr bis zu den kleinſten Ein⸗ 


ſammen, und ſtellt ihn vollſtändig und harmoniſch aus⸗ 
gearbeitet vor uns hin, er gewährt uns mit en 
Worte, den Genuß, daß wir die Geſtalt als eine . 5 
kommene Totalität erſchauen, während bei den 8 5 
len u öfter ein 1 zwiſchen dem Dichte 
und dem Darſteller zurückbleibt. . 
Der „Lamoignon“ des Herrn Kühn hat iu diefen 
Anfange herein wenig befriedigt. Ich denke b. 0 
Lamoignon recht fein und gei treich, was er 1 Fe 
fein muß, da er die Fäden der Intrigue 4 je ener 
Geſchicklichkeit zu ſpinnen, und mit großer Ueberlegen⸗ 
eit die Anderen für ſein Intereſſe zu gewinnen weiß. 
Sas monotone Weſen in der Darſtellung des Herrn 
K. ließ jene perfönliche Ueberlegenheit durchaus nicht 
vermuthen. Im fünften Akte dagegen, wo der Praſi⸗ 
dent einen gewiſſermaßen tragiſchen Anlauf nimmt, hat 
Herr K. die Seelenangſt des Scheinheiligen ganz vor⸗ 
trefflich zur Anſchauung gebracht, und den Eindruck des 


früheren Spiels vergeſſen gemacht. — 


err Heeſe (Ludwig XIV.) hat im Ganzen aller⸗ 
bings 0 1 Bild des leicht beweglichen 
Königs gegeben, und mitunter ſogar vorzüglich charak⸗ 
teriſtiſche Momente geboten. Andere dagegen haben ſich 
wiederum ſtörend eingedrängt, und die konigliche Würde 
vergeſſen gemacht. Namentlich iſt uns ſein Benehmen 
egen Moliere im dritten Akte aufgefallen, wo die Ei⸗ 
Feucht des Königs dem Moliere keinesweges fo in die 
ugen ſpringen muß. — 
A aan en (Mattieu) und Herr Iſoard 
„= are ließen nicht unbefriedigt. — Was wir noch 
er einige andere Darſteller zu bemerken haben — 
und es if zu bemerken — müſſen wir für ein ander: 
mal aufbewahren, und fügen nur ſchließlich hinzu, daß 
das recht gefüllte Haus die Vorſtellung mit dem leb⸗ 
hafteſten Beifall begleitete und die Herren Devrient, 
Heeſe und Kühn mit wiederholtem Hervorruf beehrte. 


+ 


— Grottfan, 11. Juni. 


See 8 y Der herrſchafiliche Jäger 
ominii eg (% 


wickelte ſich deſſen Büchſe in den Zweigen des Baumes, 
entladete ſich und die Kugel ging dem Jäger durch die 
rechte Achſel und durch den Kopf, ſo daß er auf der 
Stelle todt blieb. (Patſchk. Wochendl.) 


Den IAten d. M. werden 


Patſchkau, 9. Jun. 


von Se.ten des Magiſtrats an hieſige gewer betreibende 


Bürger, welche keinen Acker beſiten, 31 Scheffel Rog; 
gen und 50 Scheffel 14 Metzen Gerſte (Breslauer 
Maaß), und zwar jedem ein bis zwei Viertel verkauft, 
und dürfen dieſelben für das preuß. Viertel Roggen nur 
18 Sor. 9 Pf., für die Gerſte 15 Sor. bezahlen. — 
Hieraus kann man entnehmen, wie ſehr unſere Stadt⸗ 


Behörde darauf bedacht iſt, in gegenwättiger Nothzeit⸗ 
die Bedürftigen in aller und jeder Hinſicht zu unter 


fügen, da auch den Holzeinſchlägern im ſtädtiſchen 
Forſte elne Zulage hinſichtlich des Arbeitsloynes gemacht 
worden. Viele Hände der Frauen und Mädchen ſind 
mit Anfertigung von Arbeiten beſchäftigt, um ſelbige 
ſchenkungsweiſe dem Frauenverein Behufs einer Ver⸗ 


looſung zur Verbeſſerung des Unterſtützungsſonds ' zu: 


übergeben auch viele der Herren beabſichtigen zu ‚glei: 
chem Zwecke Geſchenke zu machen. (Wochenbl.) 


Oppeln, 13. Juni, Der Waſſerſtand der Oder 
war am 12. Juni Mittags 12 Uhr am bieſigen Ooer⸗ 
degel 9 Fuß 9 Zoll, am Unterpegel 3 Fuß 8 Zoll; am 

3. Juni Morgens 6 Ude am Oberpegel 10 Fuß 3 Zoll, 
am Unterpegel 6 Fuß; Nahmitta,s 4 Uhr am Oberpe⸗ 
gel 11 Fuß 11 Zoll, am Unterpegel 9 Faß 9 Zoll. 

s iſt ein hoher Waſſerſtand zu beforgen, 
Oppeln, 14. Juni, Der W ſſerſtand der Oder 
85 den I3ten d. M. 4 Uhr Nachmſttags am hieſigen 

berpegel 11 Fuß 11 Zoll, am Unterpegel 9 Fuß 9 Zoll, 
und den laten 7 Uhr Morgens am Oberpegel 13 Fuß 
Zoll, am Unterpegel 12 Fuß 1 Zoll. nt 

Koſel, 13. Zunt. Der Waſſerſtand der Oder war 

am 11. Jun Mittags 12 Uhr am hieſigen Sberpegel 


Meile von hier) ſtellte ſich vor 
einigen Tagen, während eines Regens, mit noch drel 
Ännern unter einen Baum. Beim Weggehen ver⸗ 


1503 
10 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 1 Fuß; am 12. Jun 
Morgens 6 Uhr am Oberpegel 10 Fuß 10 Zoll, am 
Unterpegel 1 Fuß 11 Zoll; Mittags 12 Uhr am Ober⸗ 
pegel 11 Fuß 1 Zoll, am Unterpegel 2 Fuß 4 Zoll; 


Abend 6 Uhr am Oberpegel 11 Fuß 8 Zoll, am Un⸗ 
terpegel 5 Fuß 5 Zoll; am 13. Juni Morgens 6 Uhr 


am Oberpegel 14 Fuß 4 Zoll, am Unterpegel 11 Fuß 
4 


Zoll. 
Koſel, 14. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 


am 13. Juni Mittags 12 Uhr am biefigen Ober⸗ 
Pegel 14 Fuß 9 Zoll, am Unter⸗Pegel 12 Fuß 6 Zoll; 
Nachmittags 6 Uhr am Ober-Pegel 15 Fuß 4 Zoll, 
am Unter⸗Pegel 13 Fuß 8 Zoll; am 14. Juni Mor⸗ 
gens 6 Uhr am Ober⸗Pegel 17 Fuß 1 Zoll, am Unter⸗ 
Pegel 16 Fuß 4 Zoll. Die Oder iſt fortwährend im 
Steigen. 


Mannigfaltiges. 
** Berlin, 13. Juni. Nach mehreren ſtüemiſchen 


Tagen It Heute ein recht freundlicher Sonntag Nach: 
mittag gefolgt, und die Einwohner Berlins ziehen in 
Strömen hinaus vor das Thor und füllen die Wirths⸗ 
häuſer, als ob gar keine Noth vorhanden ſei, und doch 
iſt dieſe noch immer ſehr groß, denn der Wiſpel Rog⸗ 
gen wird wieder mit 107 und der Weizen mit 120 
Rehlr. bezahlt. Das Pferdefleiſch finder ſtarken Zus 
ſpruch, und es iſt bereits eine bedeutende Anzahl Gaule 
geſchlachtet worden. 
Borſchlag gemacht, die Beſeltigung des Vorurtheils 
auch auf Hunde und Katzen auszudehnen, worauf 
ein Poltzeitommiſſar entgegnete, daß, feiner Erfahrung 
nach dieſes Vorurtheil langſt aufgehört habe, denn in 
feinem Revier ſelen die Katzen fat ſämmtlich verſchwun⸗ 
den, ohne daß man ihre Kadaver gefunden, und die 
Pelze derſelben ſeien zur Leipziger Meſſe gewandert. 
Unter unſern Vergnügungsorten hat in der letzten Zeit 


Vor einigen Tagen wurde der 


ſich beſonders das Sommer' ſche Lokal mit feiner 


tiefflichen Kapelle unter der Leitung von Sof. Gungl 


aufgeſchwungen, man findet dort ſteis eine glänzende 


Verſammlung von Landſtänden und höheren Beamten 


und Offizieren. 


— (Mannheim, 10. Juni.) Heute erfolgte die 
feierliche Eröffnung der pfälziſchen Ludwigsbahn. 


(Mannh. Bl.) 


— (Zittau.) Am 6. Juni fand die erſte Prode⸗ 
fahrt auf der Lobau⸗Zittauer Eiſenbahn ſtatt, in⸗ 
dem Vormutags 11 Uhr die kurze Strecke vom Zit⸗ 
tauer Ba nhofe bis in das romantiſche Schülerthal be⸗ 


faßten wurde, 


— (Leipzig.) Drei Kinder des Handarbeiters 
Leube zu Dölitz der Leipzig wurden am 6. Juni in ip⸗ 
rer Wohnſtube im Rückeriſchen Hauſe daſelbſt allein ge: 
Nachmittags 
gegen 5 Uhr geriethen Bett und andere Mobilien durch 
von gedachten Kindern unternommenes Spielen mit 
Sireichzündhölzern in Brand und es würden die 57 
2½ und %, Jahre alten Kinder erſtickt und reſp. ver: 
brannt ſein, wäre der hervordringende Rauch von Vor⸗ 
Üvergevenden nicht bemerkt, die Thür geöffnet und die 


laſſen und die Stubenthür vetſchloſſen. 


Kinder der Gefayr entzogen worden. (L. Z.) 


— Unter. der Ueberſchrift „Lebensart der Königin 
Iſabella“ erzählen franzöſiſche Blatter: „Obwohl fie Ko. 
nigin, oder vieimeyr weil Koni, in, fol Iſavella II. eine 
wahre „Löwin“ fein; nicht wie man Das in Paris 
verſteht, ſondern in der eigentlichen Bedeutung des Wor⸗ 
Wenn Iſa⸗ 
bella die Krone verlieren ſollte, fie würde ſie vertheidi⸗ 
ven konnen, die Lanze in der Hand, denn „fie ſchlägt 
ſich wie Griſier“, und es iſt iate Liedlingserholung. 
Sore Zeit bringt fie in folgender Weiſe zu: Um 3 Uyr, 
d. h. wohlverſtanden des Naa mittags, ſteyt fie auf. Kaum 
gekleidet — die Toilette nimmt am Wenigſten ihte 
Aufmerkſamkeit in Anſpruch — läßt fie eine ſebr leichte 
und elexonte Equ page vorfahren, die ein Geſchenk der 
Königin von England iſt, und führe feloft das ſchäu⸗ 
ö Man ſpeiſt 
um 5 Uhr; gleich nach der Tafel übt Iſabella ſich im 


tes: die Galtm des Königs der Wälder. 


mende Geſpann mit verhängten Zügeln. 


Fechten oder Piſtolenſchleßen, dann reitet fie ſpazieren. 
Heungekehtt, wird geſpielt, getanzt oder geſungen bis 1 
uur Nachts. Dann beginnt der Rath der Miniſter, 
dem die Königin immer präſiditt. Hat fie ſich dier 
dinreichend gelangweilt, und iſt die gegenſeltige Sehn⸗ 
ſucht nach dem Schlummer unüderwindlich geworden, 
fo entläßt fie die Min ſter und bleibt allein bis 7 Uhr, 
dann geot ſie zu Bett in dem Augenblicke, wo ihr Ge: 
mahl, der ich um 11 Ude zur Ruhe begiebt, aufftebt. 

— Von der Inſel Bourbon iſt zu Paris die Nach⸗ 
richt vom Untergange des Transportſchiffes Berceau ein⸗ 
getroffen, welches etwa 400 Mann an Bord hatte; 
ob 71 wie viele davon gerettet worden, iſt noch uner⸗ 
mittelt. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 

In der Woche vom 6. bis 12. Juni d. J. ſind auf 
der Oberſchleſiſchen Eſſenbahn 6945 Perſonen befördert 
worden. Die Einnahme betrug 10674 Rtlr. 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 
Auf der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn wur: 
den in der Woche vom 6. bis 12. Juni d. J. 4377 
Perſonen befördert. Die Einnahme betrug 4022 Rtlr. 
21 Sgr. 8 Pf. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 

Auf der Niederſchleſiſchen Zwelgbahn find im Mo: 
nat Mai zwiſchen Glogau und Hans dorf befördert 
worden: 

9535 Perſonen für 4068 Rtlr. 17 Sgr. — Pf. 
die Einnahme für Güter⸗Trans⸗ 

port, Gepäck ⸗ Ueberfracht, 

Vieh⸗ u. Equipagen⸗Trans⸗ \ 

port, ſowie an Extraordina⸗ 

rien bettug im Ganzen 2111 200 — 


mithin zuſammen 6180 Rar. 13 Sgr. — Pf. 
— — 
Verantwortlicher Redakteur: Dr. J. Nimbs. 


Bekanntmachung. 

Wegen der am 27. d. M. ſtattfindenden Feier der 
Enthüllung des neu errichteten Standbildes Friedrichs 
des Großen, kann für den bevorſtehenden, am 28. d. 
M. beginnenden hieſigen Jahrmarkt, auf der Weſtſeite 
des Ringes — dem ſogenannten Paradeplatz in ſeiner 
ganzen Breite — die Aufſtellung der Marktbuden erſt 
während der Nacht vom 27. zum 28. d. M. erfolgen. 

Den auswärtigen Marktbeſuchern, welche Buden 
auf dieſem Platz beziehen, wird dies mit dem Bemerken 
hierdurch bekannt gemacht, daß ſie demzufolge vor Mon⸗ 
tag den 28. Vormittags nicht in ihre Buden räumen 
können. R 

Breslau, den 14. Juni 1847, 

Königliches Polizei-Präſidium und Magiſtrat. 


Zinſenzahlung. 

„Den Inhabern hieſiger Stadt⸗Obligationen wird 
hierdurch bekannt gemacht, daß die Zinſen davon für 
das halbe Jahr von Weihnachten 1846 bis Johanni 
1847 1 den Tagen 

, v. 21. bis zum 30. Juni d. J. einſchließlich, 
mit Ausnahme der dazwiſchen fallenden S 
in den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr auf 
der hieſigen Kämmerei⸗Haupt⸗Kaſſe in Empfang 
genommen werden können. 5 
„Die Inhaber von mehr als zwei Stadtobliga⸗ 
tionen werden zugleich aufgefordert, behufs der Zin⸗ 
ſenerhebung, ein Verzeichniß, welches 

1) die Nummern der Obligationen nach der 
Reihenfolge, 
2) den Kapitals⸗Betrag, 
3) die Anzahl der Zins⸗Termine, und 
4) den Betrag der Zinſen ; 
ſpetiell angiebt, mit zur Stelle zu bringen. 
Breslau, den 30. Mai 1847. x 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenz⸗Stadt. 

. . — Be 


v 


„ Bekanntmachung. 
Mit Bezug auf $ 12 des Reglements über 
Einführung der Hundeſteuer am hieſigen Orte vom 
12. September 1837 werden die Beſitzer von Hun⸗ 
den hierdurch aufgefordert, bis ſpäteſtens den 30. 
d. M. bei der betreffenden Buchhalterei im hieſigen 
Armenhauſe, Schuhbrücke Nr. 1, anzuzeigen, ob die bis⸗ 
her gehaltenen Hunde inzwiſchen abgeſchafft wor⸗ 
den ſind, oder andere Hunde, ſei es ſteuerpflich⸗ 
tig, oder ſteuerfrei gehalten werden ſollen. 
Wer dieſe Anzeige unterläßt, hat es ſich ſelbſt 
beizumeſſen, daß, ſofern der Hund inzwiſchen ab⸗ 
geſchafft fein ſollte, dennoch die Zahlung der Steuer 
für das nächſte Halbjahr gefordert, fofern aber der 
Hund erſt mit dem 1. Juli d. J. in die Reihe der 
ſteuerpflichtigen Hunde tritt, alsdann nach $ 7 des 
Reglements die Unterſuchung wegen der begange⸗ 
nen Contravention eingeleitet und die darauf 
ſtehende Strafe feſtgeſetzt wird. — 
„Die Unterlafjung der Anmeldung eines ſteuer⸗ 
freien Hundes zieht die im Reſcript des königlichen 
e vom 23. eee Miniſte⸗ 
rial-⸗ Blatt, ahrgan - e 
Strafe nach ſich. ee 5 
Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen wird 
noch bemerkt, daß Hunde, welche zum Vergnügen 
gehalten werden, nur dann für das nächſte Halb⸗ 


jahr noch ſteuerfrei find, wenn fie am 1. Januar 


und 1. Juli jeden Jahres noch nicht das Alter von 
6 Wochen erreicht hatten. 
Breslau, den 10. Juni 1847. 
Die Communal-Steuer-Deputation. 


Bekanntmachung. 

Den Seitens unſerer, durch Feuetzettel für das lau⸗ 
fende Halbjahr ausgeſchriebenen Löſchpflichtigen wird 
hiermit bekannt gemacht: daß das in der geſtrigen 
Nacht auf dem Hintermarkte ausgebrochene Feuer das 
ſechste in dieſem Halbjahre iſt und daß mithin, bel 
dem nächſten, in biefem Monate etwa entſtehenden, 
durch Signate bekannt werdenden Feuer diejenigen Bür⸗ 
ger, deren Feuerzettel auf das Iſte, Zte und Ste Feuer 
lautet, bei einem etwalgen zweiten, bis zum 1. Juli 
d. J. ausbrechenden Feuer dagegen diejenigen Löſch⸗ 
pflichtigen Hülfe zu leiſten haben, deren Zettel zum 
Aten, Aten und ten Feuer ausgeſtellt find, 3 

Breslau, den 12. Juni 1847. 

Die ſtädtiſche Sicherungs⸗Deputation. 


— 


Liandwirthſchaftliches⸗ 


Den 27. Mai d. J. wurde bei der Verſammlung 
des Koſtenbluter landwirthſchaftlichen Vereins, außer der 
Prüfung mehrerer ausgeſuchten Ackerwerkzeuge, auch 
eine Thierſchau von Gebrauchspferden, Zuchtſtuten und 
jährigen Fohlen abgehalten, unter welchen ſich mehrere 
Stücke befanden, die jeder Thierſchau zur Zierde gereicht 
haben würden, welches mit Freuden anerkannt wird. 
Das nächſte Jahr ſoll dieſes in größerem Maaßſtab 
erfolgen, und es iſt nicht zu bezweifeln, daß die hohen 
Behörden dieſes Unternehmen wohlwollend unterſtützen, 
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Nacheiferung veranlaſſen und dadurch 
beſonders förderlich fein werden. 
Stabelwitz, den 13. Juni 1847. 
Gebel, z. Z. Präſes d. V. 


Anfrage. (Eingeſandt.) 

Da nach der veröffentlichten Einladung an der fünf⸗ 
undzwanzigjährigen Jubelfeier 
Studirenden außer den ehemaligen Mitgliedern auch alle 
diejenigen thellnehmen können, welche zur Stiftungszeit 
beſagten Vereins die Univerſität beſuchten, ſo erlauben 
wir uns dle ergebene Anfrage, aus welchem Grunde 


dieſe Bevorzugung bellebt worden iſt, und weßhalb (we⸗ 
nigſtens indirekt) eine große Menge von Geſangsliedha⸗ 
bern ausgeſchloſſen werden, welche nicht gerade zufällig 
im Jahre 1822, ſondern fpäter ſtuditt und ſich für die 
Beſtrebungen des Vereins intereſſirt haben. 


del eur ———9ꝙ——ů—— 
Anzeige. mu 
Wegen der ungünſtigen Witterung wird Da: 
Dienſtag den 15. Juni, das Konzert der ſtädtiſchen 
Reſſource nicht ſtattfinden. i 


— 


der Thierzucht 


des Muſikvereins der 


— 


„ 


Fahrplan 


auf der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn. 


N Vom 1. Mai 1847 ab bis auf Weiteres, 
* 
5 2 ö 7 
Richtung nach Hamburg. | Richtung nach Berlin. 
— 4 * 
x. a 2.5 + 3. 4. 5. 6. 7 8. 
Erſter Zweiter Zweſchenzus | Güterzug 2 Erſter it Zwiſchenzug f 
Abgang Perfonenzug | Perjonenzug 3 9 ek = bs ang ſperſonenzug Perſonenzug ee T N 
von na - ’ von nad) na enberge, nach ud - 
Hamburg Hamburg. e d Hamburg. Berlin. Berlin. e ene Berlin- 
erlin. 
Berlin 7 uhr Morg, | 2% uhr Nchm.] 5% uhr Nachm.] 6 uhr Morg. [Hamburg 7½ Uhr Morg. 12 uhr Mitt 5 N . 
e Rn u By — 97 Bergedorf dig Kube Kad 4% 0% he 
Nauen 1% — 3 — 6 ar 7 — Reinbeck 8 — % re . 37% 
Paulinenaue a 33 — 6% Uhr Abds. 7% — Friedrichsruh 8% — 12% 25 8 55 1 
Frieſa 1 3% 2 174 — 1 Schwarzenbeck 8% — 1 — 5 5 nn; 7 *. GR 
Neuſtadt a. D. 9 — 40 — 35 — 94 — Büchen 9 5 Ta El 53, I 7 * 
Zernitz 9 ＋ — Ay, — 7 — 972 — Boitzenburg 9279*³* — 19. — 6% uhr abe. | 8 — 
%% eh HEN Foren A Er a 
ilsna f — 57 — 4 / 75 agenow 10 — 23 — 2 2 € 2 
An, in Kelten ge Sande e 1 — 37 2 IF 10% Au 
9% à 3% Uhr. rabow K — 3% — 8 Yo 10-5 
r Ant, in Wittend.]| 
cha a KA | 
Wittenberge 1097 2 B 6% uhr Morg. 12 ½ uhr Nachm. 1 
ee e ee 955 ' 
1 wigs uſt 5 * 4 Pe Ku YA itten erge 12%, Uhr Na m. 4! —— /. 7 ) 15 
25% ! 
N 3 ; — ö 2 2 öwen 14 — 5 — 2 
Boitzenburg 2% — Be 1 47 Zernitz 17 = 5% — 79 — 1 
0 ; 2 5 7% 2 
Büchen 1 1 — 833 — 94 — a — Neuſtadt a. D. 2 un 6 uhr Abends. 8 ARE 21 2 
Schwarzenbeck 1 913 — 985—＋ . 5½% — rieſack 71 2 e 8% — 240 e 
Friedrichsruh 13 — 9233 — 10% — 6 — aulinenaue 2% — 6% — 3 30 5 
einbeck = 999% —ꝑ 10% — 6% uhr Abds. [Nauen 3 — 77.7 9% — 44 W 
Bergedorf 2% — % — 10% —? 6% — [Spandau Ey — F 6 uhr Abel 
Zu 343%, uhr 10 d 1 11 uhrſ 11 1 5 uhr 6%, a 7% u In Berli 4 4½ üb N 12 
in urg 237 4 a 11%, * 37% in Berlin a 4%, uhr | 8%, 2 8%, u. 10% 3103 17.3 . 
5 Nachmittags. Abends. Morgens. Abends. | Nachmittags. Wie e 2 
Bemer k u u e n. 5 055 


Mit den Perſonenzügen werden auch Eilgüter, Equipagen und Pferde zu dem erhöheten Tarife befördert. 0 


1 


Bei den Zwiſchenzügen findet, außer der Perſonenbeförderung in allen drei Wagenklaſſen, auch die Mitnahme von Gütern und Viehtran iedri i 
Die Güterzüge Nr. 4 und 8 find ausſchließlich nur zum Transport von Gütern und Vieh beſtimmt, ohne Beförderung von Persone e Aden reden gate 
Etwaige Extra- oder Lokalzüge werden an den betreffenden Orten beſonders bekannt gemacht werden. 


Der Perſonenzug Nr. 1 von 
trifft, in unmittelbarer Verbindung und ſchließt 

Der Perſonenzug Nr. 2 gewährt den von Stettin, 
erreichen. 


Der Perfonenzug Nr. 5 vermittelt die Verbindung zwiſchen Hamburg und reſp. Stettin, Frankfurt a/ O. und Magdeburg. 
Der Perſonenzug Nr. 6 nimmt die von Kiel gekommenen Reiſenden auf, und ſtellt durch den Anſchluß an den um 11 uhr 


derſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn die unmittelbare Verbindung mit Wien her. 


Berlin abgehend, ſteht mit dem Perſonenzuze von Wien, welcher auf der Niederſchleſiſch⸗Mä bis A 5 2 0 
n e "Son dent and fr. Keeſenenzage dach Wel an. chleſiſch 3% iſchen Eiſenbahn jeden Morgen um 5 uhr in Berlin ein 
Frankfurt a/ O., Magdeburg und Leipzig in Berlin angekommenen Reiſenden Gelegenheit, noch an demſelben Tage Hamburg zu 


Abends von Berlin abgehenden Perſonenzug auf der Nie; 


Den Perſonen- und Zwiſchenzügen ſchließen fie) in Hagenow die regelmäßigen Züge der Mecklenburgiſchen Eifenbahn laut beſonderem Fahrplan an. u 
Berlin und Hamburg, im April 1847 . * 


Die Direktion der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn 1: Gefellichaft. 


OEOOOSGETHONEHNSHSHV RENTE 


Die Breslauer Kunstausstellung ist von 9 Uhr früh bis Abends 
2% 6 Uhr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. Eintritt 5 Sgr. i 
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Reichenbach⸗Langenbielau⸗Neuroder Chauſſee. 
Neunte und letzte Einzahlung von 10 Prozent. 

x Die reſp. Aktionaire des Reichenbach-Langenbielau⸗Neuroder-Chauſſee⸗Vereins, welche 

ſich bei der Fortſetzung des Chauſſeebaues von Langenbielau nach der Grafſchaft Glaz mit 
Sachen erſuche et haben, werden unter Hinweiſung auf die §§ 17 und 18 des Statuts 
ergebenſt er y 7 

die letzten 10 Prozent des gezeichneten Capitals nach Abzug von 
2 Thaler 3 Silbergr. 


gaeggagege, 
2 


für jede Aktie, als des Betrages der Zinſen u 4 Prozent von Mitte November d. J. bis 


Mitte November d. J. für die bereits erfolgten acht Einzahlungen, entweder: 
a) am 22. oder 23. Juni d. J. früh von 9 bis 12 Uhr, im Kaſſenlokale des 
Vereins hierſelbſt, ‚oder: 15 
b) am 25. deſſelben Monats von 9 Uhr Morgens bis 1 Uhr Mittags im 
Gaſthof zum deutſchen Haufe in Neurode, an den Rendanten des Ber- 
eins, Herrn Kaufmann Gottfried Girndt, 
unter Vorlegung der Quittungsbogen gefältigft zu zahlen. ‘ } 

Gleichzeitig werden diejenigen Aktionaire, welche noch mit früheren Einzahlungen im 
Reſt ſtehen, hierdurch aufgefordert, die reſtirenden Beträge mit der letzten Rate zugleich 
einzuzahlen, widrigenfalls die Beſtimmungen des $ 17 des Statuts ungeſäumt gegen fie 
in Anwendung gebracht werden müſſen. 

Reichenbach; den 3. Juni 1847. 1 
Das Direktorium 


des Reichenbach⸗Langenbielau⸗Neuroder Chauſſee⸗Vereins. 


Trockene Waſch⸗Seife, 


3 Sgr., 3% Sgr., 4 Sgr., 4½ Sgr. und 5 Sgr. Bei Abnahme von 


1855 4512 D. H ahn, 


* Goldene Radegaſſe Nr. 22; 


das Pfund zu 
10 Pfund den 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 


Die Reſtaurationen auf den Bahnhöfen zu Glogau, Klopſchen, Sprot Sagan u. 
Hansdorf follen auf drei hinter einander folgende Jahre ann l Jama 1848 ab very 
werden. Ebenſo ſteht das neu eingerichtete Geſellſchafts⸗Lokal in dem Empfangshauſe 
Klopſchen zur Verpachtung, und kann ſchon vom 1. Juli d. J. ab, für ſich allein, vom 
nn. ee aber auch zugleich mit der Bahnhofs⸗Reſtauration zu Klopſchen in 
Pachtlustige fordern wir daher hierdurch auf, ihre Offerten bis zum 1. Juli d. J. ent“ 
weder ſchriftlich bei uns einzureichen oder in unſerem . ihierſelbff, ia) wat 
auch die näheren Bedingungen eingeſehen oder gegen Entrichtung der⸗ Kopialien a 951 
mitgetheilt werden können, zu Protokoll zu erklären. g 75 hi 
„Glogau, den 10. Junt 1847. 8 N Geſellſchaft 
Die Direktion der Niederſchleſiſchen Zweigbahn! e 5 
Die mir zur Coupons-Besor ergebenen E 
x 7 — un ü a > 
pP sung wieder in Em- 


BEER Pfandbriefe können vom 16ten d. M. ab 
plang genommen werden. | 
| i F. A. Frank. 


Neuhäuser Steinkohlen- Verein: 


Zins- und Dividenden, Zahlung. uch 

Der am I. Juli dieses Jahres fällige vierte : ahr-Coupon wird mit 
10 Thlr. Ct. pro A end 

10 Thlr. Ct. pro Dividende, 


in Summa mit 20 Thir. Ct. oder Zehn Prozent zu- 

vom 15. Juni ab, sowohl an unserer Hauptkasse hier, als, von den Anale 

zern I. Metzler sel. Sohn und Cong. in Frankfart %, Anl * 

und Wegener in Berlim und Be weit Sehäzler in Augehuf 0 

bezahlt. Hild Wa ei Kl 8 5 ) 
e Mit vier Beilagen. 


Erster 


* 


* = 


| 


1505 


Erſte Beilage zu ME 136 der Breslauer Zeitung. 


— 


Dinstag den 15. Juni 1847. 


Theater: Repertoire. 
„Die Karlsſchüler.“ Schau⸗ 


Piel in 5 von Heinrich Laube, — 
Friedrich Schiller, Herr Emil Devrient, 
N k. Hoftheater in Dresden, als late 


4 lle. 
No: „Lucrezia Borgia.“ Große 


„Oper in 3 Tufzügen, Muſik von Donizetti. 


Verlobungs⸗Anzeige. 
5 (Statt beſonderer Meldung.) 

1 Die Verlobung meiner älteſten Tochter 

darie, mit dem Kaufmann Hrn. Friedrich 
demelt, beehre ich mich, allen Verwandten 

Freunden, hiermit ergebenſt anzuzeigen. 
kandeshut, den 13, Juni 1847. 

Caroline Adamy, geb. Beyerleip. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Marie Adamy. 
Friedrich Biemelt. 


Statt jeder beſonderen Meldung. 
Roſalie Gerſchel, 
Dr. med. Mankiewicz, 
2 Verlobte. 
Berlin, den 11. Juni 1847. 
Anſtatt befonderer Meldung empfehlen ſich 
berwandten und Freunden als Verlobte: 
Antonie Schneider. 
5 Ferdinand Scholtz. 
Breslau, den 14. Juni 1847. 
. Entbindungs⸗Anzeige. 
Die heute Vormittag 12 uhr erfolgte 
Alüceliche Entbindung feiner lieben Frau Hulda, 
eb. Schweder, von einem gefunden Kna⸗ 
beehrt ſich, ſtatt beſonderer Meldung, 
hierdurch ergebenſt anzuzeigen: 
Meſſerſchmidt, 
Militär⸗Intendantur⸗Rath. 
Breslau, den 12. Juni 1847. 


Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heute früh erfolgte glückliche Entbin⸗ 
dung ſeiner lieben Frau Minna, geb. Wis⸗ 
Na „von einem gefunden Mädchen, zeigt 
Rate beſonderer Mittheilu 1. BET an: 

“ u e. 
Hammer bei Wollſtein, den 9. Juni 1847. 
Entbindungs = Anzeige. 

Die heute früh 4%, Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung feiner Frau Anna, geb. Tſchent⸗ 
lch er, von einem geſunden Mädchen, zeigt 
iermit allen Verwandten und Freunden er⸗ 
gebenſt an: ber Butöbefiter Friedr. Otto. 

Ohlau, den 11. Juni 1847, 
— 

Todes ⸗Anzeſg e 


Das heute früh um 10 ½ Uhr erfolgte Ab⸗ 
leben ihres Mannes, des hieſigen Oberlandes⸗ 
Gerichts⸗Regiſtrator J. J. Bernberger, 
leigt Verwandten und Freunden deſſelben mit 
der Bitte um ſtille Theilnahme ergebenſt an: 

Albertine Bernberger, 
geb. Schultze. 
Breslau, den 14. Juni 1847. 


Todes Anzeige. 

Das am I Iten d. M. Abends in Bres⸗ 
lau erfolgte Hinſcheiden des Kaufmann 
Herrn Abraham Muhr aus Plef 
zeigen, um ſtille Theilnahme bittend, 


allen Verwandten und Freunden erge⸗ 
benſt an: 


die Hinterbliebenen. 
Pleß, den 13. Juni 1847. 


Todes ⸗ Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 
Heute Morgen 6 Uhr wurde mir meine 
Frau Marie, geb. Kramſt a, in Folge eines 
Nervenſchlages plötzlich entriſſen und mit ihr 
mein Lebensglück. 
Bolkenhain, den 12. Juni 1847. 
Wilhelm Wuthe, 
N zugleich im Namen der Hinterbliebenen. 
8 Herzlichen Dank 
Men den Freunden und Bekannten, welche 
mir in der vorgeſtrigen Feuersgefahr fo hülf⸗ 


veich beigeſtanden haben. 


Breslau, den 14. Juni 1847. 
Dr. Blümner. 


. ̃ rc ERORTERT Se 
Dankſagung. 
Allen Denen, die mir bei der in der Nacht 
dom 11. zum 12. Juni drohenden Feuersge⸗ 
fahr ſo hülfreich beigeſtanden haben, ſage ich 
kermit meinen innigſten Dank. Möge Gott 
e vor ähnlichem Unglück bewahren. 
Breslau den 13. Juni 1847. 
I A. v. Bardzki. 


Heute und morgen bei guter Witterung 
roße Vorſtellung der akrobatiſchen 
ünſtlergeſellſchaft im Scheitniger Park. 
fang 80 Uhr, wozu ich ergebenſt einlade. 
x Carl Stark, Direktor. 

Famſſfen⸗Verhältniffe beſtimmen mich, mein 

eigut zu Ziebendorf bei Lüben zum 
erkauf zu ſtellen. Auf portofreie Anfragen 
wird nähere Auskunft ertheilt. 

f Fiedler. 


r 
Die Stelle einer Gefellſchafterin und Pfle⸗ 

deri für eine einzelne Dame iſt beſetzt. 

Stadtrath Heymann. 


Bei Otto Wigand, Verlagsbuchhändler in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Wigand's Converſations⸗Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Berprten bearbeitet. 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſchl eh. 2 
Vorräthig ba Graß, Barth und in in Breslan und Oppeln, in Brieg bei Biel. 5 2 8 


Penſions⸗Offerte. 


Eltern, welche mit bangem Herzen daran 
denken, ihre Kinder zum Gebrauche der hie⸗ 
ſigen Schulen von ſich fort zu geben, weil ſie 
für das geiſtige und körperliche Wohl ihrer 
Lieblinge gern in ihrem Sinne geſorgt wiſſen 
möchten, finden für dieſe letzteren in einer, fie 
verſtehenden Familie väterliche ueberwachung 
und mütterliche Pflege, gründliche Nachhülfe 
im Franzöſiſchen, für die Mädchen auch in 
allen feinen und häuslichen Arbeiten. Das 
Nähere perſönlich in den Vormittagsſtunden, 
Breslau, Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 32, im 
erſten Stock, auf frankirte Briefe ebendaſelbſt 
unter den Buchſtaben A. Z. 


Meine Steindruckerei und Autogra- 
phiſche Anſtalt habe ich von dem Neu: 
markt Nr. 9 nach dem Ketzerberg Nr. 9 ver⸗ 
legt. C. Schaad. 

Eine Freiſtelle von 34 Morgen Acker 
und Wieſe und Gehöfte im guten Düngungs: 
zuſtande, ſämmtlich gut befät, das Wohnhaus 
mit 4 Stuben, ganz neu erbaut, mit freiem 
Brennholz und Streu, ohne Auszug, iſt um 
1400 Thlr., bei 600 Thlr. Anzahlung bis 11. 
Juli zu verkaufen. Das Nähere ſagt E. 
Prauſe in Feſtenberg. ) 


Gaſthofs⸗Verpachtung. 

Der hierſelbſt an einer, noch in dieſem Jahre 
vollendet werdenden Chauſſee und eine halbe 
Meile von dem Badeorte Landeck entfernt be⸗ 
legene, im beften Zuſtande befindliche und voll- 
ſtändig eingerichtete Gaſthof nebſt Zubehör ſoll 
wegen Uebertritt des ſeit fünf Jahren hier 
fungirenden Pächters in eine andere, mit dem 
unterzeichneten Wirthſchafts⸗Amte eingegan⸗ 
gene Geſchäftsverbindung vom 1. October d. J. 
ab auf drei hintereinander folgende Jahre an⸗ 
derweitig meiſtbietend verpachtet werden, und 
iſt dazu ein Termin an Ort und Stelle 

auf den 26. Juni d. J., Vormit⸗ 

; tags 11 uhr, 
anberaumt worden. 

Qualifizirte und cautionsfähige Pachtluſtige 
werden zu dieſem Termine hierdurch mit dem 
Bemerken eingeladen, daß die Pachtbedingun⸗ 
gen von heute ab bei dem unterzeichneten 
Wirthſchafts⸗Amte in den täglichen Geſchäfts⸗ 
ſtunden eingeſehen werden können. 

Seitenberg, den 14. Mai 1847. 

Das Wirthſchafts⸗Amt der Ihrer königlichen 
Hoheit der Frau Prinzeſſin Albrecht von Preu⸗ 
ßen zugehörigen Herrſchaft Seitenberg 
in der Grafſchaft Glatz. 


Ein Forſtbeamter, der ſchon mehrere Jahre 
einem Oberförfter = Poften vorgeſtanden, der 
polniſchen und deutſchen Sprache vollkommen 
gewachſen, und mit guten Zeugniſſen verſehen 
iſt, wünſcht ein baldiges annehmbares Unter⸗ 
kommen. Nähere Auskunft hierüber ertheilt 
Herr Tralles, im Agentur⸗ und Verſi⸗ 
cherungs⸗Comptoir, Schuhbrücke Nr. 66. 


Einem praktiſchen Oelmüller 
weiſet eine Stelle mit freier Wohnung und 


— | Heizung und 30 Rtl. monatlichem Gehalt nach: 


Ed. Stohrer, 
Schweidnitzer Straße Nr. 31. 


In einer ſchönen Gegend der Graſſchaft 
Glatz iſt eine Papiermühle, welche über 5000 
Rthlr. gerichtlich abgeſchätzt, bei 1500 Rthlr. 
Einzahlung aus freier Hand zu verkaufen. 
Nähere Auskunft ertheilen auf portofreie An⸗ 
fragen Herr Kaufmann Urban in Breslau 
und Herr Kaufmann Volkmer in Glatz. 

4000 Nthlr. 
werden auf ein hieſiges Grundſtück gegen 
Pupillar⸗Sicherheit bald geſucht. Näheres ſagt 
Guſtav Rüdiger, 
Matthiasſtraße Nr. 25. 


Guts⸗ Verpachtung. 

Das zu den im Laubaner Kreiſe gelegenen 
Mittel : Langendljer Gütern gehörende Vor: 
werk, genannt das Mittel⸗Gut, von gegen 
1000 Morgen Fläche, gutem Acker⸗ und Wie⸗ 
ſenland, worunter über . Wieſen find, ver: 
ſehen mit einem vollſtändigen, guten, lebenden 
und todten Inventar, iſt von Johanni oder 
Michaeli d. J. ab wegen Kränklichkeit des 
Beſitzers zu verpachten und ſind die betreffen⸗ 
den näheren Bedingungen bei demſelben zu 
Schloß Mittel⸗Langenöls zu erfragen. Brief: 
liche Anfragen dürften jedoch ohne Berück- 
ſichtigung bleiben. 

Mittel⸗Langenöls, den 2. Juni 1847. 


8 Sil berausſchieben 


‚ heute, Dienſtag, ladet ergebenſt ein: 
Ce. Hartmann, Tauenzienſtraße Nr. 5. 


Ming Nr. 31, im dritten Stock vorn her 


aus, iſt eine möblierte Stube zu vermiethen. in Gebinden und einzeln empfiehlt: 


Ohne Schild. 

Wem fein Eigenthum lied iſt, der laſſe es gegen Brandſchaden verſichern.— 
Anträge für die vaterländiſche Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft 
in Elberfeld werden nach ſtatutariſchen Bedingungen zu dilligen Prämien an⸗ 
genommen von A. Scholtz, Albrechts⸗Straße Nr. 15, ohne Schild. 


Magdeburger Feuer⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Ueberſicht des Geſchäftsbetriebes im Jahr 1846. 
Geeſchloſſene Verſicherungen: 
vorgetragen aus dem Jahre 1845 22,896,421 Rthl. Verſ.⸗Summe 
Im Jahr 1846 neu geſchloſſene Verſicherungen: - i 
14.050 auf längere Dauer mit 41,100,392 
Auf kürzere Dauer und Transpotte 141,259,229 „ 


Summa der geſchloſſenen Verſicherungen 205 286,042 Rthl. 5 


Geſammte Prämien-Einnahme 5 332830 „ 21 Sgr. 9 Pf. 
Brandſchäden incl. noch nicht regulirter . . . r 
Stand des Geſellſchafts⸗Vermögens 
am 1. Januar 1847. 
Foa 1.000,00 Rehl. — Sgr. — Pf. 
2) Reſerve⸗Fonds ae. 13,332. „ 76% 3 „ 

3) Prämien⸗Reſerve der baar vereinnahmten Prämie: 
für 1847 auf 32,937,087 Rthl. lauf. Verf. 56950 „ 29 „ 10 „ 
für ſpätere Jahre Be ;; en TBB Dr 7 
4) Prämten:Refervedernoc zu vereinnahmenden Prämie: * 
auf 7,052,246 Rthl. mehrjährige Ver ſicherungen 1 
mit jäorlicher Prämienzahlung 136,258 24 „ — „ 


5) Zurückgeſtellt auf noch nicht regulirte Brtandſchäden 25,000 7 


Summa 1,251,385 Rthl. 22 Sgr. 11 Pf. 

Die Geſellſchaft ſteht in der Billigkeit ihrer Prämien: Sätze Fei- 
ner anderen ſoliden Anſtalt nach, gewährt bei Verſicherun⸗ 
gen auf längere Dauer bedeutende Vortheile, und vergütet bei 
Brandſchaͤden allen Veriuſt, der durch Feuer oder Blitz, ſei es durch Verbrennen, 
Beſchaͤdigung beim Löſchen oder Retten, Niederreißen, Vernichtung oder Abhanden⸗ 
kommen entſtanden iſt. 

Zur Ertheilung näherer Auskunft über die Bedingungen, ſo wie zur Annahme 
von Verſicherungs⸗Anträgen find gern bereit und werden dabei jedem Verſicherndem 
die möglichſte Erleichterung gewähren: en 

Breslau, den 14. Junt 1827. 


Die Haupt⸗Agenten der Magdeburger Feuer⸗ 


Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
Berger & Becker cc 115 14. 


Colonia. 
Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Koͤln. 


Die unterzeichneten General⸗Agenten der Geſellſchaft beehren ſich, anzuzei da 
Auszug des Protokolls der Generalverſammlung der Geſellſchaft vom 29, 
u. A. die ueberſicht der Reſultate des verfloſſenen Geſchäftsjahres, bei ihnen zur Mitthei⸗ 
lung bereit liegt. Hier beſchränken dieſelben ſich auf die Notiz, daß das laufende Verſiche⸗ 
rungs⸗Kapital von 16% Millionen Thalern, die Kapital⸗ und Prämien⸗Reſerven, zuſammen 
um 116,000 Thaler ſich vermehrt haben. 

Formulare zu Verſicherungs⸗Anträgen und Auskunft über die Aufnahme⸗ 
werden jederzeit mit Bereitwilligkeit ertheilt auf unſerem Aſſekuranz⸗Bureau, Blücher⸗ 
platz Nr. 12, und von unſeren beiden Spezial⸗Agenten, Herrn €. Jurock, wohnhaft 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 22, und Herrn J. Schubert, Neumarkt Nr. 12 hierſelbſt. 

Breslau, den 13. Juni 1847. Nuſſer u. Comp. 


Gasbeleuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft 


Zur größeren Bequemlichkeit des Püblikums behufs Anmeldungen und An 
Ueberlaſſung von Gasflammen zur Privatbeleuchtung, Coaks, Steinkohlen, Pberabie in Ther. 
ammoniakaliſchem Waſſer und übrigen bei der Gasbereitung gewonnenen Produkte iſt ge⸗ 
genwärtig ein Central⸗Büreau in der Stadt, Ring Nr. 25 (zweiter Eingang Junkernſtraße 
Nr. 29) eingerichtet worden, wo auch die Schreiben an das Direktorium der Gasbe⸗ 
e und die Rechnungen abzugeben und die Zahlungen zu 

en ſind. TR 
eh Büreau iſt Vormittags von 8 bis 12 uhr und Nachmittags von 2 bis U upe 
geöffnet. u b = 

Die Coaks können anf dem Hofe der Anftalt und Proben davon N tau in 
Augenſchein genommen werden. R vr im Centralbürcau in 

Breslau, den 4. Juni 1847. 


Das Direktorium 
der Gasbeleuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 


Neue Brabanter Sardellen 1 


offerirt in Original⸗Ankern, fo wie auch ausgewogen, bedeutend billiger als bisher: 
1 Carl Straka, 


[77 [77 


Bedingungen 


» 


Albrechtsſtr. Nr. 39, der k. Bank gegenüber. 


| Neueſte ſchöͤne Matjed- Hering 


3 
Herrmann Steffe, Reu Heſleaß Nr. 63. 


1506 


Breslau Schweidnitg Freiburger Eisenbahn 


Die Auszahlung der am 1. Juli d. J. fälligen Zinſen von unſeren Prioritäts⸗ 


und Stamm: Dividen 


pro 1845 und 1846 wird in der Zeit vom Iſten bis 15. Juli d. 


Sonntage 
* an durch unſere Hauptkaſſe Vormittags von 8 bis 12 uhr und 
in Berlin durch die Herrn M. Oppenheim's Söhne, Burgſtraße Nr. 27, in den 


eee eee 
Abreßbuch von Breölan 


für 1847, 
BERN Vogt, 


tien, ſo wie der noch nicht abgehobenen früheren sa IK 


herausgegeben vom königl. Polizei⸗Commiſſarius Herrn 
N (Verlag von Graß, Barth u. Comp 
g wird Ende Juli d. J. ausgegeben werden. 
— Zu di den Geſchafts⸗ Anzeiger, det Adreßbuches werden 15 
Preis non 2 Sgr. pro Petit⸗Zeile oder deren Raum angenommen in Der 
A A2 5 Buchhandlung von Graß, Barth u. Comp. 


Breslauer Bücher⸗Auktion. 

er der bereits 1845 und 1846, den beiden erſten, von mir dahier ar⸗ 

artde ich im Monat eee oder Dezember d. J eine dritte 

Bücher⸗Auktion 

veranftältin) Ich übernehme und beſorge hierbei unter meiner Garantie den 
Fend N erer S ee 22 925 erer 
Bibliotheken, deren ſich die Beſitzer oder Erben entäußern wollen. 
D nde Katalog wird, wie früher, von mir in großer Anzahl in Sch! sn 
Deutſchland verbreitet und dadurch für beſten Abſatz gewirkt; RR 
den gute und werthvolle Werke Abſaz. Wer demnach dergleichen Fade oder Ku 
Aa e mit obiger nächſten Auktion mit verſteigern laſſen will, beliede ſich wegen ber» 
ebingungen an mich zu wenden. Anmeldungen von Beiträgen werden bis Ende Juli 


fpäteftens erbeten. 
Die Buchhandlung J. Urban Kern, 
Junkernſtraße Nr. 7. 1 


Bulwers Romane. 96 B. 1846. eleg. geb. 5 Rthl. Göthe 40 B. eleg 

röbd. 18 Rtht. Ergänzungen der pr. Rechtsbücher von Simon und Rönne. 2te Ausg. 
in 11. B., geb., ganz neu. 30 Rthl. Gerichts⸗Ordnung in 2 B. 1828. ganz neu und com⸗ 
plett. 3 Rthl. Kriminal⸗Ordnung m. Reg. und Anhang. 1 Rthl. Hypotheken⸗ und Depo⸗ 
ſital⸗Ordnung. 25 „ Hymen, Beiträge zur juriſtiſchen Literatur. 8 B. 1½ Kthl. 
Rudloff, pr. Militärrecht. 3 B. Hlbfrzbd. Edp. 35; f. 1 Rthl. Gesenius, Lex. Hebraicum 
et Chaldaicum. 1833. Hlbfrzbr f 
3 Rthl. Bei Friedländer, Kupferſchmiedeſtr. Nr. 40. 


Reſtauration zur Stadt Warſchau, 


Schmiedebrücke. 
Großes Harfen⸗Concext der Geſchwiſter Ehnert, welche ergebenft einladen. 


Zum mechaniſchen Bolzenſchießen 
im Tempelgarten, an der Promenade, 
welches täglich von Morgens 8 bis Abends 10 Uhr kene ergebenſt ein: 


eltmann aus Sachſen. 


Ach 
Nach dem 
rangirten Auktionen, 


ex 


SEE — Von den echten 
Dr. Gräfe'ſchen Bruſtthee⸗Bonbons 
a BA er N für Bruſtkranke und Huſtenleldende 
haben, von uns für 11 nur allein Niederlage f 
Herr A. Strohbach, Nikolai: und Weißgerberſtraße. 
Hirt Carl Straka, Aldrechtsſtraße. 
Verkauf: die Schachtel 3 Sgr. 
e Die Bonbons aus unſerem General⸗Depot find ſtets friſch, haben grünes 


* 


Etiquert und find, mit unſerer Firma verſehen. 


unzlau, im Juni 1847. 2 ; 
Aug. Hampel und Comp. 


= evorſlebenden Wohnungswechſel beſitze ich eln ſehr mohla 
Mödelſtoffe in Wolle und Seide, reiner Wolle und halbleinener Drills, Glanz: 
Möbel⸗Cambris und 8 inen-Zeuge in allen Nuancen. 


a A. Weisler, | 


Schweidnitzer Straße Nr. 50, in dem neu erbauten Haufe zum weißen Hirſch. 


um erſtändniſſen zu begegnen und den vielen Anfragen meiner geehrten Kunden 
zu g e mich hierdurch ergebenſt anzuzeigen, Era 


mein Herren- Garderobe-Xrtitel: und 
aa Tuchgeſchaͤft 


uam 42 1 ſo wie meine 

Herren ⸗Kleiderverfertigungs⸗Anſtalt 

ll 3 ſich nach wie vor in der 
Ulbrechtsſtraße Nr. 57, im erſten Viertel, 

und nicht in der Schweibniger Straße befindet. Zu gleicher Zeit empfehle ich meinen ge⸗ 

ehrten mein jetzt aufs vollſtändigſte aſſortirte Lager im Gebiete der Mode 

— Mac n, und ea wie bekannt, alle Aufträge auf fertig zu liefernde Herren⸗Klei⸗ 
ungs de in ſchnellſt Zeit, aufs Solideſte und Modern gearbeitet geliefert. 


DV.. Stern Junior, 
3 Albrechts raße Nr. 57, im erſten Viertel. 


ee RE RT RA A * 
Commiſſonen, Speditionen und Iucasſos 
u Fee j ser hier und Umgegend beforgt prompt un ig: 3 
Moritz Haeusler u. Comp., in Gr.⸗Glogau.; 
DDr 

Brackſchafe und Scho 
fiepen aul der dertſchaft Nc Halt un chop ſe 


— 


Ein Bankſchein von 25 Rthl. iſt verloren 
worden. Der ehrliche Finder wird erſucht, denſelben gegen eine Belohnung Karlsplatz Nr. 4 
bei Hrn, P. L. Oppler aözugeben. ’ 


im in alen täten angekommen. "9 Mannheimer Jun, 


Ausnahme der 


bd. 2% Rthl. Büchners, Bibl. Concordanz. 2 B. 4. Hlbfrzb. 


ammergei e 
ri 253 verzeichneten, dem Lieutenant Hans 


Otto Karl Bogislaw Rudolph v. Win⸗ 
rebel 450 008 brkkferaute Streſow haftet 


Rthlr. in 


der Weſtpriegnitz belegenen, im 


Auf | 
ichtlichen Hypothekenbuche Vol. VII. 


nach Rubr. III. pos. 1 ein Kapital von 1237 
altem Gelde für den Rudolph ull⸗ 
rich Johann v. Winterfeld aus dem Erb⸗ 
Nn d. d. Wendiſch⸗Warnow, den 
16. Juli 1763, eingetragen den 9. Aug. 1764. 

jeſe Poſt ſoll nach Angabe des Beſigers 
längſt getilgt 155 und iſt auch Quittung über 
Kapital und Zinſen vom Königlichen Pupillen⸗ 
Kollegium von Oberſchleſien zu Ratibor er⸗ 


19 worden, das Document ſelbſt aber, näm⸗ 


ich der Erb⸗Rezeß vom 16. Juli 1763 verlo⸗ 


ren gegangen. 
Auf den Antrag des 1110 benannten Guts⸗ 
beſitzers werden daher alle diejenigen, welche 


an die Schuldpoſt der 1237 Rthlr. aus dem 
Erbtheilungs⸗Rezeſſe vom 16. Juli 1763, ein⸗ 
getragen den 9. Auguſt 1764, ſo wie an den 
gedachten Rezeß ſelbſt als Eigenthümer, Ceſſio⸗ 
narien, Pfand: oder ſonſtige Briefs⸗Inhaber 
oder deren Erben Anſprüche zu haben behaup⸗ 
ten, namentlich die Erben des Rudolph Ull⸗ 
rich Johann v. Winterfeld hierdurch öffentlich 
vorgeladen, ſich in dem vor dem Kammerge⸗ 
richts⸗Referendarius Teichert hier auf dem 


Kammergerichte auf den 17. Juli d. J. Vor⸗ 


mittags 11 uhr anberaumten Termine zu ge⸗ 
ſtellen und ihre Anſprüche zu beſcheinigen, wi⸗ 
drigenfalls ſie mit denſelben präcludirt, ihnen 
deshalb ein ewiges Stillſchweigen auferlegt, 
der Erbtheilungs⸗Rezeß vom 16. Juli 1763 
für amortiſirt erklärt und demnächſt mit Lö⸗ 
ſchung der Poſt verfahren werden ſoll. 

Den Auswärtigen werden die Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarien Becher, Walen und Wilke I. als 
Mandatarten in Vorſchlag gebracht. 

Berlin, den 22. März 1847. : 
Inſtructionsſenat des Königl. Kammergerichts. 


Oeffentliches Aufgebot. 
Die Hypotheken⸗Inſtrumente 
) ß a” r. 8 Pf. und 543 
9 Sgr. 1 Pf., welche für die Au⸗ 
guſte Wilhelmine geborne Gräfin von 
Pückler, vermählte Gräfin pon Heſſen⸗ 
ſtein, als Antheile an den Rubr. III. Nr. 
23 und 24 auf dem im Breslauer Kreiſe 
belegenen Rittergute Groß Syrdanig, auch 
Sirding genannt, als rückſtändige Kauf: 
0 des Kaufmann Friedrich Engelhardt 
Schreiber haftenden Kapitalien von 1 
Athl. 12 Sgr. und 31035 Rthl. 18 Sgr. 
7%, Pf. reſp. als Antheile zweier von 
dieſen Kapitals⸗Forderungen für die Au⸗ 
guſte riſtiane Charlotte Wilhelmine 
berwittwet lab! Gräfin v. Pückler, 
geborne v. Etlach, abgezweigten Hypo⸗ 
theken von 3068 Rthl. und 5011 Riht. 
nach der Verfügung vom 18. Juli 1823 
9 0 08 und worüber unter dem 28. 
Februar 1823 zwei ſpäter in ein Doku⸗ 
ment vereinigte Zweig⸗Inſtrumente gefer⸗ 
tigt find, und mit denen nach ihrer Ver⸗ 
einigung ein Hypotbekenſchein des ge: 
dachten Gutes vom 25. Auguſt 1823 ver⸗ 
bunden worden iſt, 
über 192 Rihl. 23 Sgr. 2 Pf. und 314 
Rthl. 25 Sgr. 1 Pf. für dieſelbe Gläu⸗ 
bigerin als Antheile ar der Rubr. III. 
Nr. 21 und 22 auf dem im Breslauer 
Kreiſe belegenen Rittergute Bogenau als 
Kaufgelder⸗Rückſtände des Kaufmann 
Friedrich Engelhardt Schreiber haften⸗ 
den Kapitalien von 10998 Rthl. 18 Sgr. 
und 17964 Rtl. 11 Sgr. 4% Pf. reſp. als 
Antheile zweier von dieſen Kapitals⸗For⸗ 
derungen für die Auguſte Chriſtiane Ehar⸗ 
lotte Wilhelmine verwittwet geweſene 
999 — See 17855 179 
gezweigten Hypotheken von Rtl. 
19 Sgr. 1% Pf. und 2900 Rtl. 16 Sgr. 
1 Pf. ex decrete vom 18. Juli 1823 
eingetragen und worüber unter dem 28. 
Februar 1823 zwei ſpäter in ein Doku⸗ 
ment vereinigte Zweig⸗Inſtrumente ge⸗ 
ertigt find, und mit denen nach ihrer 
Bereinigung ein Hppothekenſchein des Rit⸗ 
terguts Bogenau vom 25. Auguſt 1823 
verbunden worden iſt, 
ſind verloren gegangen, und das Aufgebot al⸗ 
ler derer beſchloſſen worden, welche als Ei» 
genthümer, Geffionarien, oder Erben derſel⸗ 
ben Pfand⸗ oder ſonſtige Brieſs⸗Inhaber An: 
ſprüche dabei zu haben vermeinen. Der Ter⸗ 
min zur Anmeldung derſelben ſteht am 
19. Auguſt d. J., Vormittags 11 uhr, 
vor, dem Ober⸗Lan ts⸗Refexendarius 
] Grafen v. Pfeil im Parteien⸗Zimmer 
des Ober⸗Landesgerichts an. Wer ſich in die⸗ 
ſem Termine nicht meldet, wird mit ſeinen 
Anſprüchen auf dieſe Hypothekenpoſten und 
die darüber, de ee ene 
ausgeſchloſſen, es wird ihm damit ein immer⸗ 
währendes Stillſchweigen auferlegt und jedes 
der verloren gegangenen Inſtrumente für er⸗ 
loſchen erklärt werden. 
Breslau, den 24, April 1847. 
Königl. Oberlandesgericht. Erſter Senat. 
8 Hundrich. 


— 


Ein Aſſiſtent der Registratur und der Kanzlei, 


aan e 


Engagement. — Offerten werden unter der 
fi e R. S. N —.— am Queis, poste 
restante portofrei erbeten. 5 


tuſtig erklärt und damit 
was nach Befriedigung 


* 


Bekauntmachung. 

Im 8. Juni d. J. it in der Oder m 
Schießwerder hierſelbſt, ein e m = 
licher Leichnam gefunden worden. 

2 bereits ſtark in Fäulniß Ubergegangg 
die Geſichtszüge waren nicht mehr kenntlich. 
Der Verun e iſt 8 2 
unterfestem Bau, hat ſchwarzes Ha erſelbe 


8 a } 5 
unvollſtändige Zähne. Bekleidet war 
b hen Kan und 145 A en, 
lichrock, grauen hellgeſtreiften ud 5 
einer gelbgrundigen buntgeſtreiften 5 
wefte, roth, schwarz und welßkarkirten ezech⸗ 
wollenen 3 einem . ber 
neten V dchen, einem weißleinenen 
ein n Drillich⸗Unterhoſen 50 Aue 


chadhaften Stieſel am rechten Fuße. 2. 
8 „ welche über die Perſon — 
unglückten Auskunft 10 eben N ern 4 
den aufgefordert, ſich Er 60% Fiel R 
Tagen im Berhörzimmer ME. o. ane 
Anguffitoriats in den Vormictagsſtu 105 den 
8 bis 12 Uhr zu melden. Koſten werden 
Erſcheinenden nicht verurſacht. 
Breslau, den 10. Juni 1847. 


ine den 
Zweck der Auseinanderfezupg im Termine 
28. September b. J. Bormitrags 10 At vor 
dem Ober-Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſfor S che 
unſerem Gerichtslokale, Inſtrul ver⸗ 
Nr. 3, öffentlich an den Meiſtbietenden 
kauft werden. > 
Kupp, den 4. Juni 1847. a 
Königliches Land⸗Gericht.— 5: 
Im Tuftrage des Kreis- Jufftf Rah ne 
Herrn von Goetz auf Pommersm „ Mor⸗ 
ich Sonnabend den 19. Juni von 8 tliche 
gens ab im hiefigen Ratdhausſaale Jam 
demſelben gehörige Möbels, Hausg leich 
Geſchirre für Pferde, meiſtbietend gegen Kaufe 
baare Bezahlung verkaufen, wozu ich K 
luſtige hiermit einlade. - 
Leobſchütz, den 12. Juni 1847. er 
Der königl. Zuftiz-Kommiffarius, 348 
Jahrmarkts⸗Verlegung . 
Der für den hieſigen Ort auf den 14 
15. Juni d. J. angeſetzte Kram⸗ / 
markt wird mit Genehmigung der könig 
hochlöblichen Regierung zu Breslau erk 
den DE. und 88. Juni d. 
hierſelbſt abgehalten werden. 
Köben, den 28. Mai 1847. 
Der Magiftrat. 


Wenn ſich ein approbirter Arzt hier am 
niederlaſſen wollte, ſo würde dem W. 
der Stadtbehörden entſprochen und dende 
ein Firum an Gelde und ein Deput 
Holz bewilligt werden. g 
Auras, den 3. Juni 1847. 1 


Der Magiſtrat. — 
Subhaſtations⸗ Patent. bee 
e 


an 


Das in dem Fürſtenthum Dels und 
Oels⸗Bernſtädtſchen Kreiſe gelegenen . 
Agnes Henrica von Förſter gehe 
landſchaftlich auf itlr. 23 Sgr. 11 ,h 
abgeſchätzte Rittergut Neuhaus nebſt Zub 2) 
ſoll im Wege der nothwendigen 
tion in termino 
den 4. Oktober d. J. Vorm. 
in dem Parteienzimmer des Fürſtem ne 
Gerichts an den Meiftbietenden verkauft kes 
den. Die Taxe und der neueſte Hype 
ſchein können in der Regiſtratur des DT 
thums⸗Gerichts nachgeſehen werden ach u 

Zugleich wird die ihrer Wohnung A 
bekannte Demoifelle Louiſe doc 
Breslau hiermit eingeladen, in dem © 
ten W zu 11 ö 

Oels, den 20. Januar 1847. 

J 5 66 Fürſten⸗ 
. 


I 


Herzoglich Braunſchweig⸗ Oelsſe 


thums⸗Gericht. I. Abth — 


Bekanntmachung eums⸗Land⸗ 
Bei der unterzeichneten Fürſtenttume — er 
ichaft: it zur Ginzahtung Bes samı Sy Sum, 
ius en n En er BB al 
und zur Auszahlung e * 
28., 20., 30. Suni und der 1. A. 
ſtimmt worden. MER 
Görlig, den Sig 1 BB: 
Görlitzer nnsdorf, 
v. Er! 4. . 


De Vorladung. 
Fi ge des am 21. Mai 1846 
ueber den eck verſtorbenen Mühlenbeſiters 
zu Ober Re eried gehmann iſt der erbſchaſt⸗ 
Johann adategseprozeß eröffnet, und zur An, 
liche Hau Rachweiſung der Anſprüche der 
en und 3 Gläubiger deſſel⸗ 
Termin au 02 
been al. 155 d. J. re 2 uhr f 
m hieſigen Gerichts lo 1 
arbes ache worden. Wer —— AN 
nicht meldet, wird 0 
mine ’ A a Dasienige, 
der ſich meld 
Gläubiger von der Maſſe noch etwa 
bleiben ſollte, Seal 10155 
olkwitz, d 4. a 5 
e von Ober⸗Ne 
Shlauerſtraße Nr. 51 iſt dere 
vermiethen und bald zu besiehen. 


1 


1 Ak Neubau der Wohn: u i yet 


ollen Donnerſtag den 17. d. M., Vormittags 


gen 11 uhr 4 Wagenp 
um e 


ternehmer durch unterzeichneten verdungen 


Ein Steinbru Den — 925 Ein 


ift auf dem Dominium N oe Adler: 4 wei 
hr. v. Pelet-Narbonne, Fe 
j Strachwitz bei Breslau. r 6 
„Die mir vom Herrn Apotheker Denstorff 6 einjährige und K alben. 
à zweijährige 
guter Race, 1 955 zur Herrſchaft Falken⸗ 


Bau⸗Verdingn Msn . 
Der zu 4852 An a . das Wach sthum d. Haare befördernde 


Pomade. 


übe auf dem Pfarrgehöfte zu 
brück, Kreiſes Habelſchwerdt, wird am 
29iten d. M. Vorm. 10 ug 
im Gaſthauſe zu den drei Karpfen in Habel⸗ 
ſchwerdt öffentlich an kautionsfähige Unter- 


Trembicki u. v. Bardzinski a. Polen. Leut. 
v. Scholly a. Ohlau. Ka umann aus 


werden, in deſſen Geſchaͤftszimmer ſowohl die 
opprobirten Koſtenanſchläge, als auch die 
Waben enen und Bedingungen zur Kenntniß⸗ 
nahme ausgelegt ſind. > 
Glatz, den 11. Juni 1847. 
Der königliche Departements⸗Bau⸗Inſpektor 
Elsner. 


8 Auktions⸗ Anzeige. 
In 42 28, Brüderſtraße (nahe dem Barm⸗ 
herzigenbrüder⸗Kloſter) ſoll Mittwoch den 16. 
d. M., Nachmittags 3 Uhr, der Nachlaß des 
Major von Sowinsky, beſtehend in Uhren, 
Silber, Leinenzeug und Betten, Möbeln und 
Kleidungsſtürken zc., gegen baare Zahlung 
veräußert werden. 
Breslau, den 8. Juni 1847. 
Hertel, Kommiſſionsrath. 
Auktions⸗ Anzeige. 5 
Wegen Verſetzung eines Staabs⸗ Offiziers 


wem 1 br ff — derſelben 3 
at, iſt eine ſehr ihrem Zweck ent: ) 
ſprechende PR die durchaus Dinstag den 22. Juni d. J. früh. kauft 
keinen nachtheilig wirkenden Beſtandthell an Ort und Stelle meiſtbietend verkau 
enthält, und verdient vorzüglich deshalb] werden. . 
empfohlen und verbreitet zu werden, um 
die vielen jetzt im Handel vorkommenden 
Mittel, die den Haarwuchs befördern ſol⸗ 
len, zu verdrängen, da viele dieſer angeprie⸗ 
ſenen Mittel Ingredienzen enthalten, welche 
der Geſundheit nachtheilig ſind, für deren 

Gebrauch man warnen muß. 

Dr. Johann Bartholomä Tromms⸗ 
dorf in Erfurt, Ritter des königl. preuß. 

Rothen Adlerodens dritter Klaſſe und 

Hofrath.“ ö 

Für Breslau habe ich der Handlung 
S. G. Schwartz, Ohlauerſtraße Nr. 21, 
ein Commiſſionslager übergeben, woſelbſt die 
Büchſe a 10 Sgr. mit Gebrauchs⸗Anweiſung 
verkauft wird. 

Denstorff, Apotheker in Schwanebeck 

} bei Halberſtadt. 


Matthiäsſtraße 63 ift von Michaeli d. J. 
ab — — von 3 Stuben mit Kabi⸗ 
8 L net un ehör zu vermiethen. 

Hertel, Kommiſſionsrath. —_. — — 
pub 100 Mis. Vorm, 5. Ein großer junger Kettenzund, mit 

uhr Werde — . vo eiteſtraße Nach⸗ zottigen Haar, auf den Namen Leo örend, 

ne, Lei 90 eug, Betten, Kleldunge⸗ 1. 25 Gee Belohnung Salzgaſſe 

Jacke Möbel und dio. Dausgeräthe, und ge | MT abzuuefern e 

r ee een Albrechtsſtraße Nr. 14 iſt der zweite Stock, 

„ Auktions⸗Kommiſſ. beſtehend aus 7 Piecen, zu vermiethen, und 
bald oder zu Johanni zu beziehen. 

Näheres im Comptoir. 


ion. Am löten d. Mittags 

12 uhr werde ich in Nr. 42 Breiteſtraße = 

einen noch fait neuen Brenn: Apparat Zu vermiethen 
nebſt Hut und Schlange eine Wohnung, beſtehend in 5 Stuben, Entree, 
öffentlich verſteigen. Küche und Bedientenzimmer, Stall auf drei 
8 Mannig, Auktions: Kommiſſ. Pferde, 1 Wagenplatz nebſt nöthigem Keller 
ber und Bodengelaß find Tauenzienplatz Nr. 1, 
erhöhtes Parterre, zu Termin Michaeli d. J. 


Anki on, RE 
We an hr u zu beziehen, drei Stuben haben Luftheizung. 
Das Nähere beim Haushälter zu erfragen. 


4 de werde (6 am Gtabtgtaben Rt. D, un: 
weit der GEIGER HR rein h 
16, Sti auerzieg . { 
fenrtic) derfkeigern. Wohnungen 
Sa ieder Größe und in beliebiger Gegend 
der Stadt weiſet nach: 
das Commiſſions⸗ u. Agentur⸗Büreau 


„Auktions Kommiflarius. 
Offener Bürgermeiſterpoſten. 

C. Frücke und C Ä 

Kupfer mied: aße gr. 47. 7 


Ju unſerem großen Bedauern legt unſer 
118 er Herr Bürgermeiſter v. iin 
enn „„ 
„mis oder Lehrlinge, fo wie N im zweiten Stock 5 Stuben, Küche, Bo⸗ 
8 — een = — 2 und ein dazu gehöriger Keller; 
wiederholt 55 Aldi 3 e eh 0 eee 1 großes und 2 kleine 
* en. 4) ein Pferbeftall auf 4 Pferde und Wagen⸗ 
Aitbüfferſtraße Nr, ©, demie für 4 Wagen 1 
neben dem weißen Adler, iſt die erſte und] Diefe Lokalität zuſammen ift ſeit einigen 20 
zweite Etage, ganz oder getheilt, ſofort zw) Jahren zum Handlungsgeſchäft für Garn ‚als 
vermiethen und zu beziehen. Näheres im ler Art vermiethet geweſen. Das Nähere iſt 
Hotel zum weißen Adler, bei 155 15 zu er 
r EA Gm VRaaO YET er rer Reſchenba en M. Mai 1847. 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 24 iſt der erſte 1 
Stock zu vermiethen und Michaeli zu beziehen. C. W. Bartſch. 


2 — — 1 + I mar 2 27 —— —— ˙ Sn —D— —-— — 
Zwei Stuben mit Kabinet (m PR Zu permiethen und Term. Johannis d. J 


berg gehörigen orwerke Rautke, ſollen 


9. Kaufl. ohn a. War⸗ 
ſchau, Clarenbach a. Elberfeld, Warmer aus 
Kiegnib, Steinfeld aus Aachen, Preisberg aus 
Stettin. — Hotel de Stleſie: Fr. Bere 
niſch, Kaufm. Zimmermann u. Lieuts. Gieſche 
a. Berlin, v, Görtz a. Ratibor, Gentner und 
. eam a. Schwede 

5 83 oe a . 9 auptm. Jungmann a. Schweidnitz. Gutsbeſ. 

’ Ma ee - Stöbe a. Schweinsdorf. Fr. Hüttendir, Naglo 

Neue tjes Heringe aus Laurahütte. — Hatel zum blauen 


empfing und empfie hlt billigſt: birſch! 8 
N » b 9 ch: Gutsbeſ. v. Walter a. Po) na 
Carl Friedr. Keitſch, dau, v. Walter ä. Belkin, v. 2 a. Wolfs⸗ 
i- Berskau, Stockgaſſe Nr. 1. rn e n dr Ricgner 
- - — 1 Iz. d. Man i 

2000006000 098000 r 08 Bel RE orſt. Wyrwich u. 
2 Das Haus und Garten Fauenzien⸗ . Bürgermſtr. Weber g. Guttentgg, Ju . 
Straße Nr. AB; am früher Zahnſchen Peſchke a. Zyrowa, e 15 du⸗ 
Kaffeehauſe iſt an eine oder 2 Familie G l Ane a. Oppeln. Fabrik. 
E noch von Johanni oder Michaeli ab zu & Gerlach a. Oberſchleſien. — Hotel zur gold⸗ 

vermiethen. Näheres daſelbſt. & bs a 


wen Gans Gt, v. Poniat . N 
CC.. . v. Yrukspnshi 4, 
Zu vermiethen 


lizien. Muſikdir. Franz a. alle. Me 
kus Weitenauer und Kauf. 8 mann A 
und 3 3 rem find Tauen⸗ 75 Lejeune a. 7 un a Altenburg, 
zien⸗Platz Nr, m Hinterhauſe drei neu:] Pfennings aus Köln, "2 uk Keuter 
renobirte Wohnungen, eine jede zu 4 Piecen, Kl T . 
nebſt Küche, Kammer und Holzremiſe, und 


iger d. Wien, Muhr as Oppeln. Renkier 

Philips a. Maſtrich. Kammer⸗Aſſeſſor Caſa⸗ 
im Vorderhauſe zu Termin Michaeli d. 12 
eine Wohnung im hohem Parterre von vier 


aban g. Kopenhagen. Fabrik. aus 
N erviers. — Zettlitz's Hotel: Eiſenbahn⸗ 

Piecen, Bodenkammer, Keller ꝛc. Nähere 

Auskunft ertheilt der Haushälter. 


— 


In einer Conditorei kann ein Lehrline 
ein Unterkommen finden. Das Nähere 
Karlsplatz Nr. 4. 


Er 


Nuhr, in Nr. 37 Reuſcheſtraße (an der Pro: 
menade), feine moderne Möbeln (worunter 
mehrere Trumegux) eine Wachstuchfußdecke, 

Kronleuchter, Haus: und Küchengeräthe; ſo 
wie eine Parthie ſehr ſchöner Epheue, ge⸗ 
gen baare Zahlung verſteigert werden. 
Breslau, den 7. Juni 1847. 


beamter Beyer g. Berlin. Lieut. v. Sommers 
feld a. Fürſtenwalde. Partik. Scholz a. Glo⸗ 
gau. Kaufmann Senter aus Magdeburg. — 
Hotel de Saxe: Gutsbeſ. v. Lubaczewskf 
a, Galizien, v. Splawski a. Lemberg. Juſtiz⸗ 
Kommiſſ, Schmidt aus Ratibor, — Zwei 
eoldene ezwen; Kaufm, Neumann aus 
Stralfund, dle roch d a. Ku 
Treumann a, Freiburg. Glashüttenbeſ. Eb⸗ 
ſtein a. Czarnowanz. — Deut ſches Haus: 
t = 
1 
o ß: 


In dem Haufe Nr. 3 C. auf 
der Neuen Schweidnitzer Straße 
iſt zu Johanni der erſte Stock ge⸗ 
theilt oder ungetheilt zu vermiethen. 
Desgleichen ſind Stallungen und 
Remiſen zu vermiethen. Das Nä⸗ 
here iſt in der Kanzlei Ring 20 
zu erfragen. 

In dem Haufe Nr. 148 am Ringe hierorts 
ſind im Ganzen auch theilweiſe zu vermie⸗ 
then und am 2. Juli d. J. zu beziehen: 


1) Par terre Are Gewölbe, wovon zwei 
heizbar find; 


Apotheker Hirſch a. e ap 
Control. Hoffmann a. Pleß. Kauf, 
mann aus Wartenberg. — Weißes 
Techniker Schmidt aus Chemnitz. — Gol de⸗ 
ner Hecht; Farbenfabrik. Rogall a. Berlin; 
Handl.⸗Commis Nitſchke a. Trgchenberg. 
Privat⸗Logis. Albrechtsſtr. 33; Kı 
v. Müller a. Liegnitz. Keen. K BR, 
arbeiter Jackiſch a. Oppeln u. Oberamtmann 
Walliczeck a. Walzen. e 
Den 13. Juni. Hotel zur goldenen 
Sans: Kammerherr v. Zaſtrow a. Berlin. 
Rechnungs⸗Rath Eſchenhorn aus Hirſchberg. 
Gutsbeſ. Rahnzi a. Mielno, v. Goldfuß aus 
Kittelau, v. Oheim a, Neudorf. Bar, v, Del 
lingshauſen a. Wien. Partik. Heſſe a. Ham⸗ 
burg. Gräfin v. Radolinska a. Poſen. Tri⸗ 
bunals⸗Rath Prof, Maciejowski a. Warſchau. 
Wirthſch.⸗Dir. Morawetz a, Beneſchau. Oberſt 
u. Brigad. v. Auerswald u. Kaufl. Spillke, Cohn 
u. Friedländer a. Berlin, Kayſer a. Montjoie, 
Goldſchmidt a. Frankfurt a. M., Woſſidlo a. 
Krotoſchin, Dieckmann a. Leipzig. — Hotel 
zum weißen Adler: Se. Durchl. Fürſt: 
v. Hohenlohe⸗Schillingsfürſt. Apotheker Coch⸗ 
ler a. Tarnowitz. ae Mende und 
Kauft. Thuleke aus Königsberg, Wittgenſtein 
a, Leipzig, Buhl aus Elberfeld, Schade aus 
Braunſchweig, Goßmann, Dr. Rutſch u. Fabrik, 
Heckmann a, Berlin. Aſſeſſ. v, Kreuſch * 
e 


den 18. Juli d. J. zu Händen unſeres Vor⸗ 
ſtehers, Herrn Kaufmann Weiß. 
a Neiſſe, den 11. Juni 1847. 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
N Haus⸗Verkauf. 
In einer belebten und nahrhaften Stadt, 
Fuße des Gebirges, durch welche eine 
ſehr frequente Fahrſtraße führt, iſt ein brau⸗ 
berechtigtes, neu erbautes maſſives Wohnhaus, 
am des Ringes gelegen, zu verkaufen. 

Daſſelbe eignet ſich vermöge he Bau⸗ 

ſachkeilen wie feiner Lage sur M Gefchäft, 

beſonders aber zur Anlage einer Liqu eur⸗ 
abrik, da an dieſem Ort erſt eine ſolche 
abrik beſteht. ’ 

Auf frankirte Anfragen ertheilt Auskunft 
das General⸗Geſchäfts⸗Bureau von 
Guſtav Döring, Altbüſſerſtraße Nr. 3. 
— —— — — — 
Den Herrn Ober⸗Amtmann Sabarth bitte 
ich, mir ſeinen jetzigen Aufenthaltsort baldigſt 


anzuzeigen un, Droſchkenkutſcher, 
* ae Nr, 15. 


Möbel⸗ Verkauf, 


„Neue moderne Möbel find: ene au verkau⸗ 


der erſten Etage find Humm zu a Fe 
vermlethen. . 1 iſchofsſtraße Nr. 9 eine Wohnung in 
Bald zu beziehen it eine möblirte Worder- 


der Men Etage, beſtehend aus 1 Stube, 
Stube wie auch ein Hinterſtübchen, Ohlauer 1 Alkove und Küche für jährlich 36 Rtlr.; 
Straße Nr. 21, zweite Etage. 


29 Kloſterſtraße Nr. 10 eine Wohnung in 

Cine kleine Wachtelhündin, der Atem Stage, bestehend aus 2 Stu, 
weiß und gelb gefleckt, iſt am 12ten d. M. 
er 


Lievland. Fr. Gutsbeſ. v. Schönborn u. Fr. 
Proviantmſtr. Alberti a. Graudenz. — Hof 

de Sileſie: Landräthe Bar. v. Ende au 
Waldenburg, v. Koſchembahr a. Strehlen, v. 
Thun u, Direktor Neumann a. Gr.⸗Strehlie. 
Landesälteſter Gr. v. Schweidniß a, Sulau. 
Lieut. v. Wuſſow a. Preuß. Holland. Kaufm. 
Mart aus Berlin. — Hotel zum blauen 


jährlich 70 Rlr⸗ 
Sofort veſp. Termin Johannis zu ver⸗ 


„ miethen: N 
1) Albrechtsſtraße Nr. 8: a. ein gewölbtes 
Zimmer par terre, zu einer Werkſtatt 
oder Remiſe ſich eignend; b. ein Lager⸗ 
Keller? 

2) Kupferſchmiedeſtraße Nr. 10 u. ein Pfer⸗ 
a NA ara) 

3) Gellhorngaſſe Nr. 2 mehre kleine Woh⸗ 


ben, 1 Alkove, Küche und Beigelaß, für 

abhanden gekommenz wer pieſelbe neue Schweid⸗ 
nitzerſtraße Nr. * Treppe abgiebt, od 
ihren Aufenthalt beſtimmt nachweiſt, erhält 
1 Ntlr. Belohnung. Vor dem Ankauf 
wird gewarnt. 

Ein kleines Gewölbe, ' 
nahe am Ringe, iſt zu vermiethen und Jo: 
hanni zu beziehen Stockgaſſe Nr. 28. 


Heiligegeiſt⸗Straße Nr. 6 ſind noch einige 


fen: Albrechtsſtraße Nr. 48, im Gewölbe. nünh ene rauer a. Sodow. Pattik. v. Fiſcher a. Be 
e f f a i 2 2 a + Bern. 
Fa 95 it RAT e bent nelle und das Ae pa re Adminiſtrator Kuſche, Kirch⸗Holzholr. Löbenſtein a. Natter. Tanzlehrer 
circa 5 Ctnr. alt, ſtehen a 1 Rtlr. zum . 


hanni zu beziehen, und das Nähere par terre ö 2 traße Nr. 3, 


in der Tiſchlerwerkſtatt zu erfragen! - 
—ͤ— b — — Kaoſterſtraße Nr. 66 iſt eine Wohnung in 
Ein noch guter halbgedeckter Reiſswagen der Aften Etage, beſtehend aus 3 Stuben, 
und zwei Paar Geſchirre ſtehen billig zum Küche und e 90. Ktlr. jährlich zu 
Verkauf und iſt das Nähere zu erfahren: | dermiethen‘ und Term. Johannis d. J. zu 
l Adn ator Kuſche, 
ſtraße Nr. 5. 


Bäch u. Mühlenbeſ. Schneider aus Pleſchen. 
Hotel zu den drei Bergen; — 
mann g. Ratibor u. Meinhardt a. Darmſtadt. 
Oberamtm. Heitz a. Dyhernfurth. — Zetta 
lis's Hotel: Land- u. Stadtrichter Heer⸗ 
mann a. Zobten. — Hotel de Saxe: Gr. 
v. Dankelmann a. Gr.⸗Peterwitz. Part. Cu⸗ 
now a. Görlig. Kaufm. Hüsmert a. Wald. 
Ober⸗.⸗G. Aſſeſſor Richter aus Oſtrowo. — 
Deueſches Haut: Gutsbeſ. dv. Koſchem⸗ 
bahr a. Wilkau. Rentier Libry aus Paris. 
Prag Kine a rt 1 
oß: Gaſtw. Laube a. Freyſtadt u. A 
mann a. 8140 Kaufm. Warſchauer a. We. 
dau. — Goldner Zepter! Kaufm. Ringel 
u. Fr. Krieger a. Königsberg. Oberamtm. 
uſtas Henne, ape Vage ine Kronen Sa 
iſtav Me D EI * 2 sur NP; e ia, Berlin. — FOontgs- Krone: i 
Heilige Geiftftrape Nr 14. . Te ed Ran — ; a a See Gergeit und in 6 Kaffen: ontroleur Woltemas 1. Ft Sad. 
—— N 75 mem Eingang, gelegen ſein kann, wird für und 4 nebſt Zubehr zu Johanni d. J. beſ. er a. Rawicz. r Skt 
e ö ae e e ace San el 1 5 e Fre ee 195 zu Johannj d. 3 ber, CU Rawiez. Kantor Sitte aus 
esjähriger Mai, Füllung, jo, wie Kreuz- an eine achtbare und ſuune Jamie, welche eis | TE r . ivat⸗Logi ’ 
N BR ee ae Theil ihrer Wohnung abtteten kann in Privat: Logis. Albrechtsſtr. 33: Kau 
en \ aa een t Juliusburger a. Berlin u, Hüttenbef, Chelaz 


9 a. Guttentag. Albrechtsſtr. 24: Poſtmeiſter 


Mitte der 8 eee zu miethen 
Doro . Sui 2 geſucht. Ausku t ex ara} 3 ' 
rl Friedr. Keitſch/ 7 E 17 Brieg und Franslateur Morie aus 
in Breslau, Stockgaſſe Nr. I. 2 


Verkauf bei 
/ Strehlow und Laßwitz, 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 16. 

aunägel und Stifte 

von 5 aus der Fa brit des H. v. Kran: 

kenberg in Cziasnau B/ S. empfehlen billigſt: 
4 Strehlow und Laß witz, 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 10. 


Hausverkauf. 
Ein in der Tauenzien⸗Straße belegenes, neu 
und geſchmackvoll erbautes und vollandig be⸗ 
tes Haus mit Garten iſt bei einer An⸗ 
lung von 3000 Mehles höchſt preiswürdig 
zu verkaufen. ee 


Kloſterſtraße 85 b, dritte Etage. beziehen. 


Zu vermiethen Term. Michaeli Altbüſſer⸗ 
beate Ne, 14, nabe der i et 
Wohnung von 8 Piecen im e en Stock. 


Cine ee de zohnung a 
zan der Promenade, neue G fees, iſt d 
bald oder zu Michgell zu beziehen, 


Wo nungs- e ng N 1 - — 
Eine Wohnung von zwei zuſammenhängen⸗ 
den Zimmern in erſter oder zweiter Etage, 


das General⸗Geſchäfts⸗Bureau von 
Guſtav Döring, Altbüſſerſtraße Nr. 3. 


Breslauer Cours - Bericht vom 14. Juni 


1508 
1847. 


Breslauer Getreide: reife vom 14. Juni 1847. 


* 7 * rte. s 
Fonds. und Geld» Conrs. Beſte Corte. Mittie Sorte. Geringfte Borte. . 

— Weizen, weißer. 5 Rt. 7 Sg. 6 Pf. 5 tl. 2 Sg. 6 pf. 4 tl. 25 Es. 
Holl. u. Kaiſ. vllw. Duk. 95%, Gib. r. Pfandbrleſe 2½ % 08 % Br. dito gelber 5 innen — un e eee eee ee 
cad or preuß. 113°, Gi. et dis HE 8. Sruch. Sezen, 4 2 , , , „ Bun 
ouisb'or, vollw. 11154 Gib. dite dito 4% Lai n. 102%, Br en le e eee wit e e e ee, BD 
e 5, 4b Dep e be vpe, de % V, W | Gehe... 7. ne 
er. anfnoten u. 5% ez. u. Br. 0 5 e 49 ld „ sans n [7 2 1 Z Fer 1 5 — u: 
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Ge ſ e tz 
wegen 
Aufhebung, der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, 
Beſchränkung der Klaſſenſteuer und Einfüh⸗ 
rung einer Einkommenſteuer. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen dc. ꝛc. e l 

Die Einrichtung, welche dem Abgabenweſen in Un⸗ 
ſeten Staaten durch das allgemeine Abgabengeſetz vom 
30. Mai 1820 gegeben worden iſt, hat in Hinſicht 
auf den Ertrag der Steuern und auf die Leichtigkeit 
ihrer Erhebung den davon gehegten Erwartungen ent⸗ 
ſprochen und zu Unſerer Genugthuung die Möglichkeit 
gewährt, neben anderen ſchon früher erfolgten Steuer⸗ 
milderungen durch die von Uns mittelſt der Ordre vom 
22. November 1842 angeordnete Herabſetzung des 
Salzpreiſes eine vorzugsweiſe der bedürftigeren Volks⸗ 
tlaſſe zu Statten kommende Steuererleichterung eintre⸗ 
ten zu laſſen. 

Indeß iſt von den ſeit dem Jahre 1820 erhobenen 
Steuern hauptſaͤchlich die Mahl: und Schlachtſteuer der 
Gegenſtand häufiger Beſchwerden geweſen, indem in der 
Verſchiedendeit der Beſteuerung gewiſſer Städte vermit⸗ 
telſt der Made: und Schlachtſteuer und des übrigen 
Theſils der Monarchie vermittelſt der Klaffenfteuer eine 
ungleichmäßige Belaſtung gefunden wird, welche zugleich 
die Folge hat, daß wegen jener Verſchiedenheit der Be: 
ſteuecung die Verkehrfreihett im Innern des Landes ge: 
ſtört und zur Aufrechthaltung der Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer die in den Umgebungen der mahl- une ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Städte wohnende klaſſenſteuer pflichtige 
Bevölkerung theilweife ſowohl durch die direkte als durch 
die indirekte Steuer getroffen wird. Um dieſe bald in 
größerem, bald in geringerem Grade allerdings vorhan⸗ 
denen Uebelſtände zu beſeitigen, zugleich aber die durch 


Belaſtung der erſten Lebensbedürfniſſe veranlaßte ſtär⸗ 


kere Heranziehung des weniger wohlhabenden Treild der 
ſtädtiſchen Bevölkerung zu vermeiden, und für die wohl: 
habenden und reichen Einwohnerklaſſen eine ihrer Lel⸗ 
ſtungsfähigkeit entſprechendere Belaſtung eintreten zu 
laſſen, verordnen Wir auf den Antrag Unferes Staats⸗ 
Miniſteriums u. ſ. w. was folgt: 

1 


5 9 1. f 
Von den nach $ 1 des allgemeinen Abgabengefeges 
vom 30. Mai 1820 zu erhebenden Auflagen werden 
die unter g. angeordnete Klaſſenſteuer, ſo wie die unter 
h. angeordnete Mahl⸗ und Schlachtſteuer vom 


u ben. 
92 aufgehoben 


An Stelle dieſer Steuern ($ 1) tritt für das ganze 
Land mit Aufhebung des bisherigen Unterſchledes zwi⸗ 
ſchen mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen und klaſſenſteuer⸗ 
pflichtigen Ortſchaften 

a) eine Einkommenſteuer für die Einwohner, deren 
geſammtes jährliches Einkommen die Summe von 
400 Rthlen. beträgt oder überſteigt, 

b) eine neue, nach den Sätzen der ſechs unterſten 
Stufen der bisherigen Klaſſenſteuer zu erhebende 
Klaſſenſteuer für diejenigen Einwohner, deren jähr⸗ 
liches Einkommen den Betrag von 400 Rthlrn. 
nicht erreicht. 

98 3. 

Die Einkommenſteuer wird nach Inhalt des heute 

beſonders ergehenden Geſetzes erhoben. Für die Klaſſen⸗ 


ſteuer werden, unter Berückſichrigung der für die Ver⸗ 
anlagung und Erhebung der Klaſſenſteuer in den ſechs 
unterſten Steuerſtufen bisher gültig geweſenen Beſtim⸗ 
mungen, folgende Vorſchriften ertheilt. 
ge, 
Befreit von der Klaffenfteuer find : 
a) diejenigen Einwohner, welche zur Einkommenſteuer 
herangezogen werden; 0 
b) Pfarrer, Schul: und Gymnaſiallehrer nebft ihren 
Familien; 
©) Fremde, wofür in dieſer Beziehung nur diejenigen 
Ausländer zu achten ſind, welche ſich nicht ein 
volles Jahr an demſelben Orte aufhalten; 
d) Kinder vor vollendetem 16ten Jahre; 
e) alle beim ſtehenden Heer und bei den Landwehrſtäm⸗ 
men in Reih und Glied befindliche aktive Militär⸗ 
perſonen, nebſt den in ihrer Haushaltung leben⸗ 
den Mitgliedern ihrer Familie, inſofern ſie ſelbſt 
oder dieſe ihre Angehörigen weder eigenes Ge⸗ 
werbe noch Landwirthſchaft treiben. . 
Auch die Landwehrmänner erſten Aufgebots 
und ihre Familien ſind für den Monat, in wel⸗ 
chem ſie zur Uebung einberufen werden, und ſo⸗ 
fern ſie volle ſechs Wochen bei den Fahnen 
verſammelt bleiben, für zwei Monate von der 
Klaſſenſteuer frei. — Während eines Krieges 
ſind die Familien aller unter den Waffen ſtehen⸗ 
den Militairperſonen frei, inſofern ſie nicht eige⸗ 
nes Gewerbe oder Landwirthſchaft treiben; 
die Inhaber des Eiſernen Kreuzes für ihre Per⸗ 
ſon und ihre Haushaltungen, ſofern ſie in der 
zweiten Hauptklaſſe ſteuern; ferner diejenigen, 
welche in dem vaterländiſchen oder einem der 
anderen verbündeten Heere an den Feldzügen von 
1813 bis 1815 theilgenommen haben, für ihre 
Perſon und ihre Angehörigen, inſoweit ſie zur 
unterſten Klaſſenſteuerſtufe einzuſchätzen ſind. Ein⸗ 
zelnſteuernde dieſer Kategorie ſind ſchon dann 
frei zu laſſen, wenn ſie zur vorletzten Steuerſtufe 
zu veranlagen wären; 
Arme, die von Almoſen aus Staats- oder Ge: 
meinekaſſen leben; 
diejenigen, die in öffentlichen Anſtalten auf öf⸗ 
fentliche Koſten verpflegt werden. 
§ 8. a 
Die Steuer wird in zwei Hauptklaſſen und in je: 
der Hauptklaſſe nach drei Abſtufungen erhoben, in 
welche die zu der betreffenden Hauptklaſſe gehörigen 
Steuerpflichtigen, nach Maßgabe ihrer größeren oder 
geringeren Leiſtungsfähigkeit, einzuſchätzen ſind. 
Die erſte Klaſſe umfaßt den geringeren Bürger⸗ 
und Bauernſtand; dahin gehört eine jede mit Grund⸗ 
Eigenthum angeſeſſene oder im ſelbſtſtändigen Hand: 
werksbetrieb lebende Haushaltung, ſofern nicht nach dem 
Umfange oder der Beſchaffenheit des Beſitzthums oder 
des Gewerbes das hierdurch gewährte Einkommen nur 
als Nebenſache, der Verdienſt durch gewöhnliche Lohn⸗ 
arbeit und Tagelohn dagegen als Hauptſache erſcheint. 
Ferner gehören in die erſte Klaſſe die Staats⸗ und Ge⸗ 
meine⸗Beamten, Aerzte, Notarien u. ſ. w., deren Ein⸗ 
kommen den Betrag von 400 Rthlrn. nicht erreicht, 
ſo wie diejenigen in fremdem Lohn und Brod ſtehenden 
Perſonen und Familien, welche nach der Art ihrer 
Dienſte und der dafür gewährten Belohnung nicht als 


f) 


8) 
h) 


Tagelöhner oder gemeines Geſinde angeſehen werden 


können. 


Die zweite Klaſſe umfaßt die gewöhnlichen Lohn⸗ 
arbeiter, das gemeine Geſinde und die Tagelöhner, b 
wie die ganz geringen Grundbefiger und Gewerb 
benden, welche fi hauptſächlich vom Tagelohn nähren. 
$ 6. 5 

a) Die Hebung geſchieht in der Regel nach Haus 

haltungen. 

b) Zur Haushaltung gehört der Hausherr oder, we 
Frauen ſelbſtſtändig eine Wirthſchaft führen, die 
Hausfrau mit ihren Angehörigen, denen fie Woh⸗ 
nung und Unterhalt geben. | 
Koftgänger oder Perſonen, die mit Gehalt oder 
Lohn zu Dienſtleiſtungen angenommen find, wer 
den nicht zu den Angehörigen einer Haushaltung 
gezählt, können alſo insbeſondere an der Steuer“ 
Befreiung der ſteuerfreien Familien ($ 4.) nicht 
theilnehmen. 

Steuerpflichtige, welche weder einer beſteuerten 
Haushaltung angehören, noch eine eigene H 
haltung führen, zahlen die Hälfte des Steuerſa⸗ 
tzes ihrer Klaſſe als Perſonen⸗Steuer. 
In der unterſten Stufe der zweiten Hauptklaſſe 
wird die Steuer überhaupt von den einze 
Zahlungspflichtigen, mithin auch von jedem 
ſteuerten Angehörigen einer Haushaltung, 
Perſonen⸗Steuer entrichtet, jedoch ſollen aus 
ner und derſelben Haushaltung niemals 
als zwei Perſonen dieſe Steuer bezahlen, 
außerdem ſollen diejenigen Perſonen dieſer f 
die am 1. Januar des Jahres, für welches 
Veranlagung geſchieht, ihr ſechszigſtes Lebens jah 
bereits zurückgelegt haben, nicht mitgezählt 11 
8 7. J 5 * 
Die Steuer beträgt monatlich: 
1) in der erften Hauptklaſſe, und zwar: 
a) in der erſten Stufe 20 Sgr.) 
b) in der zweiten Stufe 15 Sgr., 
e) in der dritten Stufe 10 Sgr. Sir 
für die Haushaltung und die Hälfte dieſer 
für den Einzelnſteuernden; 
2) in der zweiten Hauptklaſſe, und zwar: 
a) in der vierten 8 7 
b) in der fünften Stufe gr. 
für e und die Hälfte dieſer * 
für den Einzelnſteuernden. Endlich Sor. 
e) in der ſechſten Stufe 1% 
für jede ſteuerpflichtige Perſon. 
9 8. 5 vorgezei 
a) Die Klaſſifikation nach BE ein 252 
neten Merkmalen gelben Landräthe. 


den und unter Aehſhbrden werden auch die Jah⸗ 


— ze und Zugangsliſten ange? 
fertigt und mache Hieht mech l. 
Die e di Grunde und Gewerbeſteuer 
amten, in den beiden weſtlichen Provinzen 
aber durch die von den Regierungen ernannten 
Empfänger der Grundſteuer. 

Die Formen der Geſchäftsführung werden m 
Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe id 
beſondere Inſtructionen vorgezeichnet. Für 1 
vorſchriftsmäßige Vertheilung und Einziehung 
Steuern find die Regierungen verantwortlich. 


(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 


d) 


e) 


ei⸗ 


b) 


e) 


einziehen; 


4) 


| 


| 


| 


5 ſonſt 


He. 


— 


Zweite Beilage zu „ 136 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 15. Juni 1849. 


* 9 9. 
a) Jeder Eigenthümer eines bewohnten Grundſtücks 
oder deſſen Stellvertreter haftet der Behörde, 
welche das Verzeichniß der ſteuerpflichtigen Haus⸗ 
haltungen und Perſonen aufnimmt, für die rich⸗ 
tige Angabe derſelben. 
Jedes Familienhaupt iſt für die richtige Angabe 
feiner Angehörigen, ſeines Hausſtandes und der 
übrigen ſteuerpflichtigen Hausgenoſſen verant⸗ 
6 wortlich. : 1 
c) Jede bei der Aufnahme des Verzeichniſſes unter⸗ 
laſſene Angabe einer ſteuerpflichtigen Perſon ſoll, 
außer der Nachzahlung der rückſtändigen Steuer, 
mit einer Geldbuße des vierfachen Jahresbetrages 
derſelben und der etwa zu der Steuer für Be⸗ 
zirks⸗ und Gemeinde- Ausgaben zu erhebenden 
Zuſchläge belegt werden. f 5 
d) Gegen diejenigen, welche ſich einer Uebertretung 
dieſes Geſetzes ſchuldig machen, haben die Magi⸗ 
ſtrate in den Städten und die Landräthe für den 
übrigen Theil ihres Kreiſes die Unterſuchung nach 
Anleitung des Anhanges zur Allgemeinen Ge⸗ 
richts⸗Ordnung $ 253 zu führen. Die Entſchei⸗ 
dung gebührt der vorgeſetzten Regierung. 
* Hinsichtlich der Provokation auf richterliches 
Gehör, ſo wie des Rekurſes gegen das Reſolut 
der Regierung, bleibt es bei den Beſtimmungen 
in § 93 der Steuer⸗Ordnung vom 8. Februat 
1819 und deren Deklaration vom 20. Januar 
1820. 
§ 10. 


a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt das 
erſte Mal in einer angemeſſenen Friſt nach Ver⸗ 


kündigung dieſes Geſetzes, weiterhin aber mit dem 


Anfange jeden Jahres. 


b) Sobald dieſe Bekanntmachung geſchehen iſt, muß 


der Steuerpflichtige in den erſten acht Tagen 

jedes Monats ſeinen Beitrag voraus entrichten. 
Es hängt von ihm ab, ſie auch für einen län⸗ 
geren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage 

zu bezahlen. 

e) Die Säumigen werden von dem Steuerempfän⸗ 
ger aufgefordert, die Zahlung binnen drei Tagen 
zu leiſten, nach deren fruchtloſem Ablauf mit der 

krekutiviſchen Beitreibung verfahren wird. 

d) Späteſtens fünf Tage vor dem Ablaufe jeden 
Monats muß die eingehobene Steuer, nebſt der 

Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Ausfälle 
und der Reſte an die zum weiteren Empfange 
beſtimmte Kaſſe abgeliefert ſein. 

e) Der Steuerempfänger ift für diejenigen Steuern 

fſelbſt verantwortlich, bei denen er den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution 
nicht ſofort nachweiſen kann, und muß ſolche 
vorſchußweiſe zur Kaſſe entrichten. 

. 8 11. \ 
Die örtliche Erhebung der Steuer liegt, mit Aus: 
nahme der beiden weſtlichen Provinzen, für welche die 
Ordre vom 6. Februar 1841 in Kraft bleibt, den Ge⸗ 
meinden ob, die dafür einen Antheil von 4 Prozent der 
eingezogenen Summe erhalten. ö 


5 § 12. 

Wenn größere Städte, mit einer Bevölkerung von 
mindeſtens 30,000 Einwohnern, die zur Beſtreitung 
ihrer Gemeindebedürfniſſe erforderlichen Geldmittel ledig⸗ 
lich durch Zuſchläge zu den direkteu Staatsſteuern nicht 
füglich beſchaffen können und die mit der Einziehung 
der Klaſſenſteuer in großen Städten verbundenen Schwie⸗ 
ugkeiten zu vermeiden wünſchen, fo können auf ihren 

trag nach den örtlichen Verhältniſſen beſondere 
euern und namentlich auch auf Verbrauchsgegen⸗ 
Ände durch ein mit Unſerer Genehmigung von dem 
anz⸗Miniſter und dem Miniſter des Innern zu er⸗ 
ſſendes Regulativ angeordnet werden, ſofern dieſe 
euern nicht eine unverhältnißmäßige Belaſtung der 


Armeren Volksklaſſen zur Folge haben und nicht den 


eſtimmungen der allgemeinen Steuergeſetze entgegen 


oder der Freiheit des inneren Verkehrs hinderlich ſind. 


ö $ 13. 
Die Städte, welche nach § 12 beſondere Steuern 
eben, find verpflichtet, aus dem Ertrage dieſer Steuern 
die Staatskaſſe denjenigen Betrag abzuführen, mel: 
von der ſtädtiſchen Bevölkerung an Klaſſenſteuer 
fubeingen wäre, wenn dieſe nach den Vorſchriften 
5 gegenwärtigen Geſetzes veranlagt würde. Jener 
etrag iſt entweder durch Probeveranlagung oder auf 
N geeignete Weiſe zu ermitteln, von Unſerem Finanz⸗ 
% iniſter feftzuftellen und nach Maßgabe der Zu⸗ oder 
m ahme der ſtädtiſchen klaſſenſteuerpflichtigen Bevölke⸗ 
babs von drei zu drei Jahren verhältnißmäßig zu er⸗ 
Eon oder zu ermäßigen, wobei der nach der erſten 
telung für den Kopf der klaſſenſteuerpflichtigen 


Bevölkerung feſtgeſtellte Betrag zum Maßſtabe die⸗ 
nen ſoll. 
$ 14. 

Unſer Finanz⸗Miniſter iſt ermächtigt, die zur Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen und 
Inſtruktionen zu erlaſſen. 

Urkundlich ꝛc. 


Ge ſ e tz 
wegen ö 
i Erhebung einer Einkommenſteuer. 


Wir Tie druch Wilhelm, von Gottes Gnaden, 

Konig von Preußen ꝛc. ıc. 

In Verfolg des Geſetzes vom heutigen Tage wegen 
Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer ꝛc. verordnen 
Wir wegen Erhebung der Einkommenſteuer auf den 
Antrag Unſeres Staats⸗Miniſteriums u. ſ. w., was folgt‘ 

1 


$.1. 

Der Einkommenſteuer find unterworfen: 

1) alle Einwohner Unſerer Staaten, mit Einſchluß 
Unſerer im Auslande ſich aufhaltenden Untertha⸗ 
nen, deren geſammtes jährliches Einkommen die 
ee von 400 Rthlrn. beträgt oder über⸗ 

Rü 7 

2) alle Ausländer, welche in Unſeren Staaten Grund⸗ 
vermögen beſitzen, in Anſehung des Einkommens 
aus dieſem Grundvermögen. Beträgt jenes Ein⸗ 
kommen weniger als 400 Rthlr. jährlich, fo foll 
daſſelbe zwar vorläufig zur Steuer herangezogen 
werden; iſt aber der ausländiſche Beſitzer im 
Stande, nachzuweiſen, daß er mit Hinzurechnung 

ſeines anderweitigen Einkommens überhaupt nicht 
400 Rthlr. jährlich einzunehmen habe, fo fol 
ihm die Steuer 5 5 werden. 


Von der Einkommenſteuer ſind befreit: 
1) die Familien der ehemals reichsſtändiſchen Häuſer; 
2) derjenige Theil der katholiſchen Geiſtlichkeit, wel⸗ 
chem durch den Erlaß wegen Einrichtung, Aus⸗ 
ſtattung und Begränzung der Erzbisthümer und 
Bisthümer der katholiſchen Kirche in Unſeren 
Staaten vom 23. Auguſt 1821 (Stück 666 der 
Geſetz⸗Sammlung) beſtimmte Amtseinkünfte, frei 
von allen Laſten, zugeſichert ſind, jedoch nur in 
Betreff dieſer Einkünfte; ö 
3) Alle Fremden, welche ſich nicht bereits ein volles 
Jahr hindurch in Unſeren Staaten aufgehalten 
| haben und dafelbft 12 Grundeigenthum beſitzen. 


Von allem Einkommen, welches nach § 1 zur Ein⸗ 
kommenſteuer heranzuziehen iſt, wird die Steuer nach 
zwei Sätzen erhoben, und zwar: 

a) im Betrage von 3 pCt. für alle Jahresrenten, 
welche aus dem Beſitze von undeweglichem oder 
beweglichem Vermögen herrühren, alſo für alles 
fundirte Einkommen ($ 11 A. und B.), und 
im Betrage von 2 pCt. für Einkommen aus dem 
Ertrage eines Gewerbes oder irgend einer Art von 
Gewinn dringender Beſchäftigung, aus Beſoldun⸗ 
gen und Emolumenten, Wartegeldern, Penſionen 
und Leibrenten, überhaupt für alles nicht durch 
den Beſitz eines Grund- oder Kapital⸗Vermögens 
fundirte Einkommen ($ 11 C.). 

Für den Fall, daß der Geſammt⸗Ertrag der Steuer 
die Summe von drei und einer halben Million Thalern 
nicht erreichen ſoute, bieibt es vorbehalten, dieſe Steuer: 
fäge verhältnißmäßig fo weit zu erhöden, als zur Er⸗ 
reichung jenes Betrages erforderlich iſt. 125 
4 


* 


f 94. 

Zur erſten Ermittelung, Prüfung und Feſtſtellung 
des der Steuer unterworfenen Einkommens, wozu zu⸗ 
nächſt die Angaben der Steuerpflichtigen dienen ſollen, 
werden in allen Regierungsbezirken, Kreiſen und größe⸗ 
ren ſtädtiſchen oder ländlichen Gemeinen beſondere Kom⸗ 
miſſionen ernannt. 


IR 55. 15 
Für jeden Reglerungs⸗Bezirk wird in dem Bezirks⸗ 
Hauptorte und außerdem in Unſerer Haupt: und Reſi⸗ 


denzſtadt Berlin für den Bereich derſelben eine Bezirks⸗ 


Kommiſſion niedergeſetzt. Der Chef dieſer Kommiſſion, 
wozu in der Regel der Regierungs⸗Präſident auszuwäh⸗ 
len iſt, wird von Unſerem Finanz: Minifter ernannt, 
welcher auch die zur Vertretung des Chefs erforderlichen 
Subſtituten zu beſtimmen hat. Jede Bezlitks⸗Kommiſ⸗ 
ſion beſteht aus fünf Mitgliedern und eben fo vielen 
Stellvertretern, welche entweder auf dem vereinigten 
Landtage durch die Vertreter der einzelnen Provinzen 
oder von dem Provinzial⸗Landtage gewählt werden. Die 
Wahlen find auf angeſehene Grundeigenthümer, Kapi⸗ 
taliſten und Gewerbtreibende des betheiligten Bezirks 
und beziehungsweiſe der Reſidenzſtadt Berlin in der Art 
zu richten, daß einer jeden dieſer drei Elnwohnerklaſſen 


mindeſtens ein Mitglied und ein Stellvertreter angehört. 
Die Ergebniffe der Wabl find dem Ober⸗Präſidenten 
anzuzeigen, welcher, wenn ſich dabei nichts zu erinnern 
findet, die Gewählten zu betätigen hat. 1 72 — 

6 


Für jeden landräthlichen Kreis wird eine Kreis⸗ 
Kommiſſion angeerdnet, welche unter dem Vorſitz des 
Kreis⸗Landraths zuſammentritt, und deren drei bis fünf 
Mitglieder nebſt eden fo vielen Stellvertretern auf den 
Vorſchlag der Kreisſtände durch die Regierung ernannt 
werden. Bei dieſem Vorſchlage iſt ebenfalls darauf 
Rückſicht zu nehmen, daß aus den im landräthlichen 

Kreiſe wohnenden Grundeigenthümern, Kapitaliſten und 

Gewerbtreibenden mindeſtens je ein Mitglied und ein 

Stellvertreter ernannt werden kann. g 

9 7. Te 
Den Chefs der Bezirks⸗Kommiſſion ſteht, nach der 
von Unſerem Finanz- Minifter zu ertheilenden näheren 
Anleitung, die Beſtirumung zu, für welche größere ftäde 
tiſche oder ländliche Gemeinen eine oder mehrere beſon⸗ 
dere Gemeine⸗Kommiſſionen zu bilden find, Die Mit- 
glieder einer ſolchen Gemeine-Kommiſſion und deren 
„Stellvertreter werden von den. betheiligten Stadt- oder 

Gemeine⸗Verordneten in vorgedachter Weiſe in Vorſchlag 

gebracht und bön dem Chef der Bezirks⸗Kommiſſion er⸗ 

nannt, welcher zugleich auch den Vorſitzenden dieſer 

Kommiſſion und deſſen Subſtituten zu beffimmen hat. 

KS. 

Die Vorſitzenden und Mitglirder aller vorgedachten 
Kommiſſionen ($$ 4 bis 7) find zur Gedeimhaltung der 
Einkommens⸗Veryältniſſe, welche det dem ihnen anver⸗ 
trauten Geſchäfte zu ihrer Kenntniß gelangen, eidlich 
zu verpflichten. : e e 

— N 9. 7 

Die Cheſs det Bezitrks⸗Kommiſſionen haben ſogleich 
nach deren Einrichtung und ſpäterhin jährlich durch die 
Amtsblätter der Regierungen an alle zur Entrichtung 
der Einkommenſteuer verpflichteten Einwohner des Be⸗ 
zirks (§ 1), ſo wie an die mit Grundeigenthum ange⸗ 
ſeſſenen Ausländer, eine Aufforderung zur Anmeldung 
ihres jährlichen Einkommens binnen einer beſtimmten 
Friſt zu erlaſſen. Wer dieſer Aufforderung nicht recht⸗ 
zeitig Folge leiſtet, verfällt in eine durch die Kreis: oder 
Gemeine⸗Kommiſſion feſtzuſetzende Ordnungsſtrafe dis 
10 Rehirn. und hat außerdem, wenn ſteuerpflichtiges 
Einkommen wegen der uuterlaſſenen Anzeige der Be⸗ 
ſteuerung entgeht, die für die Verhelmlichung von Ein: 
kommen angedrohten Strafen ($ 21) verwirkt. 

9 10. 8 

Der allgemeinen Aufforderung ($ 9) haben die Vor⸗ 
ſitzenden der Kreis- und Gemeine⸗Kommiſſionen für dies 
jenigen Einwohner ihres Bezirks, welche nach den auf 
Grund der ſeitherigen Klaſſenſteuer-Liſten und fonftiger 
Materialien aufzuſtellenden Verzeichniſſe notoriſch zut 
Zahlung von Einkommenſteuer verpflichtet ſind, eine 
ſpezlelle Aufforderung nachfolgen zu laſſen und allen 
Betheiligten ein Muſter zu den aufzuſtellenden Dekla⸗ 
ratlonen mitzutheilen. Für diejenigen Steuerpflichtigen, 
welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen, iſt die 
Aufforderung an deren Vormünder oder Kuratoren zu 

richten. 
sl. 

Die Steuerpflichtigen haben in den Deklararionen. 
ihr Einkommen nach folgenden Rubriken zu ſrndern: 

A. Einkommen aus dem im Lande befindlichen Grund» 
vermögen aller Art, insbeſondere aus Grundſtük⸗ 
ken, aus Bergwerken, aus Häuſern, aus Zehn⸗ 
ten und aus allen ſonſtigen Realberechtigungen. 
Das im Auslande befindliche Grundvermögen 
Unſerer Unterthanen bleibt außer Betracht. 

B. Einkommen aus Kapitalvermögen, insbdeſondere 
aus Forderungen an öffentliche und Privatſchuld⸗ 
ner, aus Dividenden bei Aktien-Unternehmun⸗ 
gen u. ſ. w. N 

C. Einkommen aus dem Extage eines Gewerbes oder 
irgend einer Art Gewinn bringender Beſchäftigung, 
aus Beſoldungen, Emolumenten, Penſionen, War⸗ 
tegeldern, Leibrenten u. ſ. w. 

a § 12, 

Wenn die Steuerpflichtigen, die nach den weiter 
folgenden Beſtimmungen erforderlichen detalllirten An⸗ 
gaben geheim zu balten wünſchen, fo iſt ihnen geſtattet, 
die vorſchriſtsmäßig aufgeſtellte Deklaration verſiegelt 
einzureichen und in einer beſonderen Nachweiſung ledig⸗ 
lich die ermittelten Geſammtreſultate, für jede Rubrik 
getrennt, anzugeben. Hiervon find nur etwaige Schul: 
den des Deklaranten ausgenommen, ſofern deren Zinſen 
von dem deffarirten Einkommen in Adzug gebracht wer⸗ 
den ſollen; ſolche Schulden müſſen unter Angabe des 
Namens und Wohnortes der Gläubiger, ſo wie des 
Datums der Schuld⸗Urkunde, ſtets ſpeziell verzeichnet 
werden. d 


— 


9 13. 

unter der Rubrik A. ſind in den Deklarationen 
ſämmtliche Liegenheiten, welche dem Deklaranten eigen⸗ 
tbümlich gehören, oder aus denen ihm in Folge von 
Realderechtigungen ein Einkommen zufließt, nach Lage, 
Flächeninhalt und Benutzungsart zu verzeichnen. Bel 
denjenigen Beſitzungen oder einzelnen Grundftüden, 
welche verpachtet ſind, iſt der dermalige Pachtzins und 
das e des darüber abgeſchloſſenen Pachtvertrages 
anzugeben. N 
Als Maßſtab zur Beſtimmung des ſteuerbaren Ein⸗ 
kommens iſt der Pachtzins zu betrachten, für welchen 
ganze Beſitzungen oder einzelne Grundſtücke zur Zeit 
verpachtet ſind, oder welcher bei nicht verpachteten Be⸗ 
figungen durch deren Verpachtung aufkommen würde. 
Sofern in letzterem Falle der Pachtzins durch Verglei⸗ 
chung von neueren Pacht⸗ und Kaufverträgen nicht zu 
ermitteln iſt, wird er nach dem bei landesüblicher Be⸗ 
wirthſchaftungsart fi durchschnittlich ergebenden Nein: 
ertrage bemeſſen und für Aecker, Wieſen, Weiden, Gär⸗ 
Ray Holzungen, Weinberge und Fiſchteiche, ferner für 

ohn⸗ und andere Gebäude nach den von Unſerem 
Finanzminiſter näher zu erlaſſenden Warze feſtge⸗ 
ftellt. Bei Stein⸗, Schiefer, Kalk⸗ oder Kreidebrüchen, 
ferner bei Gruben⸗ und Hüttenwerken iſt der Reiner⸗ 
trag nach dem durchſchnittlichen Einkommen der letzten 
fünf Jahre zu bemeſſen. Hinſichtlich der Natural⸗Ab⸗ 
gaben, Zehnten und ſonſtigen Präſtationen iſt der Geld⸗ 
werth dec dem Durchſchnittsſatze des wirklichen in 
Geld berechneten Reinertrages derſelben während der drei 
letzten Jahre zu veranſchlagen. 

Von dem Pachtzinſe, beziehungsweiſe dem ermittel⸗ 
ten Reinertrage, ſind die auf der Beſitzung ruhenden 
Laſten, namentlich die Grundſteuer und die Zinſen für 
die hypothekariſch eingetragenen Schulden, in Abzug zu 
bringen. Letztere ſind in den Deklarationen unter An⸗ 
gabe des Datums der Schuld⸗Urkunde, ſo wie des Na⸗ 
mens und Wohnortes der e zu verzeichnen. 


Unter der Rubrik B. ſind in den Deklarationen, un⸗ 
ter Angabe des jedesmal zugeſicherten Zinsfußes, alle 
Forderungen aufzuführen, welche dem Deklaranten gegen 
e oder gegen den Staat und die Geld 

nſtitute des Staates, gegen öffentliche Geſellſchaften 
und Aktien⸗Unternehmungen, gegen auswärtige Staaten 
u. ſ. iw. zuſtehen. Dieſen Forderungen können die ſpe⸗ 
ziell zu verzeichnenden Schulden des Steuerpflichtig 
gegen ubergefelt werden. 

Von der Verzeichnung unter der Rubrik B. bleiben 
alle diejenigen Forderungen und Schulden ausgenom⸗ 
men, welche im kaufmänniſchen und gewerblichen Ver⸗ 
kehre unter Gewerbtreibenden beſtehen, indem dieſe bei 
Angabe des jährlichen Gewerbsgewinnes in der Rubrik 
C. Berückſichtigung finden. 

Die zugeſicherte Jahresrente bildet ſowohl bei dem 
in öffentlichen Papieren, als bei dem in Privatforderun⸗ 
en beſtehenden Kapitalvermögen, das zu befteuernde Ein⸗ 
ommen. Unterliegt die Jahresrente, wie bei Dividen⸗ 
den aus Aktien⸗Anternehmungen, jährlichen Schwankun⸗ 
1 — ſo iſt der für das vorhergehende Jahr gezahlte ent⸗ 
prechende Betrag in Anſatz zu bringen. 

g $ 15. 

nter der Rubrik C. iſt in den Deklarationen das 
Einkommen zu verzeichnen, welches aus Handel, Gewer⸗ 
ben oder irgend einer anderen Art pon Gewinn bringen⸗ 
der Beſchäftigung, zum Beiſpiel als Staats⸗ oder Ge⸗ 
meinebeamter, als Arzt, Juſtiz⸗Kommiſſarius, Schrift | 
ſteller u. ſ. w., herrührt, und ferner das Einkommen an 
Penfionen und Wartegeldern, überhaupt aus ſolchen 
fortlaufenden Einnahmen, die nicht als die Jahresrente 
eines unbeweglichen oder beweglichen Vermögens zu be⸗ 
trachten ſind. e N j 

Bei Schätzung des Handels- oder gewerblichen Ges 
winnes, wobei der Durchſchnitt der drei letzten Jahre, 
ſofern der Gewerbebetrieb ſchon ſo lange gedauert hat, 
zum Grunde zu legen iſt, dürfen nur ſolche Ausgaben 
in Abzug gebracht werden, die behufs des Handels oder 
Gewerbes gemacht worden ſind, mithin zwar die Miethe 
für die zum Betriebe des Geſchäfts erforderlichen Räu⸗ 
me, nicht aber die Miethe für die Wohnung des Steuer⸗ 
pflichtigen und ſeiner Angehörigen, ſo wie die Aus gaben 
für deren Unterhalt. 7 

In gleicher Weiſe ift bei Ermittelung des Ertrages 
irgend einer anderen Art von Gewinn bringender Be⸗ 
ſchäftigung zu verfahren. Feſtſtehende Einnahmen, wie 
Beſoldungen nach Abzug der Penſionsbeiträge, Warte⸗ 
gelder, Penſionen u. ſ. w., ſind mit ihrem vollen Be⸗ 
trage zur Berechnung zu ziehen. So weit aber das 
Dienft = Einkommen zugleich eine Entſchädigung für 
Dienſt⸗Aufwand enthält, iſt der desfallſige, nöthigenfalls 
von der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Beſoldeten feſtzu⸗ 
ſtellende Betrag von dem Dienſt⸗Einkommen in Abzug 
zu bringen. In Betreff der Beſoldungen der beim ſte⸗ 
henden Heere und bei den Landwehrſtämmen in Reihe 
und Glied befindlichen aktiven Militärperſonen wird der 
als Entſchädigung für Dienft Aufwand in Abzug zu 
bringende Theil der Beſoldungen durch ein deſonderes, 
von Uns zu genehmigendes Regulativ ſeſtgeſtellt. 

N Die Verzinſung von Privatſchulden kann nur dann 
in Abzug gebracht werden, wenn die Gläubiger ſpeziell 
angegeben ſind. N 

16 


„ 

Die Deklarationen und beziehungsweiſe die nach 
$ 12 geſtatteten beſondern Nachweiſungen über das Ein: 
kommen, welches der Stimerpflictige unter einer der 
drei Rubriken bezieht, ſind mit der Erklärung, daß De⸗ 
klarant nach beſtem Wiſſen ſein geſammtes jährliches 


— — 


1510 


Einkommen und die einzelnen Arten deſſelben angegeben der Kommiſſion, 


habe, dem Vorſitzenden der zuſtändigen Kommiffion dest 
Wohnortes des Steuerpflichtigen, beziehungsweiſe der 
Kreis- oder Gemeine⸗Kommiſſion, einzureichen. Wünſch 
der Deklarant den Gewerbsgewinn aus kaufmänniſchem 
oder gewerblichem Verkehre nicht zur Kenntniß der Kreis⸗ 
und Gemeine⸗Kommiſſionen gelangen zu laſſen, ſo ſteht 
es ihm frei, ſowohl in der Deklaration als in der 
Nachweiſung die unter der Rubrik C. zu verzeichnenden 
Angaben wegzulaſſen und eine beſondere Deklaration 
verſiegelt beizufügen, welche alsdann uneröffnet an den 


Chef der Bezirks⸗Kommiſſion zu befördern iſt. 


Hinſichtlich der Einreichung und Prüfung der von 
aktiven Militärperſonen über ihr Einkommen aus Kapi⸗ 
talvermögen abzugebenden Deklarationen werden die be⸗ 
theiligten Departements⸗Chefs eine beſondere Inſtruktion 
erlaſſen. l 
5 $ 17. 

Wer auf die an ihn ergangene fpezielle Aufford:= 


rung die Einreichung der Deklaration innechalb der vor⸗ 


geſchriebenen Friſt unterläßt, verfällt in eine durch die 
Kreis⸗ oder Gemeine⸗Kommiſſion feſtzuſetzende Ordnungs⸗ 
fteafe. von mindeſtens fünf und höchſtens funfzig har 
lern. In Folge einer ſolchen Unterlaſſung können die 
gedachten Kommiſſionen ſogleich eine ſpezielle Ermitte⸗ 
lung des Einkommens anordnen und den Säumigen 
anhalten, alle hierzu erforderlichen Urkunden, Pachtkon⸗ 
trakte, Schuldverſchreibungen, Handelsbücher u. ſ. w. zur 
Einſicht vorzulegen. Die Strafe kann von der Kom⸗ 
miſſion erlaſſen und das Abſchätzungs⸗Verfahren ſiſtirt 
werden, wenn nachträglich eine in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe aufgeſtellte Deklaration eingereicht wird. 

Die Beſchlußnahme über die anzuwendende Strafe 
und über deren Erlaß erfolgt auf den Antrag des Vor: 
figenden. der Kommiſſion durch einen Beſchluß der von 
den Kreisſtänden oder von den Gemeinen gewählten 
Mitglieder, und zwar nach einfacher neee e 
Gegen dieſen Beſchluß kann der Vorſitende der Kom⸗ 


# miſſion die Berufung an die Bezirks⸗Kommiſſion ein: 


legen. 
N | 88, 

Die Vorſitzenden der Kreis⸗ und Gemeine⸗Kommiſ⸗ 
ſionen haben die ihnen zugehenden Deklarationen und 
beziehungsweiſe die nach § 12 geſtatteten deſonderen 
Nachweiſungen forgfältig und unter Benutzung aller 
ihnen zu Gebote ſtehenden Hülfsmittel, nöthigenfalls 
auch unter Zuziehung glaubhafter, mit den Verhältniſ⸗ 
ſen der Steuerpflichtigen bekannter Perſonen zu prüfen, 
dabei jedoch, wenn der Verdacht einer unrichtigen An⸗ 
gabe nicht obwaltet und wenn beſonders das Geſammt⸗ 
Einkommen des Deklaranten nach den von dieſem an⸗ 
geführten und den ſonſt bekannten Verhältniſſen als 
richtig anzunehmen iſt, ein ſpezielles Eindringen in die 
Vermögens verhältniſſe des Deklaranten zu vermeiden. 
Wenn die Eröffnung einer verſiegelt eingereichten De⸗ 
klaration ($ 12) für nöthig erachtet wird, ſo iſt hier⸗ 
über jedesmal das Gutachten der Mitglieder der Kreis⸗ 
oder Gemeine-Kommiſſion zu erfordern, nach welchem 
ſich der Vorſitzende, vorbehaltlich des an die Bezirks⸗ 
Kommiſſion einzulegenden Rekurſes, zu richten hat. Ges 
gen die Entſcheidung der Bezirks⸗Kommiſſion findet ein 
weiterer Rekurs nicht ſtatt. 

Sollten ſich hinſichtlich der faktiſchen Angaben, ins⸗ 


befondere wegen der Bezeichnung des Grund⸗ oder, 


Kapitalvermögens, wegen der Berechnung des davon 
zu erwartenden Ertrages u. ſ. w., Unrichtigkeiten erge⸗ 
ben, welche anſcheinend nur durch Irrthum ſeitens des 
Deklaranten veranlaßt ſind, ſo iſt durch Rückfrage bei 
Letzterem eine Berichtigung herbeizuführen. Kann aber 
nach dem hierüber zu erfordernden Gutachten der Mit⸗ 
glieder der Kreis- oder Gemeine⸗Kommiſſion die nöthige 
Berichtigung nur in Folge ſpezieller Ermittelung be⸗ 
wirkt werden oder liegt der Verdacht vor, daß der De⸗ 
klarant abſichtlich einen Theil ſeines Einkommens ver⸗ 
ſchwiegen oder zu gering angegeben habe, fo hat die 
Kommiſſion, und in dem Falle, wenn der Vorſitzende 
deren Gutachten nicht beipflichten zu können glaubt, 
dieſer die zu ergreifenden Maßregeln unter Angabe der 
obwaltenden Verhältniſſe bei der Bezirks⸗Kommiſſion in 
Vorſchlag zu bringen und letzterer die Entſcheidung zu 
überlaſſen, ob die Deklaration als genügend anzuneh⸗ 
men oder eine nähere Prüfung einzuleiten ſei. 
Diejenigen Deklarationen und Nachweiſungen, wel⸗ 
che die Kreis⸗ oder Gemeine⸗Kommiſſionen in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Anträgen ihrer Vorſitzenden im We⸗ 
ſentlichen für richtig halten, ſo wie die Verhandlungen 


über die im Falle des § 17 veranlaßte ſpezielle Ermit⸗ 


telung, ſind von dieſen Kommiſſionen ebenfalls der Be⸗ 
zirks⸗Kommiſſion mit ihrem Gutachten darüber vorzu⸗ 
legen, auf wie hoch das Geſammt⸗Einkommen des be⸗ 
theiligten Steuerpflichtigen anzunehmen ſei. 


9 19. 

Die der Bezirks⸗Kommiſſion durch die Kreis⸗ und 
Gemeine⸗Kommiſſionen vorgelegten und die ihr über das 
Einkommen unter der Rubrik C. nach § 16 unmittel⸗ 
bar zugehenden Deklarationen und Nachweiſungen der 


Steuerpflichtige, fo wie die Anträge jener Kommiſſio⸗ am 


nen, hat zunächſt der Chef der Bezirks⸗Kommiſſion ſorg⸗ 
fältig zu prüfen und bei den ſtändiſchen Mitgliedern 
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nachdem er die etwa noch erfor derlich 
von den Behörden zu erlangende Auskunft eingezogen 
hat, die Beſtimmung zu beantragen, ob von dem De⸗ 
klaranten die Beſtärkung ſeiner Angaben an Eides Statt 
zu verlangen, oder ob die eidliche Vernehmung von Zeu⸗ 
gen, fo wie eine ſpezielle Ermittelung feines Einkom⸗ 
mens, zu veranlaſſen und Letzteres durch Einſichtna me 
von allen bezüglichen Urkunden und Verhandlungen, zt 
deren Vorlegung der Steuerpflichtige näthigenfalls PU 7 
exekutiviſche Maßregeln angehalten werden kann, feftzu 
ſtellen ſei. Wider eine gegen die Anträge des Che 
der Bezirks⸗Kommiſſion gefaßte Entſcheidung ſteht ei 
ſem die Berufung an das Finanz⸗Miniſterium zu, we 
ches die ſchließliche Entſcheidung zu treffen hat. 

Die Koften der Zeugenvernehmung, fü. wie der ſpe⸗ 
ziellen Ermittelung, fallen dem Deklaranten zur galt, 
wenn die Unterſuchung herausſtellt, daß der deklarirte 
Einkommens⸗Betrag zu niedrig angegeben war. 

Vor Beginn der ſpeziellen Ermittelung ift jedoch 
dem Steuerpflichtigen, wenn gegen ihn der erdacht 
einer abſichtlichen Verheimlichung ſeines Einkommens 
nicht obwaltet, die angemeſſene Erhöhung des von ihm 
deklaritten Einkommen ⸗ Betrages freizuſtellen und von 
der ſpeziellen Ermittelung Abſtand zu nehmen, wenn 
demnächſt eine nach dem Ermeſſen der Bezirks⸗Kom⸗ 
miſſion als richtig ee Deklaration erfolgt. 

2 


Wenn die Bezirks⸗Kommiſſion in Uebereinſtimmuns 
mit ihrem Chef gegen die Deklarationen und beziehung 
weiſe gegen die nach § 12 geſtatteten beſonderen Nach⸗ 
weiſungen Nichts zu erinnern findet oder wenn die 
etwa erforderlich erachteten weiteren Ermittelungen * 
endigt ſind, ſetzt dieſelbe den Betrag des zu vetſteuern⸗ 
den Einkommens, ſo wie die davon nach den Beſtim⸗ 
mungen des § 3 zu entrichtende Steuer, feſt. Gegen 
dieſe Feſtſetzung ſteht zwar, wenn ſie mit der Deklara⸗ 
tion des Steuerpflichtigen nicht übereinſtimmt, 7 
der Rekurs an das Finanz: Minifterium frei, die Feſt⸗ 
fegung der Bezirks⸗Kommiſſion tritt aber vorläufig n 
Kraft, und muß der danach zu entrichtende Steuerbe⸗ 
trag in den feſtgeſetzten Terminen eingezahlt erden. 
Gegen die Feftfegung der Bezirks⸗Kommiſſion habt auch 
dem Chef derſelben die Berufung an das Finanz⸗ 17 
niſterium zu, wenn von den ſtändiſchen Mitgliedern 
Kommiſſion wider feine Anſicht entſchieden worden U 

g 21 


Hat der Steuerpflichtige bei der Deklaration einen 
Theil ſeines Einkommens verſchwiegen oder zu gerin 
angegeben, ‚fo iſt ohne Unterſchied der Fälle, die De 
tigung mag auf vorhergegangene Aufforderung des 
ſitzenden der Gemeine⸗, Kreis⸗ oder Bezirks-Kommill 
von dem Steuerpflichtigen ſelbſt bewirkt worde N 
oder erſt in Folge ſpezieller Ermittelung eine 15 1 
gung ſtattgefunden haben, durch einen Beſchluß Ben 
Bezirks⸗Kommiſſion auf den Antrag ihres. Chele wie 
den Steuerpflichtigen eine Strafe bis zur öhe d 
dreifachen Betrages der von dem verheimlichten 
kommens = Betrage zu entrichtenden Jahresſteuer 
ſeten. Es iſt jedoch nur auf eine Ordnungsſtraſe un, 
mindeſtens ö und höchſtens 50 Rthlrn. zu erkenn 25 
wenn nach der Ueberzeugung der Bezirks⸗Kommiſſ 15 
die Verſchweigung oder die zu geringe Angabe icht 
Theiles des Einkommens in einem Irrthum und M 
in einer böslichen Abſicht ihren Grund hat. loran⸗ 

Gegen dieſe Sttaf⸗ Feſtſetzung ſteht dem Del ges 
ten, ſo tie gegen eine wider den Antrag des Ehn das 
faßte Entſcheidung dem Letzteren der Rekurs chu 
Finanz⸗Miniſterium zu; eine Berufung auf get! 
Entſcheidung findet dagegen nicht ſtatt. n 

9 22. a 

Das Finanz⸗Miniſterium hat auf die ang zu 
Rekurſe ( 20 und 21) in allen Fällen [RER 
entſcheiben, wenn es die Beſtätigung oder eine eſtellten 
figung der von der Bezirks⸗Kommiſſion 5 an⸗ 
Einkommens ⸗Beträge beziehungsweiſe der Strafe fung 
gemeſſen erachtet. Erſcheint dagegen die ar wendig, 
der Feſtſetzungen der Bezirks⸗Kommiſſionen " om n 
fo wird die Entſcheidung einer beſondern Mitgliedes 
übertragen, welche unter dem Votſitze Mitgliedern der 
des hachſten Gerichtöhofes aus daneſchuden⸗Weſen 
n W —— 5 der Verordnung 
5 ilden iſt, ſo o teſe a 1 as 
über die Bildung einer dig g hear 18065 a 
Staatsſchulden⸗Weſen wege Kommiſſion hat als⸗ 
menberufen werden. U, um die erforderlichen Anträge 
dann das Finanz. Mimifteri 
zu richten, 41 9 23. g 8 

; e find in Quartal⸗Raten in den 

en Steuerbetrüh jeden Vierteljahres an die⸗ 

erſten acht Tag a dem Orte, wo 

jenige Kaffe zu zahlen, welche an über ihr 

die Steuerpflichtigen die Deklarationen. über jr 

Einkommen abzugeben haben, die direkten ge Haupe 
hebt und den von dieſer Kaſſe der Regierun ar 


ieſen. 

i ene von den Beſoldun 17 e 

(umenten, „ Wartegeldeen und Penfionen deter 
mten wird dei den Kaſſen, aus welchen — dle Ne; 

gen N. gezahlt werden, in Abzug gebracht un; 

gerung Hauptkoſſe Übertiefen. 5 


x 


9.24. b 
8 Nachdem die Einkommenſteuer für das erſte Jahr 
de nagt worden, bleibt es der näheren Beſtimmung 
Finanz⸗Miniſters überlaſſen, in wieweit es für die 
Sanden Jahre einer vollſtändig neuen Aufſtellung von 
Weklargtionen oder nur der Anzeige Über die mittlerweile 
in dem fähigen Cintommen der Steuerpfihtigen cin 
getretenen Aenderungen bedarf. Hinſichtlich der neu hin: 
lutretenden Steuerpflichtigen tritt aber daſſelbe Verfah⸗ 
em wie bei der Wiel ig in erſten Steuerjahre ein. 
0 5. 
Unſer Finanz⸗Miniſter iſt ermächtigt, die zur Aus⸗ 
Üprun: dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen und 
Minne zu erlaſſen. 
Urkundlich ꝛc. ꝛc. c.) 


Sitzung der vereinigten Kurien am 10. Juni. 
(Das Protokoll wird genehmigt.) 
Marſchall: Es iſt ſeit der letzten Sitzung von 
Königlichen Kommiſſar eine Mittheilung an mich 
gelangt über den Zuſammentritt des Ausſchuſſes, welcher 
deen Berathung eines Entwurfs zur Errichtung von 
dovinzial⸗Hülfskaſſen ernannt worden iſt. — Ich bitte 
hi Herrn Sekretär, dieſes Schreiben zu verleſen. 
Sekretär von Bockum⸗Dolffs (lieſt vor): r 
„Ew. Durchlaucht beehre ich mich, in Bezug auf die 
gefällige Mittheilung vom 27. Mai d. J. über die 
Wahl des Ausſchuſſes des vereinigten Landtages, wel⸗ 
cher in Folge der Allerhöchſten Botſchaft vom 7. April 
d. J. wegen Errichtung von Provinzial⸗Hülfskaſſen 
zur Vorbereitung der näheren Propoſitionen an die 
Provinzial: Stände mitwirken ſoll, ganz ergebenſt zu 
benachrichtigen, daß ich zum Anhalt bei den Bera⸗ 
thungen einen vorläufigen Entwurf zu den Statuten 
habe ausarbeiten laſſen. — Indem ich 36 Exemplare 
der betreffenden Druckſchrift zur geneigten Vertheilung 
an die Mitglieder des bezeichneten Ausſchuſſes hier⸗ 
neben überſende, erſuche ich Ew. Durchlaucht ganz er⸗ 
gebenſt, die geehrten Ausſchuß⸗Mitglieder zur Bera⸗ 
thung der fraglichen Angelegenheit auf Sonnabend 
den 12. Juni Abends 6 Uhr in der Franzöſiſchen 
Kammer des Königlichen Schloſſes gefälligſt einladen 
laſſen zu wollen. — Von Seiten des Miniſteriums 
des Innern werde ich ſelbſt der Berathung beiwohnen. 
Berlin, den 9. Juni 1847. 
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(gez.) von Bod elſchwingh. 


f An 
den Marſchall der Herren-Kurie des vereinigten Landtages 
Herrn Fürſten zu Solms⸗Hohen⸗Solms⸗Lich 
Durchlaucht.“ 


Marſchall: Wir gehen jetzt über zur Berichter⸗ 
Nattung über die Königliche Propofition, die Aufhebung 
der ahl⸗ und Schlachtſteuer betreffend. Ich erſuche 


den Herrn Abgeordneten von der Marwitz, den Bericht 
zu erſtatten. 
eferent von der Marwitz: Ich habe der Ver⸗ 
un Gutachten der erſten Abtheilung, betref⸗ 
d die Allerhöchſte Propoſition wegen Aufhebung der 
al: und Schlacheſteuer, Beſchränkung der Klaſſen⸗ 
ſteuer und Einführung einer Einkommenſteuer, vorzu⸗ 
tragen. — Das Gutachten lautet folgendermaßen: 


Gutachten 
der 
erſten Abtheilung des vereinigten Landtages 
di betreffend 
de Allerhöchſte Propoſition wegen Aufhebung 
er Mahl: und Schlachtſteuer, Beſchränkung de 
Klaſfenſteuer und Erhebung einer Einkommen 


ſteuer. 

Bei den Berathungen der mit Prüfung der vorliegenden 
Keel ener beauftragten Abtheilung ſprach ſich zunächſt 
nac die Anſicht aus, daß die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer allerdings Nachtheile mit ſich führe; die Erheblichkeit 
letzteren und der Anlaß, der daraus für die gaͤnzliche oder 
theitweile Abſchaffung dieſer Steuer entnommen werden könne, 
and jedoch von vornherein eine verſchiedene Beurtheilung. 
ährend die Majorität, der Abtheilung dieſelbe, namentlich 
die dadurch beſtehende ungleiche Beſteuerungs⸗Art zwiſchen 
den größeren Städten und dem übrigen Lande, — die, wenn 
duch nur geringe Vertheurung der nothwendigſten Lebensbe⸗ 
efniſſe und der Anreiz zur Defraude für fo erhebliche Nach⸗ 
heile betrachtete, daß fie die gaͤnzliche Abſchaffung derſelben 
an ſich für höchſt wünſchenswerth erklärte, ſprach ſich die Mi⸗ 
Norität, und namentlich einige Abgeordnete der Städte, für 
eren theils unbedingte, theils bedingte Beibehaltung mit ge⸗ 
iſſen Modifikationen aus, indem fie die unverhältnißmäßige 
elaftung der ärmeren Klaſſe durch dieſelbe in Abrede ftellen 
und die Nachtheile einer indirekten Steuererhebung weit ge⸗ 
ger anſchlagen, als die mit einer direkten Steuererhebung 
in den großen Städten unvermeidlich verknüpften Uebelſtände. 
Wenn gleichwohl die große Mehrheit der Abtheilung die 
baldige Abſchaffung dieſer Steuer als in hohem Grade wün⸗ 
ſchenswerth erkannte, fo wandte ſich demnächſt die allgemeine 
Erörterung auf die Erwägung des von der Regierung vorge: 

ſchlagenen Erfagmittels r 
8 einer auf den Angaben der Steuerpflichtigen über ihr 

Einkommen zu gründenden Einkommenſteuer. 

So einſtimmig der Grundſatz anerkannt wurde, daß es 
dag Beſtreben ſein müſſe, mehr und mehr dahin zu ge⸗ 
gen, daß ein Jeder zu den Staatskoſten nach Verhält- 
WB ſeines wahren Einkommens beitrage, und daß da⸗ 
das Prinzip einer hiernach geregelten und vertheilten 
Steuer ein höchſt gerechtes und wünſchenswerthes ſei, fo 
machte ſich doch auch faſt eben ſo allgemein die Anſicht gel⸗ 
tend, daß die Einführung einer auf den Angaben der Steuer⸗ 
ichtigen über ihr Einkommen zu gründenden Einkommen⸗ 
Meuer ebenfalls ihre ſehr großen Nachtheile mit ſich führe, 
Man zählte dahin das Gehäſſige, was das Eindringen in die 
dhe Vermögens⸗Verhältniſſe jedes Einzelnen, das Schäd- 
dee ja Gefährliche, was dies für alle diejenigen habe, bei 
tel en der Kredit ein weſentliches und erlaubtes Betriebsmit⸗ 
el bilde; man wies ferner darauf hin, daß, abgeſehen von 
er allgemeinen Verſuchung einer Verkürzung der Steuer durch 
0 geringe Angabe des Einkommens, jede Beſtimmung, wel⸗ 
© dahin ziele, die gehäffige Inquisition über die Vermögens⸗ 


Due zu den vorſtehenden Gefegen gehörige Oenkſchriſt it 
wonder Augen. Preuf, Zeitung nech nicht, mitgetkeilt 
den, 


— 


Vereine ſich den Nee de 
ut. hab 


= 


Verhältniſſe durch Erleichterung der Formen zu vermindern, 
ga Hahn Algre, die Berfuchung zur Verkürzung der 


Steuer zu vermehren und dem nicht Gewiſſenhaften eine un⸗ 
erlaubte Erleichterung zu gewähren, dem Gewiſſenhaften aber 
eine ungerechte Ueberbürdung aufzuerlegen. Man fürchtete 
1 85 eine im Großen und Ganzen viel weiter greifende 
emoralifation der der Einkommenſteuerzu unterwerfen den Klaſ⸗ 
ſen, als ſie durch die in einzelnen Städten beſtehende Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer erzeugt werde. — Nichtsdeſtoweniger ward von 
manchen Seiten anerkannt, daß auch dieſe Nachtheile unter 
gewiſſen Vorausſetzungen höheren Rückſichten unterzuord⸗ 
nen fein könnten; es könnte dies namentlich dann der Fall 
ſein, wenn durch die Aufhebung vieler verſchiedenen ſpeziellen 
Steuern von einzelnen Gegenſtänden, Erwerbszweigen u. ſ. w., 
eine allgemeine Beſteuerung der Einwohner nach dem Ein⸗ 
kommen dergeſtalt erreicht werden könne, daß hierdurch zu⸗ 
gleich die mannigfachen Uebelftände gehoben würden, welche 
die Ungleichartigkeit und Ungleichmäßigkeit jener einzelnen 
Steuergattungen mit ſich führen; es werde ferner das Pein⸗ 
liche jener Angabe auf Pflicht und Gewiſſen eines oft von 
Steuerpflichtigen ſelbſt in der That unmöglich genau zu ſchäz⸗ 
zenden Einkommens eher ertragen werden, wenn durch eine 
großere und lebendigere Betheiltgung an der Verwendung der 
Steuern das Bewußtſein, daß in der möglicherweiſe zu hohen 
Steuer ein Jeder gewiſſermaßen dem Ganzen ein freiwilliges 
Opfer bringe, erweckt werde; es könne endlich das Läſtige fol⸗ 
cher Steuer willig übernommen werden, wenn es ſich von der 
Erhaltung der äußeren oder inneren Sicherheit des Vaterlan⸗ 
des handle, wie dies noch kürzlich das Beiſpiel anderer 
Länder und in gewiſſem Maße auch das eigene Beiſpiel 
Preußens in den Ighren vor dem Freiheitskriege bewieſen. — 
Wenn es ſich gegenwärtig aber nur davon handle, die Aufhebung der 
Mahl⸗ u. Schlachtſteuer zu erreichen, u. wenn keine der vorſtehend 
angeführten Vorausſetzungen, unter denen eine Einkommen⸗ 
Steuer williger übernommen werden möchte, gegenwärtig zu⸗ 
treffe, ſo gab ſich die faſt einſtimmige Anſicht dahin zu erken⸗ 
nen, daß die Einführung einer auf der Angabe der Steuer⸗ 
pflichtigen über ihr Einkommen zu gründenden Einkommen⸗ 
ſteuer an und für ſich nicht rathſam erſcheine. Um ſo mehr 
war aber in Betracht deſſen, daß von manchen großen Städ⸗ 
ten die Abſchaffung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer nicht ein⸗ 
mal gewünſcht werde und bei mittleren und kleineren Städten 
die allmälige Verwandlung in eine Klaſſenſteuer ſchon mit 
Erfolg angebahnt ſei, die Abtheilung, mit Ausnahme we⸗ 
niger Stimmen, der Meinung, daß der von der geſetzlichen 
und allgemeinen Abſchaffung der einmal beſtehenden Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer zu erwartende Vortheil für das Ganze in 
keiner Weiſe im Verhältniß ſtehe zu den von einer über das 
anze Land neu einzuführenden Einkommenſteuer mit Sicher: 
heit vorherzuſehenden Nachtheilen. — So dankbar daher auch 
allſeitig das Beſtreben der Regierung erkannt wurde, den 
mehrfach laut gewordenen Klagen über die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer Abhülfe zu ſchaffen und ben Beſchlüſſen des 
vereinigten Landtages einen auf einem wohldurchdachten 
Steuerſyſtem gegründeten und im Detail eben jo ſorgfältig 
als umſichtig durchgeführten Geſetzes⸗Vorſchlag zu unterbrei⸗ 
ten, ſo trat doch bei den wiederholten und gründlichen Erör⸗ 
terungen über dieſen wichtigen Gegenſtand die Ueberzeugung 
der ſehr großen Mehrzahl der Abtheilungsmitglieder mit im⸗ 
mer größerer Stärke hervor, daß dem vereinigten Landtage 
die Annahme dieſes Erſatzmittels für die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer nicht empfohlen werden könne. — Als ſich daher die Be⸗ 
rathung zu den einzelnen Paragraphen des Gefeg : Entwurfs 
wandte ünd auf Grund jener allgemeinen Erwägungen na⸗ 
mentlich die a 2 
1 und 2 des Geſetz⸗Entwurfs A., 
welche die Hauptbeſtimmung der beabſichtigten Legislation 
enthalten, zur Erörterung geſtellt wurden, ſo erklärte zwar 
die Abtheilung, mit Ausnahme weniger Stimmen (unter de⸗ 
nen ſich namentlich auch Abgeordnete der größeren Städte 
befanden), daß ſie die Abſchaffung der Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer an und für ſich wünſchez als aber demnächſt die defini- 
tive Frage geſtellt wurde: N 
„Soll die Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer 
unter der Vorausſetzung befürwortet werden, daß an 
Stelle derſelben eine Einkommenſteuer trete, bei wel⸗ 
cher zur Ermittelung, Prüfung und Feſtſtellung des 
derſelben unterworfenen Einkommens zunächſt die An⸗ 
gaben der Steuerpflichtigen dienen?“ N 
wurde dieſe Frage mit 15 Stimmen gegen 4 Stimmen 
verneint. ü 
Die Abtheilung ſchlägt daher dem hohen Landtage vor: 
die Einführung einer auf den Angaben der Steuer⸗ 
pflichtigen über ihr Einkommen zu gründenden Ein⸗ 
kommenſteuer abzulehnen. ; 
Marſchall: Hier werden wir einftweilen einhalten 
können und die Berathung auf dieſen Theil des Gut⸗ 
achtens vorläufig beſchränken. 

Referent von der Marwitz: Der Abgeordnete 
— iſt Korreferent geweſen und hat ſich 
vorbehaten, das Korreferat mündlich vorzutragen; ich 
ſtelle anheim, ob ihm das Wort zu geſtatten fein wäre, 

Abgeordn. 1 anfemann: Ich habe in der Abthei⸗ 
lung zu den Wenigen gehört, die das Prinzip der Ein⸗ 
kommenſteuer angenommen haben, und ich gehörte auch 
zu der Minorität, welche die Nothwendigkeit einer vor⸗ 
gängigen Prüfung des Budgets anerkannte. Auf den 
letzteren Punkt gehe ich nicht weiter ein, weil er bei dem 
Anleihegeſetze erörtert worden iſt. Den von der Regierung 


vorgelegten Geſetzentwurf habe ich ſeinem Prinzipe nach | 


für vorzüglich gut erkannt. Ich bin der Meinung, daß, 
indem die Regierung dieſen Entwurf vorgelegt bat, fie 
die Abſicht der Erfüllung des weſentlichen Beduͤrfniſſes 
einer gleichmäßigen Vertheilung der Steuern zwiſchen 
den woglhabenderen und ärmeren Volksklaſſen bekundet 
hat. Es if dieſer Gegenſtand von der höͤchſten Wich⸗ 
tigkeit. Wir hören ſehr viel vom Proletariat und von 
den Mitteln, demſelben vorzubeugen; wir ſehen Vereine 
ſtiften, um das Wohl der unteren Volksklaſſen zu be⸗ 
fördern, — verkennen wir aber nicht, meine Herren, daß 
in der Geſetzgebung, und gerade in der Steuer⸗Geſetz⸗ 
ebung, eines der Hauptmittel liegt, den Zweck, den jene 
u verwirklichen, ſo weit 
inge nach möglich iſt. 
keit gegen unſere Mitmenſchen 
gleichmäßigere Steuer⸗Verthei⸗ 


ies überhaupt der Natur der 
icht nur die e 
verpflichtet uns, auf ein 
iſchen Rückſichten erfordern dies. Ich unterlaſſe es, 
auf die efahren aufmerkſam zu machen, welche 


lung Bedacht zu nehmen, nein, auch die höchſten poli⸗ 


\ 


aus der Vernachläſſigung der Intereſſen der unte 
ren Votkstlaſen eil 5 daten; ich mache Ste 
aber darauf aufmerkſam, daß eines der weſentlich⸗ 
ſten Mittel zur Beförderung des National = Wohl 
ſtandes darin beſteht, nicht nur die Verarmung dieſer 
Volksklaſſe zu verhüten, ſondern auch die Mittel zu be⸗ 
fördern, durch welche fie in einen beſſeren, in einen 
wohlhabenderen Zuſtand geführt werden können; und 
hierzu rechne ich vor allen Dingen die Annahme eines 
Steuer⸗Syſtems, durch welches dieſe Volksklaſſe weniger 
als bisher gedrückt wird. — Ich bin alſo, wie bemerkt, 
mit dem Prinzip des Geſetz⸗Entwurfs einverſtanden, und 
dennoch muß ich zu meinem Bedauern davon abgehen. 
Es iſt, ſo wie die Anſichten jetzt beſtehen, nach den viel⸗ 
fachen von mir eingezogenen Erkundigungen eine allge⸗ 
meine Abneigung, ja ich möchte ſagen, ein Widerwille 
gegen das Prinzip der Einmiſchung des Fiskus in die 
inneren Familien⸗ und Gewerbe⸗Verhältniſſe; dieſer Um⸗ 
ſtand macht es unmöglich, das Geſetz, ſo wie es vorge⸗ 
legt iſt, zue Ausführung zu bringen. Es find auch ge⸗ 
gen dieſes Geſetz, weil dadurch eine neue Steuer einge⸗ 
führt werden ſoll, ähnliche Bedenken geltend gemacht 
worden, wie diejenigen, welche wir bei den Diskuſſionen 
über das Rentenbanken⸗ und das Anteihes Geſetz gehört 
haben. Ich für mein Theil würde die Anwendung die⸗ 
ſer Bedenken auf den vorliegenden Fall nicht für be⸗ 
gründet erachten, denn es handelt ſich nicht davon, eine 
Steuer⸗Vermehrung einzuführen, ſondern nur davon, 
eine Steuer zu modifiziren; es könnten hierbei ſolche 
Bedingungen feſtgeſetzt werden, daß das Verhältniß der 
Stände in Beziehung auf die Kontrole und die künftige 
Mitwirkung dabei ſich günſtiger geſtellt haben würden, 
als es bei den jetzt beſtehenden Klaſſen⸗ und Mahl⸗ und 
Schlachtſteuern der Fall iſt. Mein erſter Plan nun in 
Beziehung auf den Geſetz⸗Vorſchlag beſtand darin, einen 
Antrag zu machen, wodurch das Prinzip der Selbſtan⸗ 
gabe des Einkommens aufrecht erhalten ſein würde, ohne 
die Angabe des Details des Einkommens nothwendig zu 
machen; dergeſtalt, daß nur in den Fällen, wo die 
Steuer⸗Behörde einen Verdacht der unrichtigen Angabe 
gehabt hätte, ein näherer Nachweis des Einkommens 
ſeitens der Steuerpflichtigen nothwendig geworden wäre. 
Nach dieſem Plane würde das, was jetzt nach dem Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfe Regel iſt, nämlich die jedesmalige Mitthei⸗ 
lung der ſpeziellen Theile des Vermögens, zur Ausnahme 
geworden ſein; ich habe mich aber überzeugt, daß ſelbſt 
für dieſen Plan nur eine kleine Zahl der Mitglieder 
der Verſammlung ſich erklären würde. Nach meiner 
Meinung kommt es, wenn von Steuern die Rede iſt, 
nicht darauf an, nur das abſolut Beſte haben zu wol⸗ 
len und auf alles Andere zu verzichten, wenn jenes nicht 
zu erreichen iſt, ſondern vielmehr darauf, das Beſſere 
unter den gegebenen Umſtänden zu erreichen, wenn es 
auch nicht das abſolut Beſte ſein möchte. Ich habe 
alſo auch dieſen Plan verlaſſen und ſchlage Ihnen für 
den mir ſehr wahrſcheinlichen Fall, daß Sie den Geſetz⸗ 
Entwurf ablehnen möchten, vor, wenigſtens den Grund⸗ 
ſatz der Nothwendigkeit einer gleichmäßigeren Verthei⸗ 
lung der Steuern zwiſchen den wohlhabenden und är⸗ 
meren Volksklaſſen anzuerkennen und die Anwendung 
dieſes Grundſatzes anzubahnen. Zu dieſem Ende werde 
ich, — wie geſagt, für den Fall, daß das Prinzip des 
Geſetz⸗Entwurfs nicht angenommen wird, — folgendes 
Amendement votſchlagen: } 
„Der vereinigte Landtag erkennt den in dem vorge⸗ 
legten Geſetz-Entwurfe enthaltenen Grundſatz einer 
gleichmäßigeren Steuer⸗Vertheilung zwiſchen den wohl⸗ 
habenderen und ärmeren Volksklaſſen als richtig und 
deſſen Ausführung, durch welche die Aufhebung der 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer herbeigeführt würde, als 
nothwendig an, erachtet jedoch die Verwirklichung der 
beabſichtigten Einkommenſteuer wegen des damit ver⸗ 
bundenen fiskaliſchen Eindringens in die Familien⸗ 
und Gewerbs⸗Verhältniſſe als ungeeignet und trägt 
deshalb bei Sr. Majeſtät dem Könige allerunterthä⸗ 
nigſt darauf an, R N 
daß dem nächſten vereinigten Landtage ein die Auf⸗ 
hebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, fo wie die 
theilweiſe Erleichterung der zu den unteren Stu⸗ 
fen der Klaſſenſteuer gehörigen Steuerpflichtigen, 
bezweckender Geſetz- Entwurf vorgelegt werden möge, 
| durch welchen die Klaſſenſteuer dem Prinzip der 
Einkommenſteuer, jedoch ohne nothwendiges ſiska⸗ 
liſches Eindringen in die Familien⸗ und Gewerbs⸗ 
Verhältniſſe, genähert werde. Ze 
Marſchall: Es iſt die Frage, ob diefer Antrag die 
geſetzliche Unterſtützung von 24 Mitgliedern ſindet. 
N (Wird hinreichend unterſtützt. 
Abgeordn. Hanſemann: Ich unterlaſſe für jetzt, 
auf diejenigen Einwendungen einzugehen, die auch ge⸗ 
gen dieſes Amendement von denjenigen gemacht werden 
dürften, die der Meinung ſind, daß die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer eine gute Steuer ſei. Ich werde dieſen 
Einwürfen ſeiner Zeit begegnen, ſo gut ich es vermag, 
und dann den Beweis zu führen ſuchen, daß dieſe 
Steuer eine der filr die unteren Volksklaſſen ver derblich 
1 ſten 1 2 > j ind x 7 
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menſteuer, it kein Geſee⸗Entwurf in fiskaliſchem Inter: daß die Leiftungsfähigkeit der jebigen mahl und ſchlacht⸗ | einzelnen Provinzen in ſich höchſt verſchirden fein und 
effe, nämlich in dem Sinn, daß es die Abſicht ſei, das ſteuerpflichtigen Städte gegen das flache Land erheblich 


Staats⸗Einkommen dadurch zu erhöhen, ſondern es iſt 
nur ein Geſetz⸗Entwurf, der eine gerechtere und ange⸗ 
meſſenere Vertheilung der Steuer auf demjenigen Ge⸗ 
biete bezweckt, welches gegenwärtig die Mahl: und 
Schlachtſteuer und die Klaffenfteuer einnehmen. — Der 
Staat will kein höheres Einkommen, als dasjenige iſt, 
was bisher dieſe beiden Steuerarten gewährten. Er kann 
aber auf eine Ermäßigung derſelben mit Rückſicht auf 
das dringende Bedürfniß des Staatshaushaltes nicht 
eingehen. Gegen die Mahl⸗ und Schlachtſteuer haben 
ſich in neuerer Zeit vielfache Stimmen erhoben, nament⸗ 
lich iſt von zwei Provinzial⸗Landtagen auf die Aufhebung 
dieſer Steuern angetragen worden, und zwar in der Art, 
daß an deren Stelle die Klaſſenſteuer eingeführt werden 
möge. Es ſind von den anderen Provinzial⸗Landtagen 
vielfache Anträge auf Abänderung und Modifikation der 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer eingegangen, ſo daß die 
Staats⸗Regierung nicht umhin gekonnt, ſich vielmehr 
für verpflichtet erachtet hat, dieſen Gegenſtand in ſorg⸗ 
fältige Erwägung zu ziehen. Es iſt der Gegenſtand auf 
das gründlichſte und reiflichſte geprüft worden, und man 
iſt zu dem Reſultate gelangt, daß die Mahl: und 
Schlachtſteuer aufzuheben, an deren Stelle dann aber 
nicht blos die bisherige Klaſſenſteuer zu ſetzen, ſondern 
für den in die beiden unteren Klaſſen der Klaſſenſteuer 
gehörenden Theil der Staats⸗Einwohner die Klaſſenſteuer 
beizubehalten, reſp. in die jetzigen mahl- und ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Städte einzuführen und dagegen für 
denjenigen Theil der Staats⸗Einwohner, welcher gegen⸗ 
wärtig in beide obere Klaſſen der Klaſſenſteuer gehört, 
eine Einkommenſteuer einzuführen. Die Abtheilung, 
welche mit Vorbereitung der Berathung der hohen Ver⸗ 
ſammlung beauftragt worden iſt, hat zwar im Allge⸗ 
meinen die Nützlichkeit der Aufhebung der Mahl: und 
Schlachtſteuer anerkannt, ſich aber dagegen erklärt, daß 
an deren Stelle neben der Beibehaltung eine Klaſſen⸗ 
ſteuer für die minder wohlhabenden, eine Einkommen⸗ 
fteuer für die wohlhabenden und reichen Staats⸗Ein⸗ 
wohner eingeführt werde, und zwar eine ſolche, die mit 
der Nothwendigkeit verbunden iſt, daß der Steuerpflich⸗ 
tige eine Deklaration über ſein Einkommen ſelbſt ab⸗ 
giebt. Die Gründe, die dagegen angeführt worden, ſind 
auch bei der Vorberathung des Entwurfs nicht uner⸗ 
wogen geblieben, und von Seiten der Regierung hat 
man ſich nicht davon überzeugen können, daß die 
Gründe, die von der Abtheilung geltend gemacht worden 
find, eine Veranlaſſung geben könnten, den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf in ſeinen weſentlichen Grundlagen abzuändern. — 
Im Gegentheil, muß die Regierung fortwährend bei 
der Anſicht beharren, daß der Geſetzesvorſchlag ein 
Fortſchritt zum Beſſeren auf dem Gebiete der Steuern 
ſei und namentlich mit Rückſicht auf die ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe eine richtigere Vertheilung der Laſten herbei⸗ 
führe, daß die mannigfachen Unbequemlichkeiten, welche 
eine neue Steuer, insbeſondere eine ſo umfaſſende, mit 
ſich führe, nicht zu ſcheuen ſeien, vorausgeſetzt, daß ſie 


bedeutender iſt, ſo iſt doch die Differenz viel zu groß, 
als daß ſie durch dieſes Moment ausgeglichen werden 
könnnte. Ferner kommt in Betracht, daß in den 
Städten ſelbſt, wo die Mahl: und Schlachtſteuer be⸗ 
ſteht, gerade die größte Ungleichheit in der Beſteuerung 
iſt. Es iſt ſchon oben bemerkt, daß der minder wohl⸗ 
habende Theil der Bevölkerung bei den beſtehenden 
Steuern im Allgemeinen unverhältnißmäßig ſtark her⸗ 
angezogen wird, und dies tritt bei der Mahl- und 
Schlachtſteuer am meiſten hervor. Es werden von die⸗ 
ſer Steuer am ſtärkſten betroffen nicht diejenigen, welche 
die Wohlhabendſten ſind, ſondern diejenigen, welche ge⸗ 
rade in der Lage ſich befinden, das größte Quantum 
an den unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſen verbrauchen 
zu müſſen. Es tritt ferner der Uebelſtand hervor, daß 
ein Theil der Umgegend der mahl⸗- und ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtigen Städte einer doppelten Steuer unterliegt. 
Um die Einnahme aus der Mahl- und Schlachtſteuer 
zu ſichern, iſt es unerläßlich, ſie auch in gewiſſer Be⸗ 
ziehung auf die Umgegend auszudehnen, und das führt 
eine Beſteuerung theils durch die gedachte und theils 
durch die Klaſſenſteuer herbei. Endlich iſt ein wichti⸗ 
ger Moment der, daß durch dieſe Mahl- und Schlacht⸗ 


ſteuer wieder Steuerlinien im Innern gezogen ſind, 


welche den freien Verkehr in dem Maße, wie er ſonſt 
zu wünſchen fein würde, nicht geſtatten. Dieſe Nach⸗ 
theile ſind gewiß von ſehr großer Bedeutung und über⸗ 
wiegen aus dem allgemeinen ſtaatlichen Standpunkte 
die Vortheile, welche blos aus dem finanziellen Stand⸗ 
punkte mit der Mahl- und Schlachtſteuer, als einer in⸗ 
direkten Steuer, verbunden ſind. Es konnte alſo, wenn 
man darüber nicht in Zweifel ſein konnte, daß die 
Nachtheile der Schlacht- und Mahlſteuer die Vortheile 
derſelben ſehr überwiegen, nur die Frage entſtehen, in 
welcher Weiſe iſt dieſem Mißverhältniß abzuhelfen? — 
Es war vorgeſchlagen worden, die Klaſſenſteuer unbe⸗ 
dingt auch auf die Städte zu übertragen. Dies iſt 
namentlich ein Vorſchlag, der auch von ſtändiſcher 
Seite ausgegangen iſt. Indeſſen konnte auf den Bor⸗ 
ſchlag aus mehreren Rückſichten nicht eingegangen wer⸗ 
den. Wenn man das Verhältniß der Bevölkerung der 
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte mit dem der 
klaſſenſteuerpflichtigen vergleicht, ſo würde das Einkom⸗ 
men, was die Städte gewähren würden, wenn man 
die Bevölkerung allein berückſichtigt, etwas über 1 Million 
betragen; wenn man die höhere Leiſtungsfähigkeit der 
Städte mit in Betracht zieht, ſo würde man doch kaum 
auf die Hälfte der Summe kommen, die erforderlich 
iſt, um einen Erſatz für die Mahl und Schlachtſteuer 
zu erhalten. Dazu kommt noch, daß den höheren Stu⸗ 
fen der Klaſſenſteuer erhebliche Schwierigkeiten in grö⸗ 
ßeren Städten entgegenſtehen, weil das Vermögen bei 
einer großen Anzahl von Rentiers und ſonſtigen be⸗ 
güterten Perſonen in ſeinen Merkmalen nicht ſo her⸗ 
vortritt, wie es nothwendig iſt, um die Klaſſenſteuer 
richtig zu veranlagen. Es blieb alſo weiter nichts 


Gewißheit darüber erlange, es werde ihr bei dieſer als] übrig, wenn man den Zweck erreichen wollte, als einen 


wohlthätig und erſprießlich von ihr erkannten Maß⸗ 
regel die Unterſtützung des Landes zu Theil werden. 
Ueber dieſe Frage wird nun die hohe Verſammlung 
ſich auszuſprechen haben. — Was den Geſetz-Ent⸗ 
wurf ſelbſt anlangt, ſo ſind die Motive, die Tendenz 
deſſelben in der Denkſchriſt ausführlich erörtert; ich 
brauche alſo nicht auf ein näheres Detail einzugehen, 
da jedem Mitgliede der hohen Verſammlung die Denk⸗ 
ſchrift und deren Beilagen vollſtändig vorliegen. Ich 
will alſo nur noch kurz die weſentlichen Momente her⸗ 
vorheben, welche die Maßregel der Regierung motivirt 
haben. Es ſind, wie bemerkt, gegen die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer vielfache Beſchwerden erhoben worden. 
Wenn man lediglich vom finanziellen Standpunkte, 
namentlich von dem Standpunkte der Verwaltung, aus⸗ 
geht, ſo können die Beſchwerden nicht in dem Maße 
für begründet erkannt werden, wie ſie von vielen Sei⸗ 
ten dargeſtellt worden. — Die Mahl- und Schlacht: 
ſteuer hat zunächſt den Vortheil, daß ſie ſeit 27 Jah⸗ 
ren beſteht und das Volk daran gewöhnt iſt, und dies 
iſt gerade auf dem Gebiete des Steuerweſens ein er⸗ 
heblicher Vortheil. Es gewährt ferner dieſe Steuer 
alle Vortheile, welche überhaupt eine indirekte Steuer 
mit ſich führt, nämlich eine bequeme Erhebung, indem 
nur Wenige die Steuer unmittelbar zahlen, und eine 
leichte Entrichtung, indem die Steuer⸗Auslage in dem 
Preiſe der Chnfumtions = Gegenftände, auf denen fie 
ruht, auf eine unmerkliche Weiſe von den Steuer⸗ 
Pflichtigen wiedererſtattet wird. Dies ſind unverkenn⸗ 
dare Vortheile. Dieſem gegenüber ſtehen aber ſehr ent⸗ 
ſchiedene Nachtheile. Zunächſt trifft die Steuer der 
gegründete Vorwurf, daß ſie die erſten, unentbehrlich⸗ 
ſten Lebensbedürfniſſe belaſtet. — Daran knüpft ſich 
die Folge, daß durch dieſelbe im Allgemeinen der min⸗ 
der wohlhabende, der ärmere Theil der Unterthanen 
unverhältnißmäßig belaſtet wird. Ein dritter Nachtheil 
beſt eht darin, daß die Städte, welche der Mahl- und 
Schlachtſteuerpflicht unterworfen ſind, im Ganzen weit 
ſtärker belaſtet ſind, als das platte Land. Die Zahlen 
find in der Denkſchrift näher angegeben; das Verhält⸗ 
niß iſt wie 1 zu 3, und wenn man auch annimmt, 
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anderen Weg einzuſchlagen, und zwar einen ſolchen, 
der vielfach von der öffentlichen Meinung angedeutet 
war, nämlich den einer Einkommenſteuer. Grundſätz⸗ 
lich iſt die Einkommenſteuer gewiß für die richtigſte zu 
halten. Es kann zwar nicht behauptet werden, daß 
auch bei der Einkommenſteuer alle Ungleichheiten, ſelbſt 
wenn das Einkommen richtig angegeben iſt, vermieden 
werden; denn nicht das Einkommen allein begründet 
das Maß der Leiſtungsfähigkeit, es kommt vielmehr 
auch auf die Ausgaben an, die weſentlich verſchieden 
ſind. Allein grundſätzlich iſt doch anzuerkennen, daß 
die Einkommenſteuer die richtigere ſei, und die gerech⸗ 
teſte Vertheilung der Steuerlaſt bewirke. Dagegen 
kommen andererſeits die Inkonvenienzen in Betracht, 
die an vie Einkommenſteuer ſich anſchließen, und dar: 
unter iſt die Ermittlung des Vermögens, das Eindrin⸗ 
gen in die Vermögens⸗Verhältniſſe die erheblichſte und 
bildet auch denjenigen Grund, welcher auf das Gut⸗ 
achten der Abtheilung entſcheidend eingewirkt hat. Ich 
bemerke aber, daß man ſich bei Abfaſſung des Ent⸗ 
wurfs beſonders hat angelegen ſein laſſen, die Uebel⸗ 
ſtände, die mit der Ermittlung des Einkommens ver⸗ 
bunden ſind, zu vermeiden, und wenn wir uns andere 
Geſetzgebungen, über die Einkommenſteuern beſtehen, 
namentlich die in England, vergegenwärtigen, ſo ſind 
die Formen, die in dem Entwurfe vorgeſchlagen ſind, 
viel milder, und es wäre vielleicht möglich, in Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Formen noch eine größere Erleichterung 
eintreten zu laſſen. Eins bleibt aber unerläßlich, näm⸗ 
lich, daß der Steuer die Selbſtdeklaration der Steuer⸗ 
pflichtigen zu Grunde gelegt werde, weil dies das ein⸗ 
zige Mittel iſt, eine gleichmäßige Vertheilung der 
Steuern herbeizuführen. Wie dieſe Steuer eingerichtet 
werden muß, das iſt Gegenſtand der ſpeziellen Erörte⸗ 
rung, aber die Selbſt- Deklaration bleibt jedenfalls 
Grundſatz; denn ſoll der Verwaltung nicht ein feſter 
Anhalt gegeben werden, um beurtheilen zu kön⸗ 
nen, ob die Steuer einer Ver⸗ 
anlagung beruhe, ſo 
heiten zu beſorgen. 
den verſchiedenen Theilen der Monarchie und in den 


eine gerechte Vertheilung der Steuern nicht erzielt wer 
den. Wenn auf die Einkommensteuer eingegangen wer 
den ſoll, fo bleibt dieſer Grundſatz unerläßlich, und es 
wird alſo jetzt Aufgabe der hohen Verſammlung fein, 
näher zu erwägen, ob auf dieſe Grundlage hin der Ge⸗ 
ſetz⸗Vorſchlag anzunehmen ſei oder nicht. 

Abgeordn. Krauſe gelangt am Schluſſe 
Vortrages zu dem Ausſpruche: Nach meinem 9. — 
halten ſind wir noch nicht auf dem Standpunkte, 0 
eine Einkommenſteuer befürworten zu können. 5 
glaube, bevor dies geſchehen kann; müſſen zuerſt DU 
klaſſenſteuerpflichtigen Haushaltungen der unterſten 4 
den Stufen fo ermäßigt werden, daß fie gegen die peu 
here Beſteuerung einen Vortheil haben, und dies kann 
nur dadurch erlangt werden, wenn der St 
Quotiſirung für alle Verhältniſſe eintreten läßt. 
vor dies nicht geſchieht, ſo muß ich mich abſolut gegen 
den neuen Entwurf der Einkommenſteuer erklären. 

Abg. Camphauſen ſagt, nachdem er noch mehrere 
Nachtheile der Mahl- und Schlachtſteuer aufgeführt, u. Ar 
Mich ſtimmen zu Gunſten des Vorſchlages der Reg 
rung die Vorzüge, die für die Einkommensteuer an un 
für ſich anzuführen find. Dieſe Vorzüge finde ich abet 
nicht darin, daß eine Einkommenſteuer, wodurch die 99 
ſammten Staatslaſten aufgebracht würden, alſo elne uw 
zige Einkommenſteuer, das Ideal der Beſteuerun we 
im Gegentheil möchten bei der gegenwärtigen ran 
ſation unferer Staaten gegen die Einführung dies 
Ideals, inſofern ſie möglich wäre, noch manche Gründe 
aus der Gerechtigkeit herzuleiten fein. Die Einkem 
menſteuer muß ſich unter dem Gewichte der Thatſa 
rechtfertigen und empfehlen laſſen, daß ſie in ein be 
hendes Steuer System als ein Glied dieſes Syſte 
eintritt, daß ſie der Erſatz oder die Ergänzung einer 
ſtehenden Steuer ſei. Von dieſem Standpunkte aus 
ſind die Einwendungen zu beſtreiten, welche ſich 9 * 
gen die Einkommen⸗Steuer deshalb erheben laß 
fen, weil neben ihr noch andere ditekte Sten? 
ern, die Grundſteuer, die Gewerbeſteuer und 
zum Theil die ebenfalls dahin gehörige Stem? 
peifteuer, beſtehen. In Beztehung auf die Grund‘ 
ſteuer namentlich iſt zu bemerken, daß ein beſonderer 
Antrag auf deren Ausgleichung geſtellt, daß dieſer G 
genſtand einer abgeſonderten Behandlung unterwol 
ift, indem es ſich nicht davon handelt, die Grundſteuer, 
oder die Gewerbeſteuer, oder beide in eine Einkom 
ſteuer zu verwandeln, ſondern die Mahl⸗ und Schlacht 
ſteuer und die Klaſſenſteuer durch die Einkommenſteuek 
zu erfegen. Wie dunkel und verwirrt auch die Begt 
ſeien, welche ſich an die Schlagworte unſerer Zeit an- 
knüpfen, an die Worte Pauperismus, Proletariat, son, 
munismus, Sozialismus, Drganifation der Arbeit, ® 
wird Niemand leugnen, daß auf dem tiefſten Grund 
dieſer wogenden Oberfläche eine Wahrheit liege, vie 
Wahrheit nämlich, daß der Menſch, der lebt, auch nos 
Recht habe, zu leben, und daß dieſes Recht von 
Geſellſchaft in einem erweiterten Umfange anzuerkennen 
fei. (Einige Stimmen: Bravo!) 5 

Niemand wird leugnen, daß vorzugsweiſe dem neun 
zehnten Jahrhundert viele der Urſachen angehören, welch 
auf Beförderung der grelleren Gegenſätze zwiſchen 
Armen und den Reichen hingewirkt haben. Ich nenn 
Ihnen das Wachsthum der Bevölkerung in einem un" 
gen Frieden, die Erfindung von Maſchinen, die ent ie 
rung von Eiſenbahnen, die Theilung der Arbelt, g 
Konzentrirung der Arbeit in der Fabrit⸗Induſteik „its. 
wachſende Uebergewicht des Kapftals und des des 
Allerdings find von jeher die Güter und Rechte 
Lebens ungleichmäßig vertheilt geweſen, und fle 15 
es bleiben, aber dieſer Gemeinplatz hilft uns nicht 7 (be 
die Schwierigkeiten der Gegenwart hinüber. 4 — 
Idee, die einſt die Sklaverei als ein Unrecht verurthellt u ei 
dieſelbe Idee, die fpäter die Leibeigenſchaft als ein 
recht verurtheilt hat, dieſelbe Idee dringt weitet, 
wir ſehen ſie thätig in den meiſten Gefeggebungd Wie 
walten Europa's und in dem Geiſte des Vol men als 
iſt der Geſetz Entwurf der Regierung willen Fort⸗ 
ein Ausfluß dieſer Idee, als ein 2 der An⸗ 
ſchritt. Er erzielt die größere Ver licht haben, für 
erkenntniß, daß die Beſitzenden die erzielt die größere 
die Beſitzloſen Vieles zu thun; dle Beligenden bereit 
Anerkennung der Befiglofen, da, Es iſt der Beruf 
feien, Opfer für fie zu . Härten des Lebens 
der Geſetzgebung unferer Ze 

Der volle Werth in 


mildern. . 
anzuerkennen und zu ee der Einkommen ⸗ Steuer nut 


f ird a ö 
ne de vo wenn fie auf dec eigenen Anz 
gabe der Steuerpflichtigen deruht. Von höchſter Wich⸗ 
tigkeit iſt dieſer Punkt aber auch aus politiſchen Grün⸗ 
den; gerade er giebt der Maßregel die höchſte politiſche 
Bedeutung. Dem Wohle dis Staates entſpeicht es, 
daß ſich die Aneckennung immer mehr verbreite, daß das 


2 


Intereſſe der Regierung und das Intereſſe des Volkes 


ilch fel, und dieſe Anerkennung wird befördert, wen 
ce nicht beſteuert wird, ſondern wenn 
er ſich ſeldſt beſteuert. Ich muß die Einwendung 
zurückweiſen, daß wir für eine ſolche Entwickelung aer 
nicht reif ſelen, daß wir nicht zu vergleichen ſelen 
(Fortſetzung in der dritten Beilage.) 
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ſeines 


* 


‚und, 


— 


Staat eine 
Be⸗ 


werden 


England, wo die politſſchen Inftitutionen ſeit Jahrhun⸗ 


unten eine größere Reife des Volkes herbeigeführt haben. 
90 erblicke in dem Muthe, die Selbſtbeſteuerung ein⸗ 
hren, nicht nur die Folge der politifhen Bildung ſondern 
duch das Mittel, die politiſche Bildung zu vermehren. 
Abgeordn. Dittrich (nachdem er ſich für die Auf⸗ 
ung der Mahl: und Schlachtſteuer ausgeſprochen): 
e Einkommen⸗Steuer wird, wie ſie der vorliegende 
Aſet⸗Entwurf ausführt, wie ich mit Sicherheit erwar⸗ 
4 von der Verſammlung nicht angenommen werden. 
& iſt zwar in Bezug auf dasjenige, was an deren 
lle treten ſoll, nicht geradezu em Vorſchlag der Ver⸗ 
lung erfordert, aber doch in der Denkſchrift mit 
t, daß jedenfalls, wenn die Mahl: und Schlacht: 
Steuer wegfallen foll, etwas an ihre Stelle treten muß, 
ſich von ſelbſt verſteht. Nun ſcheint mir, daß hier⸗ 
eine Modifizltung der Klaſſenſteuer, ich meine eine 
Mt Einkommenſteuer verbundene Klaſſenſteuer mit meh⸗ 
"ten Abſtufungen und höheren Steuerftufen, einzufüh⸗ 
un am zweckmäßigſten fein dürfte. Warum ſoll der 
Reiche hoͤchſtens 12 Mel. monatlich geben, warum kann 
e nicht 100 Rtl. geben? Warum können die wenigen 
Haushaltungen, die in der höchſten Stufe beſteuert find, 
cht um drei- oder viermal höher beſteuert werden? 
Denn die Zahl dieſer Haushaltungen würde ja, wenn 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer aufgehoben wird, da 
rade in den größeren Städten viel Wohlhabende le⸗ 
„bedeutend erhöht werden. — Außerdem ſcheint es 
wir weſentlich, wie auch ſchon von einem Redner an⸗ 
geführt iſt, daß die Kontingentirung eintrete, und daß 
Selbſtbeſteuerung der Gemeinden dadurch begründet 
derde. Die geehrten Abgeordneten der Rheinprovinz 
knnen das Reſultat der Kontingentirung. Es iſt auch 
auf dem ſchleſiſchen Provinzial⸗Landtage zur Sprache 
kommen, aber nicht angenommen, weil man annahm, 
daß alle drei Jahre Aenderung des Steuer⸗Kontingents 
ntrete. Nach dem, was ich darüber nun in Erfah: 
mung gebracht habe, iſt dies nicht der Fall, und nur in 
ber Art, daß der Perſonen⸗Zuwachs ebenfalls wie: 
der besteuert wird, und das iſt billig, aber die Aen⸗ 
ng der Steuer nach den Grundſätzen, die uns 
vorliegen, und die Beſteuerung der Steuer⸗ 
rigen fete, läßt ſich, wie mir als Er: 
lahtung mitgetheilt worden, richtiger normiren. 
erdem iſt der Grund, den der vorhergehende Redner 
geführt hat, ſehr wichtig, nämlich der, daß das Ge⸗ 
Senüberftellen gegen die Steuererheber und gegen das 
Oeudernement überhaupt wegfallen würde, und daß alfo 
ine viel größere Uebereinſtimmung in Bezug auf Aner⸗ 
kanntniß der Steuerpflicht dadurch berbeigefährt würde. 
I erlaube mir in Bezug auf das Bedürfniß der 
Nhkingentirung ein paar Beiſpiele anzuführen: In 
dem Kreiſe, in dem ich wohne, wurden in Folge der 


mit höchſtem Danke anerkannten Allerhöchſten Kabinets⸗ 
dedre vom Mai v. J. diejenigen Krieger ſteuerfrei 
Waffen, welche den Krieg von 1813 bis 1815 mitge⸗ 

t haben. In Folge deſſen entſtand ein Ausfall 
dun etwa 600 Rthlrn., der ſich bei der neuen Klaſſen⸗ 
kuer⸗Veranlagung am Schluſſe des vergangenen Jah⸗ 

wieder herausſtellte. Um dieſen Steuerausfall zu 
legen, wurden von der königl. Regierung diejenigen 
Mitglieder der Familien dieſer Steuerpflichtigen in der 
unterſten Steuerſtufe wieder beſteuert, welche ſich im 
wewfichden Alter befinden, und außerdem wurden 

den Haushaltungen, die ſchon als Haushaltungen 
Aſteuert find, noch einzelne Perſonen in der unterſten 
Naſſe beſteuert. Dadurch wurde freilich der Ausfall 
eckt. Es entſtand aber ein allgemeines Bedauern 
über dieſe Art der Beſteuerung, de, wie man dafür 
belt, und wie ich auch dafür halte, inicht in dem Geſetz 


gründet war. Dergleichen Uebelſtände würden weg⸗ 
fallen, wenn die Beſteuerung den Gemeinden über⸗ 
en würde. In Bezug auf das, was ich geſagt, 
i e ich mir erlaubt, ein dem erſten Amendement 
Sntiches zu ſtellen, doch einigermaßen modifiziert, näm⸗ 
10 Se. Majeſtät den König zu bitten: 
I) die Mahl: und Schlachtſteuer aufheben, und 
2 zu deren Erſatze und zum Zwecke der Erleichte⸗ 
rung der in den unteren Klaſſen der Klaſſen⸗ 
ſteuer Steuernden mehrere Klaſſen anordnen zu 
wollen, und zugleich ſolche, welche den jetzigen 
höchſten Steuerſatz überſteigen. 
Sn man auch annimmt, daß in den höchften 
eu 
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erhöht, weil Se. Majeſtät der König geruht habe, die 
Krieger aus den Jahren 1813—18 15, fo weit fie den 
unteren Steuerſtufen angehören, zu befreien. Ich kann 
auf Ehre und Pflicht verſichern, daß von hier aus nicht 
die geringſte Andeutung aus irgend einer Provinz vor⸗ 
liegt, daß eine ſolche Mißdeutung der Allerhöchſten 
Wtllensmeinung ſtattgefunden habe, und wenn eine 
ſolche irgendwo in der Provinz zur Kenntniß des ge: 
ehtten Redners gekommen ſein ſollte, ſo wird er uns 
einen großen Dienſt erweiſen, wenn er dies näher 
ſubſtantürt, damit der Fall unterſucht werden kann. 

Marſchall: Bevor wir weiter gehen, iſt zu er⸗ 
mitteln, ob der letzte Vorſchlag die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung findet? 

(Pauſe.) 


Er hat ſie gefunden, es wird ſich ſpäter zeigen, 


inwieweit es nöthig iſt, ihn zur Abſtimmung zu brin⸗ 
gen, es kann jetzt nur erklärt werden, daß er event. 
zur Abſtimmung kommen wird. 

Aus der Rede des Abgeordn. Baum heben wir 
folgende Stellen hervor: Während die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer im Durchſchnitt 51 Sgr. jährlich pro 
Kopf beträgt, erreicht die Klaſſenſteuer 16 Sgr. 5 Pf. 
Um Ihnen aber ein Beiſpiel anzuführen, wie ſehr ein⸗ 
zelne Städte durch dieſe Steuer belaſtet find, erlaube 
ich mir, mich auf die Stadt zu beziehen, die ich zu 
vertreten die Ehre habe. Düſſeldorf, bei einer Bevöl⸗ 
kerung von 38,700 Seelen, wovon 23,700 in dem 
engeren Bereich der Stadt wohnen, zahlt an Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer im Durchſchnitt 57 Sgr. pro Kopf, 
oder 45,000 Rthlr. Es würde aber an Klaſſenſteuer 
zu 16 Sgr. 5 Pf. pro Kopf nur 13,000 Rrhlr. ge⸗ 
zahlt werden, folglich bezahlt dieſe Stadt jährlich 
32,000 Rthlr. zu viel. Nehme ich indeſſen an, daß 


ein Mittelſatz gelten könne für die mahl⸗ und ſchlacht⸗ 


ſteuerpflichtigen Städte von 25 Sgr. pro Kopf, fo 
würden dafür 20,000 Rthlr. in Anrechnung kommen 
und immerhin noch 25,000 Rthlr. jährlich zu 
viel bezahlt werden. Für den Fall, daß es bei der 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer verbleiben ſollte, appellire ich 
im voraus an die gleichvertheilende Gerechtigkeit, indem 
ich beantrage, daß die Städte, welche jetzt zu viel be⸗ 
zahlen, alsdann nur die Quote der Klaſſenſteuer, die 
ihnen im Durchſchnitt zur Laſt fallen würde, aus den 
Einnahmen der Schlacht⸗ und Mahlſteuer zu entrichten 
hätten, während der Reſt zur Beſtreitung der Kommu⸗ 
nal⸗Bedürfniſſe und beſonders zur Deckung der Aus⸗ 
gaben für die Armen, den Städten anheimfiele. — 
Als der Geſetzentwurf in meiner Gegend, nament⸗ 
lich in der Stadt, die ich vertrete, bekannt wurde, 
hat derſelbe, ich muß es geſtehen, großen Unwillen 


erregt, weil die inquiſitoriſche Form fo verletzend iſt, 
daß Niemand damit einverſtanden ſein konnte. 
Eidliche Erklärungen, eidliche Zeugen = Ausfagen, 


Ordnungs⸗Strafen und exekutoriſche Maßregeln folgen 
auf einander, um bis auf den letzten Heller und Pfen⸗ 
nig das Vermögen zu ermitteln. Das ganze Volk der 
Steuerpflichtigen würde fortwährend den drückendſten, 
veratorifchen Maßregeln unterworfen fein. — Die unan⸗ 
genehmen Folgen, welche aus der Darlegung von Hab 
und Gut für die armen Familien entſtehen müſſen, 
brauche ich nicht zu erläutern; ich will mich nur auf 
die Wirkungen beziehen, die bei ſolchen Maßregeln im 
Handelsſtand eintreten müſſen. Mancher würde ſich 
fragen: Was thun? Sollſt Du die Wahrheit ſagen 
und den Kredit verlieren, oder die Unwahrheit ſagen 
und zu viel bezahlen? Ein Anderer, der nach Pflicht 
und Gewiſſen die Wahrheit ſagen würde, fände viel- 
leicht keinen Glauben; er würde gezwungen werden 
können, ſein ganzes Vermögen aufzudecken. Es beſtände 


alſo ein fortwährender Konflikt zwiſchen dem Privat⸗ 


und dem fiskaliſchen Intereſſe, und das muß durchaus 

vermieden werden. — Wenn man der Schlacht- und 

Mahlſteuer den Vorwurf macht, daß ſie die unteren 

Volksklaſſen zur Defraudation verleite und demoraliſire, 

ſo kann dem neuen Geſetze der Vorwurf gemacht wer⸗ 

den, daß es die höheren Klaſſen in Verſuchung führe. 
(Bravo.) 

Ich glaube, wenn die Klaſſenſteuer vervollkommnet, 
wenn eine umfaſſendere Eintheilung, eine Vermehrung 
der Klaſſen und eine Erhöhung der Sätze in den hö⸗ 
heren Abſtuſungen angenommen würde, daß dadurch 
der allgemeinen Zufriedenheit eher genügt werden könnte. 


Dritte Beilage zu Je 136 der Breslauer Zeitung. 


eine Klaſſen⸗Steuer nach der Modalität, wie ich fie vor⸗ 
geſchlagen habe, eventuell für die Annahme einer Ein⸗ 
kommenſteuer uach Klaſſen und mit Einſchätzung ftimme 
indeß entſchieden gegen die vorgeſchlagene Einkommen⸗ 
ſteuer mit den vexatoriſchen und inquiſitoriſchen Formen. 
Abgeordn. Dittrich: Ich habe dem geehrten Herrn 
General⸗Steuer⸗ Direktor nur zu erwiedern, daß ich 
nicht gemeint habe, daß das hohe Gouvernement eine 
dergleichen Wirdereinziehung befohlen habe, ſondern ich 
habe nur geſagt und ſagen wollen, daß von der könig⸗ 
E Regierung die Liſten ſo zurückgekommen ſind. 
| Der Landrath des Kreiſes Glatz iſt über dieſe Erhöhung 
nicht gefragt worden, und dennoch hat dieſelbe ſtattge⸗ 
funden. Ich provozire deshalb auf die Liſten des Kreis 
ſes Glatz. 8 
Auch der Abgeordnete Kuſchke erklärt ſich für eine 
modifizirte Klaſſenſteuer mit höheren Stufen, aber ges 
gen die Einführung der Einkommen⸗Steuer. 
Abgeordn. Tſchocke: Meine Herren! Vielſache 
Wünſche find für die Aufhebung der Mahl: und 
Schlachtſteuer ausgeſprochen worden; nicht minder groß 
aber iſt die Zahl der Beſorgniſſe, die gegen die Aufhe⸗ 
bung derſelben laut geworden ſind. Es wird die Auf⸗ 
gabe der Verſammlung ſein, und ich glaube eine ſehr 
wichtige Aufgabe, ſorgfältig zu prüfen, ob die beabſich⸗ 
tigte Erleichterung für die ärmeren Klaſſen, wie ſie in 
dem uns vorliegenden Geſetz-Entwurf ausgeſprochen 
worden iſt, ob dieſe beabſichtigte Erleichterung auch 


den ärmeren Klaſſen zu Gute kommen wird, und ob 
fie ſich auch wird verwirklichen laſſen. — Ich muß 


mich bei meinen Herren Kollegen verwahren gegen eine 
etwanige Beſchuldigung', daß ich Lokal⸗ oder Provinzial⸗ 
Intereſſen in dieſer Verſammlung berückſichtigen oder 
befürworten wolle, wenn ich im Lauſe meines Vortrags 
auf die Verhältniſſe jener Stadt eingehen müßte, die 
ich hier zu vertreten die Ehre habe. Ich thue dies 
nur, weil ich glaube, daß die Verhältniſſe der größeren 
Städte mehr oder weniger einander ähnlich, wenn nicht 
gleich find. Es ſei mir erlaubt, um ſich ein Urtheil 
darüber bilden zu können, ob denn wirklich die ärmere 
Klaſſe durch den Geſetz⸗Entwurf erleichtert werde, eini⸗ 
germaßen in die Details einzugehen. Es iſt uns Allen 
bekannt, daß der Centner Roggen 5 Sgr. Steuer zahlt. 
Der Scheffel wiegt 83 bis 85 Pfund, es kommt ſonoch 
pro Scheffel 3%, Sgr. Erwägt man nun, daß dieſe 
3% Sgr. bei einem Kaufpreis, — ich will einen mitt⸗ 
lern Kaufpreis von 2 Rthlr. annehmen, — in Abzug 
gebracht und als ein Erleichterungs⸗Gegenſtand für die 
Armen angeſehen werden müßte; erwägt man ferner, 
daß bei einem ſolchen Preiſe dieſe 3%, Sgr. auf 1 oder 
2 Sgr.⸗Brote vertheilt würden, ſo frage ich, wie viel 
würden wir Bäcker im Lande haben, welche ſich die 
Mühe geben, das Pfund Brot um 1 Pfennig größer zu 
machen. Iſt der Preis höher, dann ſtellt ſich das Ver⸗ 
haͤltniß noch ganz anders. Der Abſchlagpreis auf das 
Pfund Brot würde nur den Bruchtheil eines Pfennigs 
betragen. Ich muß daher glauben, daß keine Er⸗ 
leichterung für die arbeitende Klaſſe aus dem Ge⸗ 
ſetze entſpringen kann. Bedenkt man aber noch, 
daß die arbeitende Klaſſe häufig Gebrauch macht von 
der Erlaubniß, kleine Quantitäten Brot und Fleiſch 
ſteuerfrei hereinzubringen, fo ſtellt ſich der Vortheil 
noch weit geringer heraus. Es iſt zwar angeführt, 
daß die Zeit des Arbeiters ein Geldwerth ſei, ich 
‚räume dies ein; aber, meine Herren, ich glaube, uns, 
die wir nicht von der Hände Arbeit leben, alſo weni⸗ 
ger Anſtrengung gewohnt ſind, kommt es doch nicht 
darauf an, einen Gang aus der Stadt zu machen. 
Noch weniger aber kommt es dem Arbeiter darauf an, 
der die Anſtrengung weniger ſcheut, beſonders, wenn er 
ſich einen erlaubten Vortheil verſchaffen kann. Nun 
iſt endlich noch zu erwägen, ich ſpreche nämlich immer 
nur von größeren Städten, daß ja nicht allein die 
Stadtbewohner die Mahlſteuer tragen, ſondern daß in 
den Städten ein großer Zufluß von außerhalb ſtattfin⸗ 
det, daß alſo der erhöhte Preis zum Theil auch wieder 
auf die Fremden fäne Meine Herren! Ich glaube, 
daß, wenn wir in Berlin auch nicht die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer hätten, wir deshalb auch nicht um 4 Sgr. 
durch die Woche wohlfeiler leben würden, als jetzt. 
Nun aber bitte ich Sie, meine Herren, die großen 
Schwierigkeiten, die immer mit der Aenderung oder 
Einführung einer neuen Steuer verbunden find, in Be⸗ 


euerſtufen nicht ſo bedeutend viele Haushaltungen Im Fall nun, meine Herren, die Mahl: und Schlacht: tracht zu ziehen. Eine beſlehende Steuer, wenn ſie an⸗ 
Uern würden, ſo würde doch durch die Zwiſchenſtufen ſteuer aufgehoben werden ſollte, dann halte ich es für | faͤnglich auch Täftig ſcheint, wird am Ende zur Gewohn⸗ 
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diet erreichen laſſen, um die unteren Klaſſen zu er⸗ 


1 igen, welches doch der Zweck der Allerhöchſten Pro: | 
oſtion iſt. 


| m General⸗Direktor der Steuern, Kühne: 


Steuer zur Deckung ihres Haushaltes gewähre. Ich 
glaube, wenn eine indirekte Steuer auf Geflügel, Wild⸗ 


unerläßlich, daß man den Städten eine andere indirekte belt, wenn die Laſt nicht geradezu unerträglich iſt. Es 


wird aber dle Schwierigkeit insbeſondere mit dleſer 
Steuer groß fein. Es iſt bereits angeführt worden, 


Ich muß pret, Fiſche und, wo nöthig, auf Branntwein verliehen und ich wiederhole es, man denke ſich die Schwirrigs 


einige Worte zur Berichtigung erlauben. Der würde, daß hierin eine gehörige Ausgleichung des Aus- | keiten! bei der Einfhägung, die Verlegenheit der Einzu⸗ 


v 

cd Redner, der ſo eben ſprach, hat, wenn ich 

Steuserſtanden habe, geäußert, es ſeien die anderen 
erpflichtigen in den unteren Klaſſen um des willen 


falles zur Beſtreitung des ſtädtiſchen Bedarfs zu finden 
wäre. Ich erkläre mich alſo gegen die Mahl⸗ und 


ſchätzenden. Wenn der Gewerksmann, der ſich eines 
guten Kredits und eines ſchönen Geſchäfts zu erfreuen 


. Schlachtfteuer, ich wünſche ihre Aufhebung und bin für | hat, wenn der Kaufmann, deſſen großre Geschäft viel⸗ 


leicht eben fo auf Kredit als auf eigenem Vermögen 
beruht, wenn dieſe ihr Vermögen angeben ſollen, was 
wird die Folge davon fein? Iſt der Einzufhägende ein 
gewiſſenhafter Mann, fo. wird er der Wahrheit gemäß 
fein Einkommen angeben, und er kann unter ſolchen 
Umſtänden ſeinen ganzen Kredit einbüßen und ein ar⸗ 
mer Mann werden. Die Abſchätzung wird ſomit in 
vielen Fällen die Leute zu Grunde richten. Es wird 
alſo eine ſolche Beſteuerung nach meiner Anſicht nicht 
nur die größten Schwierigkeiten haben, ſondern auch 
oft nicht ausführbar fein, am wenigſten in ſolchen Städ⸗ 
ten, die bereits eine direkte Steuer erheben. Als eine 
ſolche Stadt muß ich den Ott anführen, den ich hier 
zu vertreten die Ehre habe. Die Stadt Breslau hat 
eine direkte oder Einkommenſteuer don 2 bis 6 pCt. 
nach Progreſſion des Vermögens. Außerdem hat ſie 
elne Realſteuer mit Abzug von Reparaturen und etwalg 
leer ſtehenden Wohnungen von 10 pCt. Dieſe Stadt 
muß ferner eine Mahl⸗ und Schlachtſteuer aufbringen 
von jährtich 300,000 Rehl. — Wenn aber zu dieſer 
Einkommens⸗ und zu dieſer Realſteuer, wovon auch 
nicht eine Quadratruthe ausgenommen bleibt, denn 
ſelbſt der Garten, der zum Vergnügen da iſt, wird bes 
ſtenert, wenn zu dieſen beiden Steuern noch dleſe 300,000 
Rthl. direkt aufgebracht werden ſollen, fo frage ich Sie, 
ob es wohl denkbar iſt, daß die Stadt das aufbringen 
kann; es wird behauptet, Breslau fet eine reiche Stadt, 
Sie wiſſen aber, meine Herren — ich will hierauf 
nicht weiter eingehen — Ste wiſſen, wle die Reihe der 
reichen Männer gelichtet worden iſt, Sie können die 
Unfälle, ſie ſind öffentlich geworden, Sie kennen 
den Schlag, der in jüngſter Zelt der Stadt Bres⸗ 
lau verſetzt worden iſt durch Krakau. Darum, glaube 
ich, wird dieſe Maßregel, für große Städte namentlich, 
wo, wie bereits geſagt, eine große direkte Steuer beſteht, 
wohl ſchwerlich durchzuführen ſein. Nichtsdeſtoweniger 
will ich aber die Mahl: und Schlachtſteuer nicht recht: 
fertigen. Sie würden mich verkennen, meine Herren, 
wenn Sie glaubten, daß ich nicht gleichfalls für Gleich: 
heit der Pflichten, der Rechte und Laſten bin. Geben 
Sie einen Beſteuerungs⸗Modus, der ausführbar iſt, der 
die unteren Klaſſen wirklich erleichtert, einen B.ſteuerungs⸗ 
Modus, der aber auch die Wohlhabenden und die we⸗ 
niger Bemittelten nicht unbemittelt macht, der dieſe nicht 
in Verlegenheit ſetzt, gewiſſenloſe Angaben zu machen, 
dann werde ich einen ſolchen Beſteuerungs⸗Modus mit 
Vergnügen unterſchreiben. Ich muß mir auch noch er⸗ 
lauben, Einzelnes aus dem Geſetze anzuführen, das 
meine Behauptung, daß nach dieſem Geſetze eine Steuer⸗ 
Veränderung unmöglich auszuführen ſei, beſtätigen wird. 
Es heißt hier im $ 9a: „Jeder Eigenthümer eines be⸗ 
wohnten Grundſtücks oder deſſen Stellvertreter haftet 
der Behörde, welche das Verzeichniß der ſteuerpflichtigen 
Haushaltungen und Perſonen aufnimmt, für die rich 
tige Angabe derſelben.“ Sollte dieſer Paragraph zur 
Ausführung kommen, dann bliebe mir nichts übrig, als 
mein Eigenthum zu veräußern um jeden Preis. Ich 
habe — verzeihen Sie mir, wenn ich zuletzt noch meine 
Perſon in Erwähnung bringen muß, ich thue es un⸗ 
gern — ich habe nämlich meinen Erwerb und meinen 
Kredit in ein Haus geſteckt, ich habe 23 Familien, und 
nicht kleine Familien, in meinem Haufe, es find ehren⸗ 
hafte Männer; wenn ich aber bei allen für die richtig 
Angabe ihres Vermögens bürgen ſoll, dann würde ich 
vorziehen, das Grundſtück lieber zu veräußern, als mich 
den Strafen zu unterziehen, welche hier gangedroht find, 
Es iſt ferner ad b geſagt: „Jedes F milienhaupt iſt 
für die richtige Angabe feiner Angehörigen, feines Haus: 
ſtandes und der übrigen ſteuerpflichtigen Hausgenoſſen 
verantwortlich.“ Ich bekenne Ihnen allen gegenüber, 
meine Herren, ich kann dieſe Verantwortlichkeit nicht 
übernehmen. Im $ 12 heißt es endlich: „Wenn grö⸗ 
ßere Städte, mit einer Bevölkerung von mindeſtens 
30,000 Einwohnern, die zur Beſtreitung ihrer Gemein: 
Bedürfniffe erforderlichen Geldmittel lediglich durch Zu⸗ 
ſchläge zu den direkten Staatsſteuern nicht füglich be⸗ 
ſchaffen können, und die mit der Einziehung der Klaſſen⸗ 
ſteuer in großen Städten verbundenen Schwierigkeiten 
zu vermeiden wünſchen, ſo können auf ihren Antrag 
nach den örtlichen Verhältniſſen beſondere Steuern, und 
namentlich auch auf Verbrauchsgegenſtände, angeordnet 
werden 1c.“ Nun frage ich Sie, meine Herten, auf 
was ſoll eine Stadt die Verbrauchsſteuer legen? Aufs 
Bier? Soll man den armen Leuten noch das verküm⸗ 
mern? Sollen wir fie auf Brod, Fleiſch, But: 
ter oder Eier legen? Iſt denn das etwas Ande⸗ 
res, als eine ſolche Steuer, die beſeltigt werden fol? 
So, meine Herren, muß ich Ihnen wiederholen, daß 
ich keinesweges Schutzredner der Mahl: und Schlacht: 
Steuer bin, daß ich, wie irgend Jemand in der hohen 
Verſammlung, gewiß wünſche, daß fie beſeitigt werde, 
aber nur dann, wenn ein Maßſtab gefunden wird, der 
Billigkeſt und Gerechtigkeit mit der Möglichkeit der 
Ausführung verbindet. Ich ſtimme alſo gegen den 
Geſetzentwurf. l 
(Mebrſeltige Zufimmung.) 

General⸗Steuer⸗Olreklor Kühne: Der geehrte Ab: 
geordnete, der eben dieſen Platz verläßt, hat Ihnen den 
5 9 aus dem vorgeſchlagenen Entwurfe über die Bel: 
behaltung der Klaſſenſteuer vorgeleſen und dieſen als 
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eine Vorſchrlft bezeichnet, bei der er genöthigt fein 
würde, ſein Haus zuzuſchließen, da er ſich außer Stande 
befinden würde, für die richtige Angabe feines Haus: 
ſtandes und feiner Angehörigen haften zu können. Es 
ſind mehrere geehrte Landräthe hier in dieſer Verſamm⸗ 
lung; ich bemerke, daß derſelbe Paragraph verbo-tenus 
abgeſchrieben iſt aus einem ſelt 1820 beſtehenden Ge⸗ 
ſetze aus dem Klaſſenſteuer⸗Geſetze. Seit 27 Jahren iſt 
dieſer Paragraph in Ausführung gebracht, und ich pro⸗ 
vozire auf das Urthell der ſämmtlichen Herren Landrä⸗ 
the, ob in dieſen 27 Jahren nur irgend eine merkliche 
Unannehmlichkelt daraus erwachſen iſt? Das iſt es, was 
ich zur Berichtigung anzuführen habe. 

Abgeordn. Tſchocke: Excellenz werden entſchuldi⸗ 
gen, wenn ich mir erlaube zu erwiedern, daß ich doch 
nur annehmen kann, daß dieſer Paragraph oder dieſes 
Geſetz allgemein, d. h. für die Stadt⸗ und Landde⸗ 
wohner, gefaßt iſt, und ſo wäre meine Anführung 
nicht widerlegt. 

General⸗Steuer⸗Direktor Kühne: Er findet ſchon 
ſeit 24 Jahren in den Städten Elberfeld, Barmen, 
Kreſeld und anderen Anwendung, das heißt in allen den 
Städten, welche die Klaſſenſteuer haben. 

Abgeordn. von Gerlach (Landrath aus der Pro⸗ 
vinz Pommern): Meine Herren! Ste werden mir ers 
lauben, aus dem Kreiſe meiner Erfahrung hinſichtlich 
der Einkommenſteuer auch Einiges anzuführen. Die 
Einkommenſteuer iſt unſerem Lande nicht unbekannt. 
Bereits in den letzten Monaten des Jahres 1809 und 
in den erſten Monaten des Jahres 1810 ward eine 
Klaſſenſteuer in Anwendung gebracht nicht als Staats⸗ 
ſteuer, ſondern zur Ausgleichung der Leiſtungen in den 
Provinzen. In einigen Provinzen fand ſie voll⸗ 
ſtändige Anwendung, ſo in Oſtpreußen; in Pommern 
kam fie theilwelſe zur Anwendung, in der Mark gar 
nicht, und von Schleſien weiß ich nicht, wie weit ſie 
in Anwendung kam. Ich weiß aber aus damaliger 
Zeit, daß ſie viel Widerſpruch fand, namentlich dei den 
Konvozirten, die hier zufammengetreten waren, nament⸗ 
lich bei den Abgeordneten der Stadt Berlin. Wenn ich 
die Leiſtungen überſehe, dle damit ausgeglichen werden 
ſollten, ſo war es dafür eine annehmdare Steuer. Im 
Jahre 1810 wurde eine Steuer⸗Reviſion vorgenommen, 
und ein diesſallſiges Geſetz erſchten. Auch damals wurde 
die Einkommenſteuer in Berathung geſtellt, aber durch 
den Herrn Staats⸗Miniſter von Hardenberg nicht in 
Anwendung gebracht, und es war die Meinung der hler 
verſammelten Konvozirten, welche damals die interimi⸗ 
ſtiſche National⸗Repräſentation bildeten, dagegen. Es 
wurde eine allgemeine indirekte Steuer für Stadt und 
Land in Anwendung gebracht, nur daß für das Land 
noch eine ſogenannte Kopfſteuer von 12 Groſchen in 
Anwendung gebracht wurde, da die Mahlſteuer noch 
nicht eingeführt war. So ftand die Sache von 1810 
bis 1812. Im Jahre 1812, als Napoleon dem Lande 
verſchiedene Bedingungen geſtellt hatte, namentlich für 
die Durchmärſche der franzöſiſchen Truppen nach Ruß⸗ 
land, wurde zur Ausgleichung dieſer Leiſtungen eine Ver⸗ 


mögensſteuer durch das Geſetz vom 24. Mai 1812 für 


die ganze Monarchie in Ausführung gebracht. Ich bin 
ſelbſt damals, vetmöge meiner landräthlichen Stellung, 
Kommiffarius geweſen und erinnere mich ſehr wohl, zu 
welchen unendlichen Schwierigkeiten die Ausführung die 
ſer Steuer führte. Es wurden Faſſionen eingereicht, 
ſie waren aber ſämmtlich nicht richtig, es mußten meh⸗ 
rere Unterſuchungen veranlaßt werden, und eine Rich⸗ 
tigkeit war nicht zu erlangen, obgleich der Sinn der 
Bewohner im Jahre 1812 und 1813, wo die ganze 
Exiſtenz des preußiſchen Staates davon abhing, ein fo 
günſtiger war, wie er nur irgend ſein konnte. Im 
Jahre 1817, als die neue Steuer⸗Geſetzgebung zur Be⸗ 
rathung kam, kam die Einkommenſteuer nicht außer 
Betracht. Die Steuerpläne wurden den Provinzen zu⸗ 
geſandt, und es erſchtenen auch Hindeutungen auf die 
Einkommenſteuer. Ich ſelbſt bin Mitglied einer ſolchen 
Kommiffion in Pommern geweſen. Auch da ſprach ſich 
die allgemeine Meinung gegen die Einkommenſteuer und 
für die indirekte Steuer aus, auf welcher ſeit mehr als 
100 Jahren die Steuer⸗Geſetzgebung des Staates be: 
ruhte, und es wurde in Folge dieſer Berathungen, die 
indirekte Beſteuerung von neuem in Anwendung ge⸗ 
bracht. Soll ich mich alſo zur Sache erklaren, fo kann 
ich mich nur für das indirekte Steuer⸗Syſtem erklären, 
als einem ſolchen, welches im Vaterlande bekannt iſt; 
ich muß mich aber für direkte Steuern bei Kriegszeiten 
und Landes⸗Kalamitaͤten erklären, und für dieſe Zeiten 
find ſie aufzuheben. Soll eine ſtehende Armee in Ve: 
wegung geſetzt werden, fo find Requifitionen und Lei⸗ 
ſtungen aller Art unumgänglich erforderlich, keinem 
Schatze des Staates wäre es möglich, das Monate lang 
auszuhalten, und dann leiſte Jeder das, was er kann, 
und was ihm die Pflicht auflegt; aber nicht kann ich 
dafür ſtimmen, eine ſolche Steuer fortwährend einzu⸗ 
führen, indem ich weiß, welche Unregelmäßts keiten und 
Unannehmlichkeiten im Allgemeinen dabei ſtattgefunden 
haben, und welchen Unwillen fie erregte, 

Abgeordn. Stöpel (Bürgermeifter und Syndikus 
aus Potsdam): Die Veranlaſſungen zu dieſer Propoſi⸗ 
tion ſcheinen mir nicht fo dringend geweſen zu ſein, 
daß fie nicht hätten unterbleiben koͤnnen. Nur die Stände: 


aus zwel Provinzen haben fih für Verwandlung der 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer in eine Klaſſenſteuer erklärt, 
und wenn die Tagespreſſe hin und wieder dieſer = 
regel das Wort geredet hat, fo iſt es unſchwer, da 2 
ein affektirtes, nicht mit ſtaatswicthſchaftlichen Kenn 

niſſen unterſtütztes Streben zu erkennen, den er 
Volksklaſſen zu ſchmeicheln. Ich meinerſelts nehme —5 
Anſtand, mich öffentlich und unverholen dahin zu eln? 
ren, daß ich die Mahl⸗ und Schlachtſteuer für den 179 
lungenſten Theil unſerer Steuer⸗Geſetzgebung halle, nen 
daß ich nur die Schwierigkeiten beklage, welche der Au 

dehnung derſelben über das ganze Land entgegenſtehen. 
Der vorgelegte Geſetz⸗-Entwurf iſt, wie mir eine Br 
gleichung ergeben hat, der Peelſchen⸗Einkommenſteuet 
nachgebildet; aber wie verſchieden waren die damaligen 
Vethäͤltniſſe, welche die engliſchen Minifter im Jahre 
1842 zwangen, den arbeitenden Klaſſen irgend ein Zu⸗ 
geſtäneniß, irgend eine Genugthuung zu geben: wie 
verſchieden waren dieſe Verhältniſſe von den unſtigen! 


Robert Peel fand auch anfangs ſehr wenig Anklang 


mit dieſem Geſetze und nur in der Morning: Por 
ein Drgan, welches daſſelbe zu vertheidigen ſchien; aber 
es konnte ſich doch nicht entbrechen, die Bill ein uner⸗ 
fteuliches Dokument zu nennen und fie zu vergleichen 
mit einer bitteren Medizin, die der Arzt nach tröſtlichem 
und freundlichem Zureden einem Kranken verordnet. 
Dagegen erliegen unſere größeren Städte, in welchen 
die Mahl- und Schlachtſteuer beſteht, unter der Laſt 
der mannigfaltigſten ſtädtiſchen direkten Steuern. 
bitte um Erlaudniß, hier etwas aus Potsdam mithei⸗ 
len zu dürfen. In dieſer Stadt exiſtirt eine Einkom⸗ 
menſteuet von Grundvermögen, eine zweite Einkommen 
ſteuer von anderen Revenüen, eine Hundeſteuer _* 
Nachtigallenſteuer, Feuerkaſſen⸗Beiträge, und eine 65 
ſteuer wird vorbereitet; kommt nun hierzu noch die k 
nigliche Einkommenſteuer mit ungefähr 70,000 
und dem Kommunalzuſchlage von circa 35,000 Rihlen. 
alſo zuſammen über 100,000 Rthir. — fo witd der 
Zuſtand der Inexigibilität eintreten; es wird unmög⸗ 
lich fein, dieſe Steuer zu beſchaffen, mag das Heer dir 
Exekutoren, die mit der Auspfändung beauftragt f 
worden auch noch ſo groß ſein. Ich muß geſte 
daß ich in ſelcher Schreckenszeit nicht länger Kommu- 
nalbeamter bleiben möchte, ſo ſehr bedenklich für unfe* 
ſtädtiſchen Verhältniſſe erſcheint mir die Einfo 5 
ſteuer. Ich hoffe zuverſichtlich, daß das Gouvernemen 
welches den großen Städten die Erlaubniß gegeben 
die Kriegsſchulden zu bezahlen durch einen Aufl 5 
auf die Mahl⸗ und Schlachtſteuer, und welches nö 
leicht überzeugen wird, daß der dargebotene Eises 
diefen Aufſchlag durch die Beſteuerung der Fiſche, 
Weizengebäcks, des Fleiſches und des Brennmaterial 
unzureichend iſt, und zwar um ſo mehr, weil dieſe nan 
Beſteuerung in ihrem Gefolge alle diejenigen Unbeqen 
lichkeiten und Belaſtungen hat, welche man durch e. 
hebung der Mahl: und Schlachtſteuer vermeiden won 
Der Abgeordnete Winzler, (Kaufmann und am 
verordneter aus der Provinz Brandenburg) Hält" 3, 
längeren Vortrag, deſſen Inhalt wir in den Eingang 
worten des General⸗Steuer⸗Direktors Kühne miberlegf 
finden; zugleich ſtellt der Abgeordnete Winzler nal 
lich zwei Anträge. Der eine Antrag geht dahin, 
von der hohen Verſammlung die Bitte ausgeſproch ) 
werde, wichtige Vorlagen (wie die in Rede chen 
früher und möglichſt den einzelnen Abgeordne tens 
dem Beginn des Landtages zuzuſchicken, und in ſteuer 
vorläufig von der Einführung der Einkommodiffer⸗ 
abzuſtehen und dafür die Beibehaltung einer MO 
ten Klaſſenſteuer zu erbitten. 

Marſchall: Wenn es darauf ankommt, erden, 
ſetzliche Unterſtützung zu ermitteln, fo muß gefa wohl zur 
daß der erſte Antrag ein ſolcher iſt, der nicht 15 nich 
Berathung geſtellt werden kann. Der zweite din mit 
beſonders formulirt und wird auch ſuſammenfzin, 3 
bereits geftellten Anträgen. Da der Antrag kia 
ſtimmte Faſſung dekommen hat, fo erkenne Hi die 
nicht für möglich, zu beſtimmen, in wel Es if dem 
geſetzliche Unterſtützung ermittelt werden m fpäteren Zeitz 
aber nichts entgegen, daß es bis 105 in welcher Weiſe 
punkte der Berathung ausgeſetzt die ob durch Anſchluß 
darauf zurückzukommen fein m) 25 ſonſtiger Art. 
an einen anderen Vorſchlag ah ne: Ich will mit 

General ⸗ Steuer » Dir. kon! Der geehrte Rednet 
nur eine Berichtigung ae über die Einkommenſteuer 
bat geäußert, daß dae „perlange. indem die Leute he 
etwas ganz Unmögliche“ angeben ſollten, was ſie in dem 
zukünfliges Einkommen Das Geſeh verlangt 


aben wü den. N 
ben e Anmel nicht, ſondern es ſagt, es [07 


ü derer 
pſtücke nach dem Relnertrage oder an 
Sata, ie Mapltain nach dem Zinsertrage 1 
eden, und ſetzt dann hinzu: „Bel Schätzu 


ſteuert werden, i wobel der 
des Handels oder gewerblichen 1 Gehe; 


rchſchnitt der drei letzten Jahre, fofern d 
. ſo lange gedauert hat, zum 6: urüd? 
deten if.“ Cs fo olſe auf Die Versagung te dil. 
wegangen werden, und man ſtetzt dabei vorauß, 
Vergangenheit den Durchschnitt auch füc Ben 12 
Jahr abgeben könne. Wenn man ferner 75 ganz ve 
(prud) darin gefunden hat, daß zwei m 


gehen. 


jede mit drei Stufen, vertheilt werde. 


I Ale; n 


ſchſedene Steuern neben einander gehen ſollen, nämlich 
die Klaſſenſteuer und die Elnkommenſteuer, fo gebe ich 
zu bedenken, daß wir doſſelbe eigentlich ſchon jetzt ha⸗ 
en; wir haben eine Klaſſenſteuer, die mit einem hal⸗ 
ben Thaler anfängt und mit 144 Thalern aufbött, wir 


baben eine Klaſſenſteuer in 12 verſchiedenen Abſtufun⸗ 


gen. Es giebt aber ganz gewiß im Leben nicht zwölf, 
ſondern zwölfmal zwölfmal zwölf verſchiedene Abſtufun⸗ 
gen und noch mehrere, wenn man jeden Groſchen, den 

mand mehr oder weniger an Einkommen hat, rede 
nen win. Wir haben alſo jetzt in der Klaffenfteuse 


dleſelbe Geſchichte von dem Sandkorn, welches das 


las überlaufen macht, wie wir ſie bei der Klaſſen⸗ 
und der Einkommenſteuer haben würden, daß nämlich 


der, der 399 Rthlr. 29 Sgr. 11 Pf. Vermögen hat, 


Möglicherweife in eine andere Klaſſe gehören kann, als 
der, welcher 400 Rthlr. Vermögen befigt, wie es fetzt 
üben auch der Fall if. Es kann fetzt allerdings vor⸗ 
kommen, wo dle Abſtufungen zwiſchen 8 und 12 Kthl. 


find, daß Jemand, der nur um ein geringeres weniger 


rmögen hat, als ein anderer, um 4 Rrthlr. niedriger 
eingeſchätzt wird, während ſein Nachbar mit elnem nur 


um einen Pfennig geringeren Einkommen in der Klaſſe 


bleiben könnte. — Man hat vorgeſchlagen, anſtatt der 
Einkommenſteuer eine Klaſſenſteuer einzuführen, aber 
ohne ein Morimum, d. h., man will eigentlich das, 
was das Geſetz will, eine Einkommenſteuer. Denn 
eine Klaſſenſteuer ohne ein Maximum kann doch nur 
nach dem Einkommen ſich richten. Man muß das Ein⸗ 
kommen ermitteln, wenn man fagen will, es foll Je⸗ 
mand 1000 Rthir, geben; man muß doch wiſſen, was 


iſt das Einkommen von denen, die weniger geben ſol⸗ 


len. Wenn ſich die Klaſſenſteuer nach äußeren Merk⸗ 


malen richtet, ſo kann man es noch für möglich erach⸗ 


ten, daß die Steuer nach vier großen Abtheilungen, 
Es läßt ſich da 
noch durch eine Abſchätzung von Seiten der Abſchätzungs⸗ 
Behörde ermitteln, in welche Klaſſe und Stufe der ein: 
zelne Mann gehört. Es läßt ſich dies um ſo eher 
thun, als man glauben kann, daß namentlich in den 
döheren Stufen, wo die Abfhägungen ſchon ſchwieriger 


werden, doch nicht leicht Jemand über eine abſolute 


berbürdung, über eine ſolche Beſteuerung, dle ihn in 


feiner Präſtationsfäbigkelt zurückbrächte, die ihn mit 


m Ruin feines Vermögens bedrohte, wird klagen 
können. Denn der Mann, bei dem es ſich fragt, ob 


er 96 oder 144 Rthlr. bezahlen ſoll, wird ganz gewiß 


dieſe 48 Rthle., die er im ſchlimmſten Falle mehr zahlt, 
ſehr viel leichter aufbringen können, als der geringere 
ann, der vielleicht mit Recht nicht höher, als mit 1 
oder 2 Rthlr. eingeſchätzt werden kann. — In dem 
Maße aber, wie man nun mit der Klaſſenſteuer höher 
hinaufgehen will, in dem Maße würden die Abſchäz⸗ 
zungs⸗Merkmale zweifelhafter und endlich ganz unhalt⸗ 
r werden. Wenn nun die Regierung geglaubt und 
ſich überzeugt hat, daß die Klagen gegen die Klaſſen⸗ 
euer inſoweit nicht zu verwerfen und nicht wegzuleug⸗ 
nen feien, daß der reiche Mann bei der Klaſſenſteuer 
verhältnißmäßig eben wegen der Ferm dieſer Steuer 
weniger giebt, als der arme; danach giebt 4s, um dies 
Anweg zu räumen, kein anderes Mittel, als eine wirk⸗ 
liche Einkommenſteuer einzuführen für dasjenige Ein⸗ 
ommen, welches durch allgemein ins Auge fallende 
Merkmale nicht mehr erfaßt werden kann. Sie iſt 


davon ausgegangen, daß dies der Wunſch des Landes 


wäre; ſie iſt ferner von der Vorausſetzung ausgegan⸗ 


gen, daß ebenſowohl die Aufhebung der Mahl- und 


Schlacht⸗Steuer der Wunſch des Landes ſei; fie iſt zu 
dieſer Meinung veranlaßt, ja faſt genöthigt worden 


durch die Jahre lang dauernden Angriffe auf die Mahl: 


und Schlacht⸗Steuer, durch die ununterbrochenen, auf 
das gehäſſigſte fortgeſetzten Angriffe, die durch die öf⸗ 
ſentlichen Blätter ſich kund gegeben und von keiner 
Seite her bis zu dieſem Augenblicke, wo die Regierung 
mit dem Vorſchlage, die Mahl: und Schlachtſteuer auf⸗ 
e ſelbſt hervorgetreten iſt, eine Widerlegung ge⸗ 

nden haben, die ſie alſo doch für begründet halten 
mußte. Aber die Regierung hat ſich auch durch das 
Refultat der Verwaltung der Mahl: und Schlachtſteuer 
elbſt dazu bewogen finden müſſen. Ich kann offen 


anerkennen, daß im Allgemeinen bei der Verwaltung 


unſerer direkten und indirekten Steuern ſich ein guter 
und erwünſchter Fortſchritt gezeigt hat, daß Zuwider⸗ 
dandiungen gegen alle andern Steuern ſich vermindern, 
daß es überall anerkannt wird, daß es die Pflicht: el: 
es jeden Staatsbürgers iſt, zu dieſen Laſten belzutta⸗ 
den, daß eine Unehrlichkeit gegen den Staat auch eine 
nehrlichkeit iſt. — Aber leider muß ich bemerken, daß 
as Geſühl und die Ueberzeugung, daß der Staatsertrag 
ei der Mahl- und Schlachtſteuer auch Betrug ſei, ſich 
mmer mehr verwiſcht hat durch die unaufhörlichen An⸗ 
Heiffe auf dieſe Steuer. Ich will nur Ein Beiſpiel 
anführen ſtatt Hundert. In einem Vierteljahr, vom 
„Oktober bis zum letzten Dezember find in Berlin 
der 62 ſogenannte Mehlküraſſe konfiszirt, mittelſt 
Wir Mehl, unter den Kleidern verborgen, eingeſchwärzt 

id; und das geſchieht nicht des Hungers wegen, denn 
nter hundert Defrauden ift auch nicht eine, wo Rog⸗ 


fünmebl eingeführt wäre, Alle haben Weizenmehl einge: 
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verbraucht wird. Bei dieſen Reſultaten der Verwaltung, 


ganz abweichend gegen alle übrigen, hat gewiß die Regie⸗ 


rung hinreichende Veranlaſſung gehabt, über die Aufhebung 
ieſer Steuer nachzudenken; ſie hat dabei auch auf die Zu⸗ 
ſtimmung der Vertreter der größeren Städte gerechnet, 
fie hat provozirt aüf dieſe Verſammlung, ob fie ſich nicht 
getäuſcht habe, ob das Geſchrei oder dieſe Reklamationen, | 
die von Seiten der öffentlthen Blätter gegen die 
Mahl: und Schlach⸗ſteuer erhoben find, die wirkliche 
öffentliche Meinung bezeugen oder nur grundloſes Ge: | 
tede find, und das wird die Frage fein, die hie vor: | 
liegt. Aber neben dleſer Frage und unmittelbar an 
dieſelbe ſich anknüpfend, iſt die andere Frage wegen des 
Erſatzes für dieſe Steuer, und als ſolchen Erſatz hat 
die Regierung nur die Einkommenſteuer vorſchlagen kön⸗ 
nen, ſobald eine direkte Steuer eingeführt werden ſoll, 
die ein erkleckliches Mehr aufzubringen hat wie die 
Klaſſenſteuer, da läßt es ſich nicht mehr durchführen, 
daß nach Äußeren Merkmalen abgeſchätzt wird, da muß 
ein genaueres Eindringen in die Vermögens ⸗Verhält⸗ 
niſſe ſtatifinden, und dieſes Eindringen läßt ſich gerade 
nur dadurch vermeiden, daß die Steuer auf den Selbſt⸗ 
angaben der Betheiligten beruht, und daß die Frage, 
ob dieſe Angaben glaubhaft ſind, in die Hände 
der Standesgenoſſen von unten bis oben hinauf 
gelegt wird. Das iſt in kurzem der Plan, den 
die Regierung aufgeſtellt hat, nach demſelben wird 
in jedem Kteiſe eine von den Kreisftänden gewählte De⸗ 
putation ernannt, die bei der erſten Abſchätzung aſſiſtirt, 
zu prüfen hat, ob jeder ſein Einkommen richtig ange⸗ 
geben hat. Jedem Bethelligten iſt es überlaſſen, fein 
Einkommen verſiegelt zu deklariren, und die Standesge⸗ 
noſſen müſſen ihre Zuſtimmung geben, daß dieſe Speci⸗ 
fikationen eröffnet werden. Es ſoll alsdann für jeden Regie⸗ 
rungsbezirk eine Kommiſſion gewählt werden von den 
Provinzialſtänden, und es ſoll der letzte Rekurs in der 
Kaſſatlons⸗Inſtanz (Central⸗Inſtanz) von derjenigen 
Verſammlung gebildet werden, welche hier als Revis 
ſions⸗Deputation für das Staats ſchuldenweſen niederge⸗ 
ſetzt werden ſoll. Ueberall, im Kreiſe wie in dem Re⸗ 
rungsbezirke, ſind nur die Standesgenoſſen der Bethei⸗ 
ligten die von ihnen erwählten Organe, welche feſtzu⸗ 
fegen haben, ob die Deklaration des Einzelnen richtig 
iſt. Dadurch ſollen die Verationen oder Gehäffigkeiten 
vermieden, wenigſtens nach Möglichkeit vermindert wer: 
den; und ich kann in diefer Bezlehung dreiſt auf das 
engliſche Einkommenſteuer⸗Geſetz provoziren, daſſelbe liegt 
hier vor, und wer es nachleſen will, dem ſteht es gern 
zu Dienſt, er wird daraus die Ueberzeugung gewinnen, 
daß in dem freien England ſtrengere Formen für dle 
Einkommenſteuer gelten als hier. Glaubt man, daß 
man dieſe Form nicht ertragen kann, ſo heißt das nichts 
welter, als das Geſetz verwerfen, ohne dieſe Form es 
auszuführen, würde das Gouvernement nicht wagen 
dürfen; es würde nicht eine Steuer, die neben machen 
Schattenſeiten doch ihre großen Vortheile hat, wie die 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer aufheben, und es würde auch 
nicht die Klaſſenſteuer, die ſchon ſeit 27 Jahren beſtanden hat, 
und deren Vortheile man jetzt erſt recht einzuſehen ſcheint (wie 
man die deſten Freunde erſt dann erkennt, wenn man 
von ihnen ſcheiden ſoll), zur theilwelſen Aufhebung vor⸗ 
ſchlagen, wenn an die Stelle derſelben nicht etwas Beſ⸗ 
ſeres träte. Aber eine Einkommenſteuer verſuchen zu 
wollen, ohne elne beſtimmte Form:, durch welche das 
Einkommen ermittelt werden kann, das iſt eln Verſuch, 
den Niemand, der es ehrlich meint, unternehmen kann. 
Wenn alſo geſagt iſt, und darauf glaube ich noch ein⸗ 
mal hinweiſen müſſen, die Mahl: und Schlacht⸗Steuer 
iſt etwas Schlimmes, aber die Einkommen ⸗ Steuer ift 
wenigſtens eben fo ſchlimm; fo heißt das, das Giſetz 
verwerfen und dafür ſtimmen, daß es wenigſtens für 
jetzt bei dem Steuerzuſtande bleibe, der nach dem Fi⸗ 
nanz⸗ Haushalte dermalen beſteht. * 

De Abgeordneten Möves (Berlin) und Sper⸗ 
ling (Königsberg) ſprechen ſich gleichfalls gegen die 
königl. Propoſition aus. Ihre Vorträge ſindmeiſt auf Zah⸗ 
len gegründet, um dadurch darzuthun, daß das Aufbrin⸗ 
gen der Einkommenſteuer neben den bereits beſtehenden 
Steuern faſt unmöglich fein und zahlloſe, fruchtloſe Exekutio⸗ 
nen veranlaffen würde, welche den Ruin ganzer Familien ber: 
vorrufenmüßten. Der genannte Abgeordnete von Kö: 
nig&derg ſchließt feinen Vertrag mit folgenden Worten: 

Es beſteht ſchon jetzt in Königsberg eine direkte 
Einkommenſteuer. Durch dieſelbe wird zum Stadthaus⸗ 
halte die Summe von etwa 70,000 Thlr. aufgebracht. 
Das, was durch die Mahl und Schlachtſteuer aufge: | 
bracht wird, beträgt etwa 180,000 Thlr. Schon dei 
einer Einkommenſteuer von 70,000 Thlr. giebt es für 
einzelne Steuerpflichtige Steuerquoten von 500 Thlr. 
und mehr. Sollte nun der Betrag, welcher an Mahl 
und Schlachtſteuer aufkommt, der Einkommenſteuer hin⸗ 
zugeſchlagen werden, ſo würden diejenigen Einwohner, 
die ſchon jetzt 500 Thlr. und mehr Steuer zahlen, 
über 1000 und bis 1500 Thlr. zahlen müſſen, und 
dies wäre eine Summe, zu der ſich Niemand verſtehen 
wünde. Daher erlaube ich mir vertrauensvoll die 
Bitte, einem Amendement ſich gefälligſt anzu: 
ſchliefen, welches dahin geht: „Daß Se. Maje: 
ſtät ehrfurchtsvoll gebeten werde, die Umwandlung 


"6 welches doch eben nicht zur Stillung des Hungers der Mahl: und Schlachtſteuer in eine direkte Steuer 


nur inſoweit allerhöchſt zu befehlen, als es von den 
einzelnen Städten, in welchen die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer beſteht, ſelbſt gewünſcht und beantragt wird.“ 
Nachdem noch der Abgeordn. Becker (Ortsrichter, 
Provinz Sachſen) ſich gegen die königl. Propoſition 
ausgeſprochen und den Antrag (derfelbe fand Unter⸗ 
ſtützung) geftellt hat, die Mahl: und Schlachtfteuer den 
Städten zu belaſſen, die nicht beſonders um Aufhebung 
derſelben anſuchen, folgte in der Reihe der Redner: 
Graf Renard: Die Verſammlung ſcheint ſchon 
etwas ermüdet zu ſein von den Vorträgen, die wir ge⸗ 
hört haben. Es gehört alſo wirklich einiger Muth dazu, 
noch in dieſem Augenblicke die Tribüne zu betreten, und 
ich würde ihn nicht haben, wenn ich mich nicht in ganz 
entgegengeſetzter Richtung äußern müßte, als es bei den 
bisherigen Rednern der Fall war. Bei Begutachtung 
des vorliegenden Geſetz Entwurfs habe ich geglaubt, mir 
vier Fragen vorlegen zu müſſen, um den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf nach allen Seiten hin zu beleuchten. Die erſte 
Frage iſt dieſe: Soll die Mahl- und Schlachtſteuer ih⸗ 
rer verfchiedenen Uebelſtände halber aufgehoben werden? 
Die zweite Frage iſt di:: Soll der hieraus entſtehende 
Steuer⸗Ausfall von den Städten durch die Städte ſelbſt 
gedeckt werden? Die dritte Frage: Soll der Steuer⸗ 
Ausfall durch eine veränderte Veranlagung der Kaſſen⸗ 
ſteuer gedeckt werden? Und endlich die vierte: Soll 
dieſe Veränderung der Klaſſenſteuer ſo radikal erfolgen, 
daß ſie in ihren höhern Poſitionen in eine Einkommen⸗ 
ſteuer übergeht? Was die erſte Frage betrifft, ſo kön⸗ 
nen wic dieſe erſt dann beantworten, wenn wir über die 
folgende entſchieden haben; denn es kann Niemand ſein 
altes Haus einreißen, bevor er ein anderweitig ſchützen⸗ 
des Unterkommen gefunden hat; ich gehe daher ſogleich 
zu der zweiten Frage über: Sollen die Städte den ent⸗ 
ſtehenden Ausfall durch ſich ſelbſt decken? — Dieſe 
Frage, ganz iſolirt aufgefaßt, überſchreitet den Bereich 
der Rechte und Pflichten des Landtages. Preußens 
Städte find ſelbſtſtändig organiſirte Körperſchaften, Staa⸗ 
ten im Staate. Sollen fie den Steuer⸗Ausfall in ſich 
ſelbſt tragen und aufbringen, ſo mögen ſie auch ſelbſt⸗ 
ſtändig jede einzelne für ſich oder alle gemeinſchaftlich 
erwägen, ob und welche Aenderung ihrem Intereſſe ent⸗ 
ſpricht. Schon die Motive weiſen auf die große Ver⸗ 
ſchiedenheit der Verhältniffe bei kleinen, größern und den 
größten Städten hin. Ich vindizire daher für alle 
Städte das Recht, ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſt 
zu ordnen, ſelbſt zu regeln. — Die Geſetzgebung, und 
wir haben genug, wenn allen Städten, die einen An⸗ 
trag auf Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer ſtel⸗ 
len, die volle Verſicherung gegeben wird, daß dieſer An⸗ 
trag Gewährung findet. So erreichen wir das, was 
der Zweck des Geſetzes iſt, zwar auf langſamen Wege, 
wir haben aber die Beruhigung, keine Rechte von Kor⸗ 
poratlonen, keine Privat⸗Intereſſen verletzt zu haben. 
— Auf die beiden folgenden Fragen übergehend, muß 
ich vorausſenden, daß jeder geſellſchaftliche Verband kei⸗ 
nen andern Zweck haben kann, als durch gemelnſame 
Leiſtungen das zu erreichen, was dem Vereinzelten un⸗ 
möglich. Je weiter verzweigt, je mehr organiſch ent⸗ 
wickelt der große geſellige Verband, der Staat, iſt, je 
größer werden die Anſprüche jedes Einzelnen auf gemein⸗ 
ſame Leiſtungen, je mehr Steuern bedarf er. Niemand 
kann die Steuerſätze eines Landes als zu hoch oder als 
höher gegen ein anderes Land bezeichnen, die Bürger 
eines Landes als höher belaſtet, wie die des anderen, 
erklären, wenn blos die beiden Faktoren, die Volks⸗ 
zahl und der National-Reichthum, in Betracht gezo⸗ 
gen werden, und der große Faktor der Gegenleiſtun⸗ 
gen, welche der Beſteuerte vom Staate zurückempfängt, 
unberückſichtigt bleibt. So erſcheinen Steuern als noth⸗ 
wendig zur Ernährung des Staatskörpers, als die ge⸗ 
meinſame Saat zu gemeinſchaftlicher Ernte, als ein 
Vorſchuß, eine Einlage, ein Akelen-Beitrag, eine Aſſe⸗ 
kuranz⸗Prämie zur Erreichung beſtimmter Gegenleiſtun⸗ 
gen. Nichts iſt mehr zu wünſchen, als daß dieſe Wahr: 
heit allgemein thatſächlich anerkannt werde, dann würde 
alles Gehäſſige der Steuer wegfallen; ich glaube, die 
Geſetzgebung und wir ſind jetzt auf dem richtigen Wege, 
dies ſchöne verſöhnende Ziel zu erreichen. ie offene 
Darlegung des Staatshaushaltes kennt keine geheimen 
Ausgaben mehr. Dies iſt die große königliche Gabe, 
aber ebenſo, wie die Staats- Ausgaben klar darliegen, 
ebenſo muß auch dies mit Staats⸗Einnahmen der Fall 
fein, Wenn das frühere Beſtreben der Finanzkünſtler 
nothwendig dahin ging, durch die Erhebungsart der 
Steuer dieſe ſelbſt möglichſt zu verſtecken, fo iſt ihre Auf⸗ 
gabe gegenwärtig eine weit edlere, weit leichtere. Sie 


beruht auf Wahrheit und Offenheit, wodurch auch dem 


vom Schickſal minder Begünſtigten, minder intelligent 
ausgebildeten Staatsbürger die Ueberzeugung werden 
wird und muß, daß der Staatskörper der Ernährung 
bedarf, wie jeder andere, daß Steuern, gut angewendet, 
gewinnbringende Geſchäfte ſind, und daß die Erhöhung 
der Steuern fo lange wünſchenswerth iſt, als Bedürf⸗ 
niſſe vorhanden ſind, welche durch den Staat ſelbſt 
zweckmäßiger und wohlfeiler befriedigt werden können, 
als dies der Einzelne vermag. Die Erhebungsarten der 
Steuern mögen aber ſein, wie ſie wollen, geheim oder 
offen, ſogenannte direkte oder indirekte, ich glaube, das 
Ergebniß bleibt daſſelbe. Nicht der Branntweinbrenner 
zahlt die Maiſchſteuer, ſondern der, der den Brannt⸗ 
wein trinkt, nicht der Gewerbtreibende zahlt die Gewer⸗ 
beſteuer, ſondern der Käufer feiner Fabrikate, nicht dae 


Grundbeſitzer zahlt die Grundſteuer, fondern der Ver⸗ 
zehrer 1 Produkte, nicht der Fuhrmann oder der 
Schiffer zahlt Straßen: und Schleuſen⸗Zölle, ja ſogar 
der Verſender der Waare nur vorſchußweiſe, nicht der 
Arbeiter oder der Tagelöhner, dieſe großen Hebel jeder 
Bewegung, jeder Kraft, zahlt die Kopffteuer, die Salze 
ſteuer, ſondern der, der ſeiner Arbeiten, ſeiner Leiſtungen 
bedarf. So erſcheint jede Steuer als eine Verzehrungs⸗ 
ſteuer. Der Unterſchied aber zwiſchen der Vermögens-, 
der Einkommen⸗ oder der Verzehrungsſteuer fällt nicht 
in die Wagge. Die Vermögensſteuer will etwas Uns 
mögliches, ſie will das nicht Sichtbare, nicht in Bewe⸗ 
gung tretende Vermögen beſteuern, die Einkommenſteuer 
will ein ſehr ſchwieriges Problem löſen, ſie will auch die 
Erſparniſſe eines weniger in Bewegung tretenden Ver⸗ 
mögens mit zur Beſteuerung ziehen. — Zur dritten 
Frage übergehend: Wollen wir den Ausfall der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer durch eine veränderte Veranlagung 
der Klaſſenſteuer decken? muß ich mich dagegen erklären, 
weil dies eine halbe Maßregel wäre, und ich bin vor⸗ 
weg gegen alle halben Maßregeln; halbe Maßregeln wol⸗ 
len alle Intereſſen ſchonen, weshalb ihnen die Erreichung 
des Zweckes ſtets mißlingen muß, und das Erſtere doch 
ſelten gelingt. Wenn ich aber erwieſen zu haben glaube, 
daß doch jede Steuer eine Verzehrungsſteuer oder Ein⸗ 
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ſei. Ich bin weit entfernt, der Lobredner der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer zu werden, vielmehr erkenne ich fie 
als ein nothwendiges Uebel an, aber eben ſo wenig kann 
ich der Lobredner der Vermögensſteuer werden, denn ich 
betrachte ſie als ein noch L Uebel. Ich habe die 
Ehre, der Vertreter der Stadt Breslau zu ſein, und ich 
würde einen Frevel begehen, wenn ich die geehrte Ver⸗ 
ſammlung nicht mit kurzen Worten mit den Verhält⸗ 
niſſen vertraut machte, die in Breslau obwalten. 
(Ungeduld und Lärm in der Verſammlung.) 

Ich werde nicht mit Worten beſchwerlich fallen. Sie 
werden dies an mir noch nicht wahrgenommen haben. 
Die verehrliche Abtheilung, welcher der Geſetz-Entwurf 
zur Prüfung vorgelegen hat, hat denſelben einſtimmig als 
nicht geeignet abgelehnt, ich ſchließe mich derſelben an, 
und ſchließe mich dem Amendement des Abgeordneten 
aus Aachen infoweit an, daß es der Staats-Regierung 
gefallen möge, zu dem nächſten vereinigten Landtage eine 
erneuerte Propoſition vorzulegen und dann zu prüfen, 
wie und auf welche Weiſe eine weniger läſtige Beſteue⸗ 
rung erfolgen könne. Der Herr General⸗Direktor der 
Steuern hat die Anſicht ausgefprochen, daß die Klaſſen⸗ 
ſteuer gegenwärtig als ein alter, ſcheidender Freund be⸗ 
trachtet werde; das möchte ich nicht in der Art nehmen, 
ich glaube vielmehr, daß, wenn die Klaſſenſteuer ſcheidet, 


—— — 


kommenſteuer iſt, fo glaube ich gegen das Prinzip einer ſo ſcheidet fie als eine alte gewohnte Laſt, mit der man 
Einkommenſteuer die Einwürfe aller Derer beſeitigt zu ſich doch lieber befreunden wollte, als mit der neuen Laſt, 


haben, welche durch die Einkommenſteuer höher belaſtet die unbequemer und noch läſtiger iſt. 


Sie wieſen weis 


zu werden fürchten, als dies bisher der Fall war. — ter darauf hin, daß in England die Vermögensſteuer 


Für das Prinzip der Einkommenſteuer ſpricht ferner, 


daß auch dem minder intelligenten Theile der Bevölke⸗ 
rung jeder Verdacht benommen wird, als ſei der ohne⸗ 
dem vom Zufall begünſtigte Staatsbürger auch noch bei 
Tragung der Steuerlast bevorzugt. Es ſpricht ferner 
für die Einkommenſteuer, daß es dadurch möglich wird, 
die Klaſſenſteuer in den unterſten Poſitionen ganz zu 
erlaſſen. Es ſpricht dafür, daß die Anbahnung des 


eingeführt ſei, als in einem Lande, welches der Freiheit 
huldigt. Wohl wahr, in England iſt ſie eingeführt, aber 
dort feht auch den Volksvertretern nicht nur das Recht 
zu, die Steuern zu verwilligen, ſondern auch darüber zu 
ſprechen, wie ſie verwendet werden ſollen. Werden wir 
erſt dieſes Recht in Preußen erlangen, dann, glaube ich, 
werden wir auch mit gutem Fuge jede Steuer einführen, 
die als nothwendig und nützlich erachtet wird. Ich wie⸗ 
derhole daher, daß ich mich erſtens dem Antrage der 


Prinzips alle direkten Steuern mit der Zeit entbehrlich Abtheilung inſofern anſchließe, daß dieſer Geſetz-Entwurf 


macht. Es wird endlich durch eine richtig vertheilte 
Einkommenſteuer der Maßſtab gefunden, bei ungewöhn⸗ 
lichen Ereigniſſen auch ungewöhnliche Opfer und Leiſtun⸗ 
gen zu ermöglichen. Wenn eine große Majorität 
der Verſammlung ſich fortwährend für die 
Freiheit und Rechte des Volkes erklärt hat, 


wenn dieſe Majorität in poetiſchen Bildern, 


in blühender Sprache und begeiſtertem Aus⸗ 
druck ſich ausgeſprochen hat, wenn ſie uns ein 
leuchtendes Vorbild war auf der Bahn des 
raſchen Fortſchritts, in Entwickelung der po⸗ 
litiſchen Freiheit und Wohlfahrt des Volkes, 
ſo rechne ich auf dieſe Majorität, daß ſie mit 
derſelben glühenden Begeiſterung die mate; 
riellen wirklichen Intereſſen des Volkes ver⸗ 
treten wird, daß ſie einſtimmig ſich dem Prin⸗ 
zip der Einkommenſteuer anſchließen werde, 
und glaube auch meinerſeits alle vier mir ge⸗ 
ſtellten Fragen erſchöpfend beantwortet zu 
aben. Ich bin für Nſchaffung der Mahlſteuer, ich 
in für die Einkommenſteuer, ich bin für den Prozent⸗ 
fa, Nur noch einige Worte über die Erhebungsart. 
Ich bin mit Erhebung der Steuer nicht praktiſch ver⸗ 
traut, aber ein großer Theil der Mitglieder dieſer Ver⸗ 
ſammlung iſt damit praktiſch vertraut. Sollte nun der 
Geſetz⸗Entwurf nicht alle Richtungen einschlagen, die 
ewünſcht werden, ſo erwarte ich von dieſem Theile der 

erſammlung praktiſch zweckmäßige Vorſchläge. Ich 
meinerſeits habe nur zwei gan einfache Amendements 
7 ſtellen; das eine geht dahin: daß den von der Ein⸗ 
ommenſteuer Betroffenen geſtattet werden möge, Aver⸗ 
ſonal⸗Quoten zu bieten. 


Es trifft mit einem anderen, was wir ſchon bereits 
ehört haben, nahe 11 6 8 daß die wie immer ge⸗ 
altete Kommiſſion beauftragt würde, 77 Averſonal⸗ 

Quoten, wenn nur itgend möglich, anzunehmen. Steht 
dieſes feſt, ſo würden, um alle e Behelligungen, 
Schätzungen, Rechnungs⸗Vorlagen, Vereidigungen zu 
vermeiden, gewiß ſofort großentheils und in nächſter Zus 
kunft allgemein befriedigende Averſonal⸗Quoten geboten 
werden. — Mein zweites Amendement geht dahin: 
daß wir die Staatsbeamten, ihr Einkommen möge 
ſein, welches es wolle, von 1 Steuer ausnehmen. 
(Große Heiterkeit. 
Entweder wir können uns ihre Leiſtungen 
(Wird durch Gelächter unterbrochen.) 


Mir erſcheint dieſe Manipulation nur als ein täu⸗ 
ſchend Spiel, nur als ein Zahlen aus einer Taſche in 
die andere; entweder wir können uns ihre Intelligenz, 
ihre Leiſtungen billiger verſchaffen, was ich jedoch nicht 
annehmen kann, ſo gebe man ihnen geringere Gehalte, 
oder wir können dies nicht; dann wollen wir ihnen ihr 
Westen a Gehalt nicht verkümmern, da eine ſolche 

art unmittelbar zur Erhöhung der Gehalte führen 
müßte. N 


WVVielſtimmiges Bravo.) 

Abgeordn. Siebig: Hohe Verſammlung! Die Noth⸗ 
wendigkeit der Steuern iſt ſo alt, wie die Staaten ſelbſt, 
es fragt ſich nur, welche Steuern weniger und welche 


mehr lästig find. Es lieg j y 1 
die ei 2 0 Es liegt uns ein Geſetz⸗Entwurf vor, 


den unterſten Potenzen, zu ve 


die se „Jahren beſtehende Mahl⸗ und Schlachtſteuer ſtützung gefunden haben, erforderlich, daß die 
in eine Einkommenſteuer, zum Theil Klaſſenſteuer in lung ſeloſt darüber zum Beſchluſſe komme. 50 
wandeln. Es gilt nun alſo diejenigen, welche den Schluß der Berathung wün⸗ 


abgelehnt, und zweitens, daß das Amendement des Ab⸗ 
geordneten aus Aachen angenommen werde. j 
(Ruf zur Abſtimmung.) 8 

Auch der Abgeordnete Graf Gneiſen au (Major 
a. D., Provinz Sachſen) und der Abgeordn. Doren⸗ 
berg (Ackergutsbeſitzer, Prov. Sachſen) ſprachen ſich 
gegen den Geſetz⸗Entwurf aus; der letztere ſtellt über 
dies einen Antrag, welcher jedoch mit einem ſchon frü⸗ 
her geſtellten zuſammenfällt. 

Es fragt ſich, ob heute noch zur Abſtimmung über 
den Gegenſtand zu kommen iſt; ich ſelbſt bin der Mei⸗ 
nung, daß der Gegenſtand hinreichend erörtert ſei, und 
es wird darauf ankommen, ob die Verſammlung auch 
dieſer Meinung iſt. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir nur die Frage, 
worüber abgeſtimmt werden ſoll. Bevor wir uns dar⸗ 
über entſcheiden, ob wir abzuſtimmen wünſchen, müſſen 
wir doch wiſſen, worüber, 


Marſchall: Die Abſtimmung wird ſich zu bezie⸗ 
hen haben auf den Gegenſtand der Berathung, ſo weit 
er uns jetzt beſchäftigt hat. Dieſer Gegenſtand war 
beſtimmt durch den Theil des Gutachtens, welcher bis 
jetzt verleſen worden iſt, und die Frage würde alſo hei⸗ 
ßen: Beſchließt die Verſammlung, einer auf die Anga⸗ 
ben der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu grün⸗ 
denden Einkommenſteuer ihre Zuſtimmung zu ertheilen? 

Abgeordn. von Auerswald: Da über ein Prin⸗ 
zip abgeſtimmt wird, ſo trage ich auf namentlichen 
Aufrauf an. 

Eine Stimme: Bis jetzt iſt es in der Drei⸗ 
Stände⸗Kurie immer der Fall geweſen, daß, wenn köͤ⸗ 
nigliche Propoſitionen vorgelegen haben, jeder Redner 
gehört wurde. Alle Redner, welche wir bis jetzt gehört, 
haben gegen das Geſetz geſprochen, ich habe mich auch 
entſcheiden laſſen, ich will für das Geſetz ſprechen, und 
ich verlange, daß Alle gehört werden. 

(Mehrere Stimmen ſchließen ſich dieſem Verlan⸗ 
gen an). 

Abgeordn. von Vincke: Ich wollte uach dem 
Antrage beiſtimmen, um ſo mehr, als auf namentliche 
Abſtimmung antragen und es alſo wünſchenswerth ift, 
daß man die einzelnen Motive, aus denen einer für 
oder gegen das Geſetz ſtimmen will, kennen lernt. 

ine Stimme: Das würde zuletzt darauf hinaus 
kommen, daß wir 617 Mitglieder hören müßten. 

Marſchall: Die Anſicht derer, welche zur Ab⸗ 
ſtimmung zu kommen wünſchten, ſteht der Anſicht der⸗ 
jenigen, welche die Berathung des Gegenſtandes fort⸗ 
geſezt wünſchen, entgegen, und es wird alſo nichts 
übrig bleiben, als daß die Verſammlung darüber ab⸗ 
ſtimme, ob ſie den Gegenſtand zum Schluſſe reif halte, 
oder ob ſie in ihrer Mehrheit der Anſicht ſei, daß heute 
der Gegenſtand abzubrechen, morgen fortzuſetzen und 
alsdann zur Abſtimmung zu bringen ſei. Ich habe 
weder gegen den einen, noch gegen den anderen We 


etwas zu erinnern; es ſcheint mir aber, weil beide Mei⸗ 
a AA 1 Unter: | daß der Vor 


nungen ausgeſprochen ſind und greichmäßige 
erſamm⸗ 
Es werden 


eine Prüfung, welchem von beiden Syſtemen der Vor⸗ ſchen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 


zug zu geben ſei. Die her 
Geſetz⸗Entwurf beiliegt, läßt uns bei ruhiger Durchle⸗ 
fung nicht verkennen, daß fie uns zuruft: man möge 
wohl überlegen, welche von beiden Steuer - Methoden 


man wählt, denn jede eigene hat ihre Laſt, nur mit dem 
Unterſchiede, daß die alte eine bekannte und gewohnte 


ie herrliche Denkſchrift, die dieſem 


(Es erhebt ſich eine bedeutende Anzahl.) 

Es iſt zweifelhaft, wofür ſich die Verſammlung ent⸗ 
ſchieden hat; aber lieber, als daß viele Zeit mit dem 
Zählen hinginge, wäre ich der Meinung, daß die Be 
rathung fortgeſetzt werde. 

(Viele Stimmen: Ja]l Ja) 


| 


Abgeordn. Naumann: Durchlaucht! Der Grund, 
der eben dafür angeführt worden iſt, das man die Dis⸗ 
kuſſion noch fortfeße, war der, daß man bis jetzt ſo viele 
Redner gehört habe, welche ſich gegen das Geſetz aus⸗ 
geſprochen haben. Es ſcheint mir allerdings wünf ens⸗ 
werth, daß auch die andere Seite mit mehreren Red⸗ 
nern noch Ghee werde, und da ich ebenfalls mich nur 
gegen den Geſetz⸗Entwnrf aussprechen könnte, fo würde 
ich für jetzt zu Gunſten dieſer Redner auf das 
verzichten. 

Marſchall: Ein Verfahren einzuhalten, welches 
demgemäß wäre, hat ſeine beſonderen Schwierigkeiten, 
weil die Redner, welche ſich gemeldet, nicht zu leich an⸗ 
gezeigt haben, ob fie für oder gegen den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf ſprechen wollen. Ich bin alſo nicht in der Mög 
lichkeit, hiernach einen Aufruf bewirken zu können, fon? 
dern müßte blos an der Ordnung feſthalten, wie die 
Redner ſich gemeldet haben. Uebrigens iſt doch au 
nicht zu verkennen, daß beide Anſichten vollkommen Ge⸗ 
legenheit gehabt und auch dieſe Gelegenheit benutzt ha⸗ 
ben, ſich auszuſprechen. ; 5 

Abgeordn. Schauß: Ich befinde mich in derſelben 
Lage, daß ich gegen das Geſetz ſprechen wollte, wenn 
nun aber keines der Mitglieder, welche für das 
zu ſprechen wünſchen, ſich das Wort erbittet, fo 
ich ebenfalls geneigt, darauf zu verzichten. 7 

Marſchall: Ich werde fortfahren, in der Ord⸗ 
nung die Abgeordneten aufzurufen, wie ſie ſich gemeldet 
haben, und wenn diejenigen, welche gegen das Geſet 


ſprechen wollen, auf das Wort zu verzichten erklären, 


ſo würde die Debatte allerdings abgekürzt werden. 
Abgeordneter Müller! A 
Abgeordn. Müller aus Wegeleben! Ich verzichte 
auf das Wort, ſtimme aber gegen Einfuhrung einer 
Einkommenſteuer. 
Marſchall: Abgeordneter Diethold! 
Abgeordn. Diethold (aus Sömmerda): 
kläre mich zwar auch gegen das Geſetz; ich habe aber 
ein Moment zu erörtern, das bis ſetzt noch nicht zu 
Sprache gekommen iſt, und kann daher auf das Wort 
nicht verzichten. 
(Er beſteigt ben die Tribüne.) f 
Nach dem vorliegenden Entwurfe zu dem Geſeb 
über deren Einführung iſt beſtimmt worden, daß die 
von einem Steuerpflichtigen zu entrichtende Abgabe le⸗ 
diglich nach deſſen Einkommen und ohne Berüäckſichtie 
gung aller übrigen Verhältniſſe deſſelben bemeſſen wer? 
den ſoll. Die Steuer, welche von einem Individuum 
gezahlt wird, iſt aber nur dann als auf den Prinzipien 
der Gerechtigkeit baſirt zu erachten, wenn dieſelbe nach 
deſſen wirklicher Steuerkraft normirt wird. Das 
kommen allein giebt aber den Maßſtab zur Steuer? 
kraft und zur Zahlungsfähigkeit nicht ab. Bei Be⸗ 
meſſung derſelben ſind noch andere Momente in 
rückſichtigung zu ziehen, namentlich die perſönli 
und Familien⸗Verhältniſſe der Steuerpflichtigen, 
Stellung deſſelben in der menſchlichen Geſellſchaft, vor 
Allem aber deſſen Verpflichtungen gegen die letztere I 
a. m. Daher kommt es, daß Perſonen von gleichen 
Einkommen häufig nicht gleiche Steuerkraft beige 
Die Einkommen⸗Steuer läßt aber nach der vorliegen“ 
den Propoſition eine Berückſichtigung aller dieſer Umſtaͤnde 


die 


nicht zu. Ich kann mich daher nur gegen dieſelbe erklͤͤten⸗ 


Abgeordn. Krüger (wir wiſſen nicht, ob der gar 
ſiſche oder der pommerſche Abgeordnete dieſes Namens 
gemeint iſt) ſpricht über die Erfahrungen, welche ſolcht 
Städte gemacht haben, die an Stelle der dt, 4h 
Schlachtſteuer die Klaſſenſteuer eingeführt haben, die 
nicht günſtig. Schließlich reſümtrt er: So wie 7 
Sache jetzt liegt, glaube ich im allgemeinen Jae 
ein Amendement ſtellen zu müſſen, das einesthells IP 
vorgetragen worden iſt, aber anderentheils noch, 6 g 
und ich erlaube es mir dahin anzugeben: „Des K 
Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten: ab⸗ 
a) von der Einführung einer Einkommenſteuer 
zꝛiuſehen; ' 
by dagegen den größeren und großen Sec. 
welchen bis jeht noch die Mahl? und Schla 
ſteuer beſteht, deren Beibehaltung, bis fit fi 
eigener Bewegung zur Einführung der Weh 
ſteuer entſchließen möchten, zuzugeftgaften jedoch 
für die Klaſſenſteuer zahlenden D cal zu laſ⸗ 
ein neues Klaſſenſteuet⸗Geſrtz möglichſt im 
fen, welches die ärmſte Vo 5 Klaſſen geringere 
Abgabenſatze überhebt, in r dle reichſten Steuer⸗ 
Sprungſätze anordnet und here Steuerſtufen als 
pflichtigen andemeſſcnett „n 1820 feftfege; f 
das Kasseler Er dieses Geſches ſtöndiſch 
d) bei der Worberneh s Fovinzen zuziehen; 
ie) ae irfen Grfehentiouef, dem nächtten 
vereinigten Landtage zur Berarhung alleranädigſt 
vorlegen zu laſſen 5 . 
N all: Es iſt richtig, was bemerkt worden if, 
Marfhal größtentheils mit den ſchon geſtellten 


A 


c) 


übereinſtimmt; . 
n Deputation enthalt er etwas Neues. 

— ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Umerftils 
ndet. . 

pe (Es erheben ſich mehr als 24 Mitglieder.) 


Er hat fle gefunden und wir würden nun sunäht 


| i das 
zu erfahren Haben, ob die, welche noch gegen Len, 
e ee zu ſprechen beabfichtigten, auf das Wort berichten 
N FGFortſetzung in der vierten Beilage.) 


nur in dem Antrage auf Zuzlehung einer 


Ich ar. 


- 


4 


Vierte Beilage 


ieee 
SGidzen den G uf fi 
1 0 Graf von Hellderf (Kommerderr, 
ſachſer ); Abgeordn. 


rovinz 


falen); üubgeorbn. 
kus, Prov. Brandenburg). 
Stellen aus den Vorträgen der übrigen Redner an: 

Abgeordn. Diergardt: Ueberzeugt, daß bei einer 


gründlichen Unterſuchung über die zunehmende Armuth, 


beer die gahtreichen, Auswanderungen es ſich beraue⸗ Versammlung! Auch ich gehöre zu denen, die das Prinzip 


der Einführung einer allgemeinen Einkommenſieuer für 


en wird, daß die jetzigen Steuer⸗Verhältniſſe weſent⸗ 


ch dazu beitragen, daß dieſe Uebelſtände zunehmen, 


habe ich die Allerhöchſte Proposition, die Einführung 


einer Einfommenfteuer. betreffend, mit Freuden begrüßt. 


ſchäftsführer in London, wo ich bereits die Einkommen⸗ 


ſteuer bezahle und daher die Scheu vor der ſo gefürch⸗ 
teten Einkommenſteuer längſt überwunden habe, ger 
ſchrieben, mir eine ganz genaue Auskunft über die Art 
der Erhebung der Einkommenſteuer mitzutheilen. Der⸗ 
ſelbe har mir die Formulare eingeſandt, giebt mir eine 


ſehr ausführliche Miteheilung darüber und ſagt am 


Schluß: „Selten kommen Reklamationen vor, indem 

man dieſe Steuer mit großer Milde behandelt“ 
Abgeordn. Hausleutner (Rawicz): Da bereits 

ausführlich Alles erörtert worden iſt, ſo erkläre ich nur, 

daß ich gegen das Geſetz ſtimme. 

Abgeordn. Sommerbrodt (vom Platze): Als ich 

mich bald nach der Vorleſung des Gutachtens vor drei 


Stunden gemeldet hatte, war es meine Abſicht, meine 


Anſichten über die Umwandlung der Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
ſteuer in eine Einkommenſteuer ausführlich zu erläu⸗ 
tern; es hat aber eine ſo große Anzahl ſtädtiſcher Ab⸗ 


geordneter dies bereits in meinem Sinne gethan, daß 


ich nur, wenn ich die Tribüne beſtiege, einen Fehler 
begehen würde, der zwar auf der Tribüne kein neuer 
iſt, vor dem ich mich aber feit 8 Wochen gehütet habe, 
namlich den, mit einigen andern Worten daſſelbe zu 
wiederholen. a 

(Bravo.) 


115 Ich füg⸗ blos hinzu, daß, ſo lange für die Mahl⸗ 
d S tfteuer kein beſſerer Erſatz, als die propo⸗ 


nirte Einkommenſteuer gegeben wird, ich glaube, daß 


die Mahl: und Schlachtſteuer für die Städte noch zweckmäßi⸗ 
ger beizubehalten und für Alle leichter zu ertragen fein wird. 
Im Allgemeinen kann ich gegen die Einkommenſteuer 
A ſtimmen, da die meiſten Städte ſchon eine Ein⸗ 
mmenſtener zur Aufbringung ihrer Kommunal⸗Abga⸗ 
haben und ich überhaupt eine Einkommenſteuer 
das einzige, Mittel halte, um gleichmäßige Beſteue⸗ 
ung, die im höchſten Grade wünſchenswerth, ja drin⸗ 
gend nothwendig iſt, zu erreichen. 
Abgeordn. von Rath (Rittergutsbeſitzer aus der 
Rheinprovinz): Ich erkläre mich für die Einkommen⸗ 


ſteuer; ich erkläre mich aus dem Grunde dafür, weil 


ich ſie als die einzige prinzipielle unter den direkten 
Steuern betrachte, die eine Ausgleichung hervorbringen 
kann, in Bezug auf die Staatsbedürfniſſe, wo die ſte⸗ 
henden Einnahmen und indirekten Steuern nicht aus; 
teichen. Ich fage mehr, die Einkommenſteuer wird 
kommen, ſie wird ein Muß werden, und ich wünſche. 
daß wir ſie freiwillig ergreifen, ehe wir ſie zu ergreifen 
8 werden, damit ſie ihren moraliſchen Werth 
nicht verliert. Ich bitte dringend, daß das Prinzip 
ausgeſprochen werde, ſtatt der Schlacht-, Mahl⸗ und 
Kiaſſenſteuer ſoll künftig eine Einkommenſteuer beſtehen, 
dann bitte ich ader den Herrn Marſchall, den vorlie⸗ 
genden Gegenſtand an die betreffende Kommiſſion zu⸗ 
kückzuweiſen, damit dieſe beſtimmtere, poſitivere und 
Rücklichere Anhaltepunkte üder die Art und Weiſe, wie 
die Steuer umzulegen iſt, aufſuche und ausſpreche, denn 


die fiskuliſche Maßregel, die die Regierung in den Vor⸗ 


dergrund ſetzt, würde ich in den Hintergrund ſetzen und 
nur da anwenden, wo die Vermuthung einer unrichti⸗ 
gen Angabe begründet ſcheint, und die den Mammon 
höher halten, als den Namen eines nationalen Preußen 
und die Moralität. 0 
Abdgeocdn. Gier (beſteigt unter Aufregung der Vers 
ſammtung dle Rednerbiigne): f ‘ 
Meine Herren, Ich din nie langweilig gewefen +. » 


Harn it, 


lege ich mir gewiſſenhaſt die 


1817 — 


Grſety⸗ Entwurf ſprachen ſich wo aus: erkläre mich aber auch PR bie Eintommenfleuer 3 


(donnerndes Lachen) 


ey: don Byla (Findratd, Proptaz well fie im Prinzip nicht gerecht iſt; das iſt der Mo: | 
en Ae, G nine (gad a, Peer Went | mans, den ic mir vogue al. 
ib, Freidert von Pato w Candſyndi. 


(Der Abgeordn. Gier motſvirt hierauf ein ſehr aus⸗ 


Wie fügen noch eis ige "für rliches Amendement, welches jedoch, nach der Erklä⸗ 
rung des Marias, bereits in den früheren Amende⸗ 
ments enthalten iſt.) \ 


Abgeord. Haniſch(Ortstichter, Prov. Sachſen); Hohe 


unbedingt das Einzige halten, um zu dem Ziele zu kom⸗ 
men, wohin wir bel der Beſteuerung kommen müſſen. 


ja ich mich aber mit den Echebungsformen nicht ganz Jh alande, das bee, Mioerfprüg, den das nee Dein: 


einverſtanden erklären konnte, ſo habe ich meinem Ges | 


zip, welches ich einen großen Foriſchritt nenne, vielleicht 
in der hoden Verſommlung findet, kein einzelner iſt, 


ols die eigentliche Weiſe, wie die Abſchätzung 


ſtattfinden ſolt. Gegen die Weiſe der Abtheilung 
würde auch ich mich erklären müſſen. Wir haben ader 
ſchon in vielen Städten eine Kommunalſteuer eingeführt, 
die eine reine Vermögensſteuer iſt, auch in der Stadt, 
welche ich zu vertreten die Ehre habe. Dort hat man 
eine Kommiſſton don 24 Mityli dern aus allen Stän⸗ 
den gebildet, dieſe haben die Abſchaͤtzung vorgenommen, 
und es hat nur ſehr wenig Reklamationen gegeben; 
nur einzelne, die zu gering waren. In der Regel hat 
ſich Keiner über eine zu hohe Abſchätzung beſchweren 
können. Ich ditte alſo die hohe Verſammlung, den 
Geſetz⸗Entwurf anzunehmen, aber unter der Modiſika⸗ 
non, daß nicht die perlönliche Abſchätzung, dle fo viel 
Gehäſſiges pat, eingefünrt werde, ſondern daß die Ab⸗ 
ſchätzung durch eine Deputation vorgenommen werde. 
Ich hade ein hierauf dezügliches Amendement aufgeſtellt 
(G. achter) 

und ich werde es Ew. Durchlaucht übergeben. 


Abgeordu. Lindner (Apotheker, Provinz Sachſen): 
Ich glaube, daß dieſe Angelegenheit zur Beſchlußnahme 
reif iſt und will Sie nicht weiter inkommediren. Als 
Vertreter zweler mähl⸗ und ſchlachtſteuerpflchrigen Städte 
ö Beaye vor: „Wie fouft 
du ſtimmen? Und ich geftebe, daß ich in Hinſicht auf 
den gedrückten Mittelſtand nur gegen Mahl⸗ 
und Schlacheſteuer ſtimmen kann, dagegen, was die 
Eintommenftiuer beiriffe, fo müſſen wit nach der Er: 
Härung des Herrn Genetal⸗Dicektors der Steuern 
von zwei Uebeln eins wählen, und in dieſer Beziehung 
werde ich dem Amendement des geehrten Abs eord⸗ 
neten aus Aachen beitteien, daß die Ein komminſteuer 
dem nächſten vereinigten Landtage vorgelegt werde: na⸗ 
mentlich beſtimmt mich dazu die vortreffliche Rede des 
geehrten Abgeordneten aus Köln. 8 


Abgeordn. von Brünneck: Ich eikläre mich ent: 
ſchieden für Annahme der königuchen Propoſition ihrem 
Prinzipe nach. Ich glaube, daß es das emzige richtige 
Peinzip ict, welches der Beſteuttung zu Grunde gelegt 
erden kann. Ich habe an dererſeits nicht geglaubt, 


daß ich hier ſo viele Lobeserhebungen über die Mapl: 


und Schlachtſteuer hören würde. Es hat mich dus in 
der That üderraſcht. Wean nun aber deſſenungeachtet 
der gegenwärtige vereiniste Landtag ſich noch nicht da⸗ 


ſür ‚entfcheiden könnte, auf das Prinzſp, welches der. 


tönigiihen Propoſition zum Grunde liegt, einzugehen, 
alſo nicht die Einkommenſteuer anzunehmen, fo würde 
ich es ſehr beklagen müſſen, wenn der ſethige Landtag 
die Gelegenheit nicht benutzt, auf irgend eine Weiſe den 
ärmeren Klaſſen eine Erleichterung angedeihen zu laſſen. 
Ich würde mich alſo zunächſt für die Einkommenſteuer 
erklären, ſtimme aber dem bei, was einige Abgeordnete 
in Antrag gebracht haben, daß nämlich die Abſchaͤtzungs⸗ 
weiſe anders regulirt werde, insbeſondete dem Antraye 
dies Abgeordneten aus Düſſeldorf, der auf befondere 
Abſchaͤtzungs Kommiſſionen in den Siädten hingewieſen 
hat. Sollte ſich aber die Verſamm ung gegen jede 
Einführung einer Einkommenſteuer erklären, fo würde 
ich befürworten müſſen, daß wenigſtens von dem jetzt 
verſammelten Landtage doch irgend etwas beſchloſſen 
werde, was zur nothwendigen Etleichterung det unteten 
Voltsklaſſen gereichen könnte, und würde mich dann da⸗ 
füc eniſcheden, daß wenigſtens da, wo die Mahl: und 
Schlachtſteuer beſteyt, das Roggenmehl unbeſteuert bliebe 
und viell cht auch das Schiwernefleifh. — Ich würde 
ferner dafür ſtimmen, daß die niedrigſlen Kiaſſenſtufen 
der Klaſſenſteuer we, fielen oder doch ermäßigt würdın. 
Allerdings müßte dagegen den Staats⸗Kaſſen eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung gewährt werden; dader trage ich dirauf an, 


daß die vier höchſten Kloſſenſtzurt⸗Stuſen nötdlgenfaus 


um 100 pCt. eehüßt werden, überhaupt auf mehr Zoi⸗ 
ſchenſtufen und höhere Klaſſenſteurr⸗Sätze. Ich wollte 
noch bemeiken, daß, wenn man ſich nicht dafür ent: 
ſcheiden ſolte, wenigstens verſuchswelſe bis zum näch⸗ 


ſten Landtag die Einkommenſteuer einzuführen, es für 


die Erreichung des der königlichen Propoſülon zum 


Stunde legenden Zweckes nur noch dieſen einzigen Aus⸗ 


beten werde, eien, zu g 
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weg für den hohen Landtag geben würde. 
(Ruf nach Abſtimmung.) g 

Marſchall: Die Zeit iſt ſchon ziemlich. vorgerückt, 
es - würde nicht thunlich ſein, beute noch zur Ap ſtim⸗ 
mung zu kommen, und wir werden morgen den Gegen⸗ 
ſtand wieder aufzunehmen haben. Ich ſchſcke nur noch 
voraus, daß es wünſchenswerth fein, wird, daß die Be: 
rachung ſowohl über die Hauptfrage, als über den Ans 
trag des Abgeordneten Hanſemann gleichmäßig weiter 
geführt und zum Schluſſe gebracht werde, damit fie, 
ehe zur Ab kimmung geſchritten wird, überhaupt für ges 
ſchloſſen erklärt werden kann. Er 

Abgeordn. Hanſemann (vom Platz): 


(War durch das Geräuſch der bereits aufgeſtandenen 
Mitglieder nicht mehr zu verſtehen.) 
Marſchall: Die nächſte Sitzung findet morgen 
um 10 Uhe ſtatt. Die heutige iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurte am 9. Juni. 

Die Sitzung beginnt um 2 Uhr unter dem Vor⸗ 
fig des W J Fürſten zu Solms. Das Protokoll 
der vorigen Sitzung wir verleſen und genehmigt. 

Fürſt zu Hohenlohe: Ich erlaube mir dle erge⸗ 
bene Frage, ob bel der Hercen Kurle auch der Geſchäfts⸗ 
gang, der in der Kurie der drei Stände mit den Scheif⸗ 
ten beobachtet wird, welche über Beſchlüſſe, Petitionen 
oder ktönisl. Propofitionen betreffend, aufgeſetzt werden 
müſſen, beobachtet werden ſoll: daß dieſe nämlich erſt 
in det Abtheilung vorgelefen werden ſollen ? Bis jetzt 
iſt darüber noch nichts beſtimmt; es find ſchon mehrete 
Schreiben abgefaßt und abgeſchickt worden, g 
fie in der Abtheilung, worin ich die Ehre halte, Vor⸗ 
ſſtender zu fern, vorgeleſen find. x iin 
Ich glaube, es ıft nöthig, daß daräbet! nur elne 


wurde er, wie folgt, zue Adſtimmung gebrachi. ) 
Marſchall; Da der Gegenſtand hinreſchend erör⸗ 

tet iſt, ſo werden wir zur Abſtimmung dorädet kom⸗ 

men, und es würden diejenigen Mitglieder, die dafür 


erw, 


find, daß die Faſſung den Abtheilungen erſt vorgelegt 
werde, dies durch Aufſtehen zu erkennen zu geben haben. 

(Majorität für die Beſahung bet Frage. 
Wir kommen nun zur Verleſung des Beſchkuſſes in 
Bezug auf die ſtattgehabten Berat rungen Über das Ge⸗ 


ſchäfts Reglement. Es iſt dies ein Gegenſtand, der 


heute ſchon vorgelegt iſt, dei welchem alſo der ſo eben 
gefaßte Beſchluß keine Anwendung finder. 
Referent Fücſt Lichnowsky (operileſt dieſen 
Beſchluß.) f 1 ze 
Bemerkung über das ſo 


gekommenen Antrages Über die Verwelſüng des Haupt: 


91 


Grof Eber bard zu Stolberg: Ehe ich bau 
komme, das Referat voczutragen, erlaube ich mir eine 


kutze Geſchichte der Petricton votanzuſchicken, wle ſie in 
die Kucſe der drei Stände gelangt I. Es dat näm⸗ 
lich zustſt der Abgeordnete Camppauſen an den Mär: 
ſchal der Kurie det drei Stände den Antrag geſtellt, 
den Hinpt⸗Fanz⸗Etat für das Jahr 1847 und eine 
Uedeiſicht der Fanz Verwaltung der Jahre 1840 bis 
1846 behufs der näheren Informitung det Kurſe ah 
eine Abtbellung zu verweilen, Der Here Maiſcha 
der Drel⸗Stande⸗Kurle hat dies abgeſchlagen, und da⸗ 
rauf bat der Abgeordnete von der Heydt eine dora 
gerichtete Petition eingereicht. — Die Abtheitung, dit 
cher dieſe Petitſon des Abgeotdneten von der Hepdt 
vorgelegt wurde, glaubte ſie in det gewählten F 

nicht annedmen zu könnenz ſie verſtändlgte ſich dagegen 
mit dem Petenten dahin, daß die Faſſüng anders for⸗ 
mul tt werden möge, und ſie it neu von ihnen fo ge⸗ 
ſtellt worden: „Soll der 8 dahin ee wer⸗ 
den, daß Se. Majeſtaͤt der König allerunterthänigſt ge⸗ 
HH be e DR Der due 
Ftmanz⸗Etat und die Ubeiſicht der Finanz; Be altung 
einer Abthenung zur Brrichtetſtattung an das Plenum 


behufs Informatlon deſſelsen im Sinne des 9 11 der 
Bela brain 3. bett d. 3. kdektwikſen Dieſe 
fo. gestellte Petltien ist in der Adtheilung von 7 Mitgliedern 


bejaht; und vom 5. berneint werden. Es i nun an 
die vierte Abthellung der Herren ⸗Kurie die Bitte der 
Drei⸗Stände⸗Kurie gelangt, worin ſie ſagt: „Die Kurie 
der drei Stände des vereinigten Landtags hat deſchloſ⸗ 


fen, auf RT OO 


Etat und die Ueberſicht der Finanz: Verwaltung einer 
Abtheilung zur Berichterſtattung an das Plenum bes 
hufs Information deſſelben im Sinne des § 11 der 
Verordnung vom 3. Febr. d. J. überwieſen werden.“ 
Das Gutachten der Abtheilung der Herren = Kurie 
für verſchiedene Gegenſtände iſt nun folgendermaßen 
ausgefallen: k 
Der der Abtheilung zur Berichterſtattung überwieſene 
Beſchluß der Kurie der drei Stände, auf verfaſſungsmäßi⸗ 
m Wege Se. Majeſtät den König allerunterthänigft zu 
enen ir 
Allergnädigſt zu geſtatten, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat 
und die Ueberſicht der Finanz⸗Verwaltung einer Abthei⸗ 
lung zur Berichterſtattung an das Plenum, behufs In⸗ 
formirung deſſelben im Sinne des $ 11 der Verordnung 
vom 3. Februar d. J. überwiefen werde, 5 
läßt vor allen Dingen verſchiedene Zweifel darüber auffoms 
men, wohin eigentlich die beſchloſſene Bitte geht, was ihre 
Tendenz und Abſicht iſt. — Zuvörderſt könnte es ſich fragen, 
ob die Kurie der drei Stände damit beabſichtigt, eine Ab⸗ 
änderung des $ 11 der Verordnung vom 3. Februar d. J. 
dahin zu erbitten: 5 5 * 
daß in allen Fällen, jedesmal wenn ein vereinigter 
Landtag von Sr. Majeſtht berufen wird, auch wenn 
die Einberufung nicht zu einer der in den 88 4 — 10 
verzeichneten Angelegenheiten, nämlich wegen Aufnahme 
neuer Staats⸗Anleihen, wegen Einführung neuer Steuern 
oder Erhöhung der beſtehenden Steuer ſätze geſchieht, 
der Haupt: Finanz» Etat und eine Ueberſicht über die 
Finanz⸗Verwaltung vorgelegt werden moge. 
Allein da in der Bitte ſelbſt auf den $ 11 Bezug genommen 
wird und auch in den Motiven nichts auf die Bitte um Ab⸗ 
änderung des § 11 hindeutet, darf man annehmen, daß die 
Bitte in der That dahin weder gerichtet, noch hat gerichtet 
werden ſollen, ſondern daß ſie ſich auf dem Boden der Be⸗ 
ſtimmung des § 11 bewegt. — Es dürfte nun unzweifelhaft 
fein, daß die Beſtimmung des $ 11: Wird der vereinigte 
Landtag zu einer der in den 59 4—10 bezeichneten Angele⸗ 
enheiten einberufen, fo ſollen demſelben jederzeit der Haupt: 
Finanz Etat und eine Ueberſicht des Staatshaushaltes für 
die Zeit von einer Verſammlung zur anderen zur Informa⸗ 
tion vorgelegt werden, — keineswegs beabſichtigt, daß der 
vereinigte Landtag nur Einſicht von beiden Schriftstücken 
nehme, ſondern daß zunächſt derſelbe ſich die erforderliche 
Ueberzeugung verſchaffen ſolle, ob nach der Lage, in der ſich 
gerade der Staatshaushalt befindet, die proponirten neuen 
Anleihen, neuen Steuer⸗Auflegungen oder Steuer-Erhöhun: 
gen nothwendig erſcheinen; außerdem aber gewiß auch, daß 
der vereinigte Landtag, dem nach § 13 von Sr. Majeſtat 
ausdrücklich und allgemein das Recht beigelegt iſt: 
Sr. Majeſtät Bitten und Beſchwerden in inneren An: 
gelegenheiten des ganzen Staates und mehrerer Pros 
vinzen vorzutragen, * 
dadurch Gelegenheit erhalten ſoll, Bilten, die ſich auf den 
Staats⸗Haushalt und die Finanz Verwaltung beziehen, Sr. 
Majeſtät zur huldvollen Berückſichtigung bei der Feſiſtellung 
des Haupt⸗Finanz⸗Etats, ſo wie bei der Benimmung über 
die Verwendung der Staats⸗Einnahmen und der dabei ſich 
ergebenden Ucberfhüffe zu den Bedurfniſſen uno zur Wohl: 
fahrt des Landes, welche nach $ 11 mit klaren Worten für 
em Recht der Krone erklart ſind, vorzulegen; und daß da⸗ 
durch der Gedanke von ſelbſt ausgeſchioſſen wird, als könne 
eine auf dieſe Gegenſtande gerichtete Bitte irgendwie auch nur 
im entfernteſten Etwas, wie einen Eingriff in das Recht der 
Krone intendiren. — Hiernach wird man alſo die Petition 
der Kurie der drei Stande dahin aufzufaſſen haben, daß ſie 
innerhalb der durch das Geſchäfts Reglement veſtimmten 
Formen, für die Berathungen und Verhandlungen des ver⸗ 
einigten Landtages, den Weg duch Se. Majeſtat erbitten 
will, auf dem ſich der Landtag die Information über die 
Lage des Staats- Haushaltes und über die Fmanz⸗Verwaltung 
ewinnen ſoll, zum Zweck deren die Vorlegung des Haupi⸗ 
Finanz⸗Etats und die Ueberſicht der Finanz⸗Verwaltung im 
$ 18 angeordnet iſt. — Ware man alſo über die Ten⸗ 
denz der Bitte im Klaren, jo bleibt noch zweifelhaft, 
ob die Abſicht dahin geht, daß die oft gedachten Schriſc⸗ 
füde einer aus dem Herrenſtande und den übrigen Standen 
ſemeinſchaftlich zufammengefegten Abtheilung zur Bericht⸗Er⸗ 
Rattung an das Plenum der vereinigten Kurien oder zweien, 
aus jeder Kurie beſonders gebildeten Abtheilungen zur Be: 
richt⸗Erſtattung an das Plenum jeder einzelnen Kurie behufs 
Informirung derſelben im Sinne des $ 11 überwieſen wer: 
den ſolle. — Schon nach gewohnlichen grammatiſchen und 
logiſchen Auslegungs⸗Regeln wird man aber annehmen muſ⸗ 
fen, daß die Verweiſung an eine Abtheilung der einzelnen 
Kurien und Berichterſtartung der Abtheilung an das Plenum 
der betreffenden Kurie gemeint iſt, und daß folglich die Kurie 
der drei Stande wohl nicht der Anſicht geweſen iſt, die von 
beiden Kurien gemeinſam vorzunehmende Berathung über die 
deutliche Beſtimmung des $ 14 der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar a. c. hinaus noch auf Gegenſtände ausdehnen zu wol⸗ 
len, die nicht dahin gewieſen ſind. — Nachdem ſo der eigent⸗ 
liche Sinn der Bitte der Drei⸗Stände⸗Kurie ins Klare ger 
ſetzt worden, glaubt die Majorität der Abtheilung derſelben 
De und die hohe Kurie auffordern zu müſſen, ein Gleis 
ches zu thun. 5 
Die Minorität der Abtheilung ſetzte folgende Punkte 
dieſem Antrage entgegen: 


1) daß in der Art, wie fie dieſe Petition auffaſſen zu 
nuten glaube, darin nicht allein die Abſicht, ſich die 
nöthigen . im Sinne des 911 zu verſchaf⸗ 
fen, fondern auch die eines beſtimmten, ihr nicht ge⸗ 
ſetzlich ſcheinenden Einfluſſes bei Feſtſtellung des Haupt⸗ 
Iinanz⸗Etats zu liegen ſcheine; \ 1 
die. Einſetzung einer beſonderen Abtheilung für die 
Prüfung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und die ueberſicht 
der Finanz» Verwaltung halte fie deswegen nicht für 
nethwendig, weil die Information, auf die es nach 
11 der Verordnung vom 3. Februar a. c. bei ers 
orderter ſtändiſcher Zuſtimmung zu neuen Steuern 
oder neuen Anleihen ankomme, durch die zur Bera⸗ 
thung der einzelnen proponirten Finanz» Maßregeln 
eſetzten Abtheilungen zu erlangen ſei; daß aber 
Bitten und Wünſche einzelner Mitglieder des 


30 


dier Ser Doieftöt, ben ] . datigten Lanbtages in Bezug, eu die gaanz Wer. 
König Aueruntertoaͤnigſt aN 2 „le ung auf dem Gege der Petition eingebracht und 
9 „Alergnädigft — ehem, daß der Haupt · Finanz dann, der Natur der Sache nach, an eine Abtheis 
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lung gewieſen werden konnten, welche dadurch wie⸗ 

detum darauf hingewieſen ſein würde, zur Begutach⸗ 
tung dieſer Petitionen den Haupt⸗Finanz⸗Etat und 
die Ueberſicht des Staats⸗ Haushaltes einer genaueren 
Prüfung zu unterwerfen; 

3) daß es als eine Anomalie zu betrachten ſein dürfte, 
wenn eine Abtheilung ernannt würde, welche in 
Folge ihrer Berathung Petitions⸗ Anträge in Be: 
zug auf die Finanz» Verwaltung formiren wollte, 
oder wenn die Kurien eine Erklärung abgeben 
ſollten, zu der fie durch eine allerhöchne Propoſition 
nicht aufgefordert wären, welches aber unfehlbar ge⸗ 
ſchehen würde, wenn im Schoße der Abtheilung keine 
beſtimmten Petitionen beſchloſſen fgien, indem doch 
jede Berathung zu einem Beſchluß führen müſſe. 

Nach den Anſichten der Majorität der Abtheilung, und 

zwar 9 Stimmen gegen 3, iſt ö 


1) nicht darauf einzugehen, welche Anſichten oder Abſich⸗ 
ten von einzelnen Mitgledern der Orei⸗Stände⸗Kurie 
dieſer Petition zum Grunde gelegt wären, fie halte 
dafür, man habe blos die Petition ins Auge zu faſ⸗ 
ſen, wie dieſelbe in der Kurie der drei Stände be⸗ 
ſchloſſen und hierher gelangt ſei, die Petition erbitte 
wörtlich nur die Einſetzung einer Abtheilung zum 
Zweck der Information des vereinigten Landtages im 
Sinne des $ 11 der Verordnung vom 3. Februar 
a. e., alſo nur das, was an denſelben geſetzlich ge: 
wieſen ſei, und worin mithin die Stände nicht zu 
beſchränken fein dürften. 
erſcheint es eben ſo unzweckmäßig als unthunlich, dem 
vereinigten Landtage die nöthige Information durch die 
zur Berathung der einzelnen von der Regierung pro⸗ 
ponixten, ſtändiſchen Zuſtimmung bedürfenden Finanz⸗ 
Maßregeln ernannten Abtheilungen verſchaffen zu laſ⸗ 
fen; denn dieſe Abtheilungen haben eine jede für ſich 
nur zu prüfen, inwiefern die ihnen gerade vorliegende 
Finanzfrage an ſich zweckmäßig und angemeſſen er: 
4 ſcheine, wogegen die Erörterung des Punktes, ob und 
wie weit die Lage des Staatshaushaltes dieſe Finanz⸗ 
Maßregel nothwendig erſcheinen laſſe, nicht zu ihrer 
beſonderen Beurtheilung gehöre, es vielmehr die Pflicht 
des Plenums der Verſammlung ſei, fid hierüber die 
- nöthige Information zu verſchaffen; auch erſcheint es 
nicht thunlich, daß jede dieſer einzelnen Abtheilungen 
eine fo zeitraubende und weitläufige Arbeit als ein 
Nebengeſchäft übernehme, dagegen müſſe es ihnen al⸗ 
lerdings überlaſſen bleiben, die ihnen nothig ſcheinende 
Information von der zu dieſem Behuf beſonders er⸗ 
nannten Abtheilung ſich zu fordern. Ferner ſei es 
als wahrſcheinlich anzunehmen, daß jede dieſer ver⸗ 
ſchiedenen Abtheilungen eine andere Meinung über 
die Lage des Staatshaushaltes haben und dem Ple⸗ 
num vortragen werde, ſo daß dieſes, da die verſchie⸗ 
denen Gutachten nicht gleichzeitig zur Kenntniß der 
Kurie kommen dürften, kein richtiges Endurtheil zu 
bilden im Stande fein würde. Die Majorität halt 
es dagegen für unmöglich, daß die ganze Verſamm⸗ 
lung, deren Thätigkeit durch die zahlreichen Petit io⸗ 
nen, welche ſich in Zukunft voraus ſichtlich nicht vers 
mindern mochten, und durch die oft umfangreichen 
Allerhöchſten Propoſitionen in Anſpruch genommen 
iſt, den Zuſtand der Finaz⸗Lage unterſuchen und ſich 
die Information von den Verhaltniſſen des Staats⸗ 
haushaltes verſchaffen kann, die ſich nach der durch 
ee ihr zuerkannten Verpflichtung gewinnen 
müſſe. 
Es bleibe daher nichts Anderes übrig, als daß, 
fo wie überhaupt die Abtheilungen die Organe find, 
deren der vereinigte Landtag ſich bedient, um die an 
ihn gewieſenen Gegenſtände in der erforderlichen Art 
vorbereiten zu laſſen, die zu beſchaffende Information 
einer Abtheilung zu übertragen, welche aus Mitglie⸗ 
dern zuſammengeſetzt ware, denen die zu einer ſolchen 
Unterſuchung erforderlichen, nicht fo haufig anzutref⸗ 
fenden Finanz Kenntniſſe beiwoynten; die daher im 
Stande fein dürften, dieſe Arbeiten mit befonderer 
Geſchicklichkeit vorzunehmen und raſcher und beſſer zu 
vollenden. 

Weiter erſcheint es durchaus nicht ausführbar, 
wenn jedes eutzelne Mitglied des Landtags ſich die 
ihm wünſchenswerth ſchemenden Exlauterungen von 
x dem Landtags: Kommifjarius erbitten wolle; auch 
dürfte durch dieſe bejtimmte Abtheilung manche uns 
begründete Petition verhindert werden. 

3) Nach der Anſicht der Majorität der Abtheilung kann 


2) 


1 


aber nicht behauptet werden, daß die erbetene Er⸗ 


nennung einer ſolchen beſonderen Abtheuung excep-⸗J und Darüber an die Kurie zu berichten, 


tionell und nicht unter das Geſetz zu ſubſumiren ſei, 
denn im § II ſei dieſer Weg weder geboten, noch 
verboten, ſondern nur geſagt: 
es ſolle der Haupt: Finanz⸗ Etat und die ueber⸗ 
ſicht über den Staatshaushalt dem vereinigten 
Landtage zur Information vorgelegt werden, 
zu welchem Zwecke und auf welchem Wege die In⸗ 
formation erlangt werden ſolle, iſt daher im Geſetz 
nicht beſtimmt, und es kommt ſomit nur darauf an, 
den § 11 zu interpretiren. 

Dieſe Interpretation kann nicht nur füglich ſo gegeben 
werden, daß ſich der Landtag die erforderliche Information 
durch das reglemenismaßige Organ einer Abtheuung ver: 
ſchaffen fol, ſondern es iſt, wie ſchon vorher entwickelt wor⸗ 
den, auch durchaus zweckmaßig und im Iniereſſe der Regie⸗ 
rung ſelbſt gerathen, die Interpretation, fo wie fie durch die 
Petition erbeten wird, zu geben. Endlich iſt es gewiß wün⸗ 
ſchenswerth, daß der Landtag und durch die gelattete Ver⸗ 
offentlichung feiner Verhandlungen das ganze Land von dem 
guten Zuſtande des Staats⸗ Haushaltes vollſtändige und Übers 
zeugende Kenntniß erhalt; auch werden hierdurch unge⸗ 
gründete, auf Unkenntniß der Verhaltniſſe berupende und 
Mißtrauen in die Staatsregierung erzeugende Gerüchte ihre 
gründliche und ſie beſeitigende Widerlegung erhalten. 

Aus dieſen Gründen hat daher die Abtheilung mit neun 
Stimmen gegen drei beſchloſſen, dem Petitions⸗Antrage der 
drei Stände mit folgender Modiſikation beizutreten: 
daß Se. Majeſtät allerunterthänigft gebeten werde, es 
Allergnädigſt zu geſtatten, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat 


iſt aber nicht wohl veteindar mit der Beſtimmung 


Venlag und Drud von Graf, Bortb u Comp | 


und bie. Meberfiht der Finanz⸗ Verwaltung einer Abtheis 
II jeder Kurit zur Berichterſtattung an das Plenum 


diaſtiben behufs Införmirung der Kurien im Sinne des 
5 11 der Verordnung vom 3, Februar a. c. überwieſen 
werde. 


Marſchall: Ich eröffne die Berathung. 
Finanz: Minifter von Düesberg: 
Beſtimmung im § 11 der Verordnung wegen 


Nach der 
der Bil⸗ 


dung des vereinigten Landtages ſollen demſelben der 


Haupt⸗Finanz⸗Etat und eine Ueberſicht des Staatshaus⸗ 
haltes zur Information vorgelegt werden, jedoch nur in 
den Fallen, wenn es ſich handelt, entweder um eine neue 
Anleihe oder um eine ſolche Veranderung in der beſtehenden 
Steuerverfaſſung, welche entweder eine Erhöhung der 
beſtehenden Steuern oder eine neue Steuer zum 

ſtande hat. Es ſteht alſo die Vorlegung des Haupt⸗ 
Finanz⸗Etats, ſo wie die Ueberſicht des Staatshauspal⸗ 
tes, in genaueſtem Zuſammenhange mit den Propofisios 
nen wegen Finanzfragen; und. es iſt der Zweck; durch 
diefe Vorlage die Verſammlung in den Stand zu ſeben, 
ein Urtheil darüber zu fallen, ob es nothwendig ſei, mit 
einer Anleihe oder mit einer Erhöhung der Steuern oder 
mit einer neuen Steuer vorzugehen. Es find dieſe Mit⸗ 
theilungen des Staatshaushaltes und des Finanz⸗Etatt 
keine ſeldſtſtandigen Vorlagen, ſondern fie ſind Mittgei? 
lungen, welche die Beſtimmung haden, behufs gewiſſer 
Propoſitionen den vereinigten Landtag in den Stand zu 
ſetzen, über dieſelben ſeldſtſtändig ein wohl motivi 
Urtheil zu fällen. Ueber dieſe Propoſitionen ſelbſt hat 
nur eine Verſammlung der vereinigten beiden Kutien 
zu berathen und eine Erklärung abzugeben. Es kann 
alſo auch die Information, welche nothwendig iſt, um 
ein Urtheil darüber zu fällen, ob die Propoſition an? 
zunehmen fer oder nicht, auch nur den versinigten Au 
rien eriheile werden. Man würde, glaube ich, üder den 
Zweck und auch üder die Abſicht des Gesetzes hinauf 
gehen, wenn man eine ſolche Information miitelſt einer 
Berathung in getrennten Kurien dewuken wollte. f 
Information iſt deſtimmt für die Vecſammlung der 


vereinigten Kurien, und alfo muß die Angelegenheit we? 


gen dieſer J formation als eine ſolche behandelt weiden, 
welche beide Kurien gemeinſchaftlſch betrifft. — Daber 
eniſpricht meines Ecachtens der Antrag, daß in jeder 
Kurie von einer beſonderen Abtheilung der Finanz rat 
und die Ucberficht- des Staatshaus alis durchgeſeden 
werden, um die erforderliche Informatton dehufs 
Prufung der Finanz: Propoſitionen zu verſchaffen, nal 
dem Sinne des Gesetzes. So wie dieſe Propoſitione 
ſelbſt lediglich deſtiamt find füc die Verſammlung der 
vere.nigten Kurten, eben fo muß jede Information 
jede Vorbereitung in dieſer Beziehung lediglich als 
genſtand der vereinigten Kutien angeſehen werden; 
einzelnen Kutien können in diefer Materie nicht abhe⸗ 
ſondert handeln. Es iſt dies um ſo nothwendiger, 
die Frage, ob eine Anleihe nothwendig fet, ob eine neil 
Steuer einzuführen fei? in verschiedenen Richtungen eine 
Prüfung der Finanzlage des Staates erfordert. Es kat 
nach dieſer Finanzlage ſehr wohl eine Anleihe 188 
fein, odne daß irgend eine neue Steuer motivirt 
und umgekehrt; es muß alſo bei Etörte rung der Fr 

ob der Fnanzzuſtand des Landes eine neue Steuet 
eine nue Anleihe nöthig macht? auch der Finanzzuſt⸗ 
jedesmal von dieſem ſpeztellen G.ſichtepuntte aus 
Auge gefaßt werden. Sobald man duvon abgeht, 16 
Finanz = Etat und die Uederſicht des Staatshaus alls 
aus dis ſe n ſpeziellen G. ſichtspuntte zu peüfen, ſo f 
man von ſeldſt dazu, den Staatshaushalt nach alls“ 
meinen Geſichtspunkten ohne eine beſtimmte Ri N 
zu prüfen, und die Folge davon iſt, daß ein ſelch⸗s us 
faoeın zu einem Monicen führt. und das Meſultat 405 
ibeil üder den Staatshaushalt im Ganzen duldet daß 


den Ständen die Kontrole des Staatshausha ud fi 
zuſteht. Ich muß mich deshalb dagegen erklären, Sen 
in ieder Kurie deſondere Abdtheilunzen beſtenn ien 
dea, um ſich über den Staats aus galt zu 1 7 
zwar, ſofern es ſich, wie bier, blos um 2 
tition handelt, dahin g. ſt, llt fein laſſen, ob 48 ob die 
ſen iſt, zur Vorbereitung eines Urtheils da aagen. eis 
Lage des Staarsyaushalts. die Propoſition“ Abibellung, 
ner Anleihe oder Steuer lechtfertige, eiche dieſe Pros 
getrennt von derjenigen ni. derzuſeben aue mit aber; 
pofitionen. ſelbſt vorzuberenen bat, dans, und fo hat 
zu bemerken, daß es, meines „ ſch gedacht, die Auf⸗ 
auch wool das G. ſetz die der Finanz⸗Propoſitio⸗ 
gabe dir mit der Vorder ung beauftragten Aet «lung 
nen füc die Plenat⸗Berath Haupt: 2 d 
a . ch den Haupt⸗Finanz⸗Etat un 
iſt, zu gleicher Zeit ua haus balls mit Nuͤckſicht auf 
die Uederſicht des on, b zu fassen und in bieft 
jene Propofitionen ins Aus, tun chien 
Beziehung die vereinigten Nutten näher zu unt tube 
damit dieſelben in den, Sand geſetzt find, ein 1 aß; 
zu fällen, od es Bedürfniß f.i, mit einer Finanz- M “ 


regel vorzugehn⸗ 
(Schluß folgt.) \ 
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